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B. Ministerium fiir Inneres und Sport

Verfolgung von Verkehrsordnungswidrigkeiten

RdErl. d. MI v. 28. 4. 2015 — 22.2-05140/12.3 —

— VORIS 21011 —

Bezug: a) RdErl. v. 2. 12. 1996 (Nds. MBL. 1997 S. 3), gedndert durch
RdEIL v. 22. 2. 2001 (Nds. MBL S. 297)
— VORIS 21011 00 00 00 032 —
b) RAErl. v. 14. 3. 2008 (Nds. MBL. S. 464, 806; Nds. Rpfl. S. 133)
— VORIS 21014 —

1. Allgemeines
1.1 Begriff der Verkehrsordnungswidrigkeiten

Verkehrsordnungswidrigkeiten sind geméaft § 24 StVG vor-
sitzliche oder fahrldssige Zuwiderhandlungen gegen Vorschrif-
ten einer aufgrund des § 6 Abs. 1 StVG erlassenen Rechts-
verordnung, insbesondere der StVO und der StVZO, oder ge-
gen Anordnungen, die aufgrund dieser Rechtsverordnungen
getroffen wurden, sowie vorsitzlich oder fahrlissig begangene
Zuwiderhandlungen gegen § 24 a oder 24 c StVG.

1.2 Unverzugliche Bearbeitung

Verfahren wegen Verkehrsordnungswidrigkeiten sind so
einfach und so schnell wie moglich zu bearbeiten. Ein verzo-
gerter Verfahrensablauf erschwert das Ermittlungsverfahren
und beeintrdchtigt die verkehrserzieherische Wirkung der
Mafinahmen.

1.3 Zustandigkeit

Fir die Verfolgung von Verkehrsordnungswidrigkeiten sind
die Landkreise und kreisfreien Stdadte (Bu3geldbehérden) und
bis zur Abgabe der Sache an die zustdndige Bufigeldbehorde
die Polizei zustdndig (§ 7 Nr. 5 ZustVO-OWi).

1.4 Opportunitétsprinzip

(1) Die Verfolgung von Verkehrsordnungswidrigkeiten liegt
im pflichtgeméaflen Ermessen der Bufigeldbehorde und der Po-
lizei (§§ 47, 53 OWIiG). Sie konnen

— von der Verfolgung der Tat absehen,

— wegen Geringfigigkeit der Tat eine Verwarnung erteilen
oder

— ein Ermittlungsverfahren betreiben.

(2) Von der Verfolgung einer Verkehrsordnungswidrigkeit
kann u. a. abgesehen werden, wenn

— die Zuwiderhandlung unbedeutend ist und eine Belehrung
oder ein Hinweis ausreichend erscheint oder

— bereits vor Aufnahme von Ermittlungen ersichtlich ist,
dass ein ausreichender Tatnachweis oder die Feststellung
der betroffenen Person nicht moglich erscheint oder der
Ermittlungsaufwand aufler Verhiltnis zur Bedeutung der
Tat steht.

(3) Mit dem Opportunititsprinzip ist auch vereinbar, die
Verfolgung von fiir die Verkehrssicherheit nicht oder kaum
bedeutsamen Zuwiderhandlungen zugunsten einer nachdriick-
licheren Verfolgung gefahrlicher und unfalltrdachtiger Zuwi-
derhandlungen im Straflenverkehr zu beschranken.

1.5 Vordrucke

(1) Fiir das automatisierte Verfahren ist der Tatbestandska-
talog Verkehrsordnungswidrigkeiten — Niedersachsen — zu
verwenden. Als Anzeige sowohl im Verwarnungs- als auch im
Bufgeldbereich ist ein Datenermittlungsbeleg (PolN 163) oder
eine Sammelanzeige mit den den Tatvorwurf konkretisieren-
den Daten zu verwenden.

(2) Die im Tatbestandskatalog enthaltenen Hinweise zu des-
sen Anwendung und Anleitungen fiir das Ausfillen des Da-
tenermittlungsbeleges sowie Hinweise zur Sammelanzeige
sind zu beachten.

(3) Die Angaben auf der Anzeige sollen gut lesbar (z. B.
durch Stempelaufdruck) erfolgen.

2. Verwarnungsverfahren
2.1 Allgemeines

(1) Die Verwarnung ist ein wichtiges Verkehrserziehungs-
mittel. Sie dient dazu, einer betroffenen Person bei einer le-
diglich geringfiigigen Verkehrsordnungswidrigkeit das Fehl-
verhalten maglichst sofort vorzuhalten, ohne eingehende Er-
mittlungen tber die Tat vorzunehmen. Die Verwarnung soll
eine betroffene Person anhalten, die Verkehrsvorschriften kiinf-
tig besser zu beachten.

(2) Verwarnungen kénnen miindlich oder schriftlich erteilt
werden.

2.2 Geringfiigige Verkehrsordnungswidrigkeiten

(1) Bei einer unbedeutenden Verkehrsordnungswidrigkeit
kommt eine Verwarnung ohne Verwarnungsgeld in Betracht.

(2) Bei einer geringfiigigen Verkehrsordnungswidrigkeit
kann eine betroffene Person verwarnt und von ihr ein Verwar-
nungsgeld erhoben werden. Auf diese Weise kann ein Verfah-
ren rasch und ohne groflen Aufwand erledigt werden. Das
Verwarnungsgeld betrdgt mindestens 5 EUR und, wenn das
Gesetz nichts anderes bestimmt, héchstens 55 EUR (§ 56 Abs. 1
OWiG). Einer betroffenen Person ist die begangene Verkehrs-
ordnungswidrigkeit vorzuhalten.

(3) Ob eine Verkehrsordnungswidrigkeit als geringfiigig an-
gesehen werden kann, richtet sich nach der Bedeutung der
Zuwiderhandlung und nach dem der betroffenen Person zu
machenden Vorwurf. In der Regel liegt ein derartiger Sachver-
halt vor, wenn im Tatbestandskatalog ein Regelsatz unter 60 EUR
ausgebracht ist. Eine Verwarnung ist aber auch nicht ausge-
schlossen in Fillen, in denen fiir eine Verhaltensweise im Tat-
bestandskatalog ein Regelsatz von 60 EUR oder mehr ausge-
bracht ist, wenn sich die Verkehrsordnungswidrigkeit im Rah-
men einer Gesamtbetrachtung der in Satz 1 genannten Voraus-
setzungen ausnahmsweise als geringfiigig erweist. In derartigen
Fillen ist im Feld ,,Euro“ des Datenermittlungsbeleges der Be-
trag des angebotenen Verwarnungsgeldes einzutragen und unter
,Bemerkungen“ eine entsprechende Begriindung erforderlich.

(4) Grob verkehrswidriges oder ricksichtsloses Verhalten
steht grundsitzlich der Erteilung einer Verwarnung entgegen.

(5) Eine Verwarnung ist unzuldssig gegentiber Exterritoria-
len und bevorrechtigten Personen sowie gegeniiber Kindern
(bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres).

2.3 Zustdndigkeit
Verwarnungen wegen Verkehrsordnungswidrigkeiten kon-
nen erteilen
— die zustdndigen Bufigeldbehorden (§ 56 OWiG),
— die hierzu erméchtigten im Auflendienst tdtigen Beschif-
tigten dieser Behorden (§ 57 Abs. 1 OWiG) oder

— die hierzu erméachtigten Beamtinnen und Beamten des Po-
lizeidienstes (§ 57 Abs. 2 OWiG).

2.4 Wirksamkeit der Verwarnung

Die Verwarnung mit Verwarnungsgeld ist ein mitwirkungs-
bedurftiger Verwaltungsakt. Sie wird nur wirksam, wenn die
betroffene Person nach Belehrung tiber ihr Weigerungsrecht
mit der Verwarnung einverstanden ist und das Verwarnungs-
geld sofort bezahlt oder innerhalb einer Woche tiberweist
(§ 56 Abs. 2 OWiG). Nach wirksamer Verwarnung ist die Tat
nur noch beschrankt verfolgbar (§ 56 Abs. 4 OWiG).

2.5 Verwarnungsverfahren durch die Polizei
2.5.1 Verwarnung an Ort und Stelle

(1) Bei einer geringfiigigen Verkehrsordnungswidrigkeit ist
die Angelegenheit moglichst durch eine Verwarnung an Ort
und Stelle zu erledigen. Das gilt auch bei Verkehrsunfillen.
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Das Verwarnungsgeld ist grundsétzlich bargeldlos vor Ort
mittels EC- oder Kreditkarte tiber das mobile Zahlungstermi-
nal zu bezahlen. Die Zahlung ist durch Aushéndigen des Kun-
denbelegs des mobilen Zahlungsterminals (PolN 166 neu) zu
quittieren. Der Hdndlerbeleg (PolN 166 neu) des mobilen Zah-
lungsterminals verbleibt bei der Polizei. Der Kundenbeleg und
der Hédndlerbeleg (PolN 166 neu) weisen die Hohe des gezahl-
ten Verwarngeldes aus.

(2) Von der Polizei kann ausnahmsweise auch dann noch
eine Verwarnung erteilt und ein Verwarnungsgeld erhoben
und ein solches eingezahlt werden, wenn eine betroffene Per-
son in Fillen der Nummer 2.5.2 bei der Polizeidienststelle
vorspricht und der Datenermittlungsbeleg noch nicht an die
Bufgeldbehorde abgegeben worden ist. Der zuvor ausgefiillte
Datenermittlungsbeleg ist in diesem Fall zu dem bei der Poli-
zei verbleibenden Héandlerbeleg (PoIN 166 neu) des mobilen
Zahlungsterminals zu nehmen.

2.5.2 Einleitung eines schriftlichen Verwarnungsverfahrens

(1) Ist eine betroffene Person nicht in der Lage, das Verwar-
nungsgeld sofort an Ort und Stelle bargeldlos — mittels EC-
oder Kreditkarte — tiber das mobile Zahlungsterminal zu be-
zahlen, oder mochte sie sich schriftlich duflern, so ist ein Da-
tenermittlungsbeleg auszufillen und die Durchschrift der
betroffenen Person mit dem Hinweis auf die auf diesem Blatt
enthaltene Belehrung auszuhéndigen.

(2) Wird bei einer Verkehrsordnungswidrigkeit im ruhen-
den Verkehr die betroffene Person nicht an Ort und Stelle an-
getroffen, so ist ebenfalls ein Datenermittlungsbeleg auszu-
ftllen und die Durchschrift gut sichtbar am Fahrzeug zu hin-
terlassen.

(3) Kommt bei einer Verkehrsordnungswidrigkeit im flie-
fenden Verkehr eine Verwarnung in Betracht und kann die
betroffene Person ausnahmsweise nicht angehalten werden,
so ist zur Einleitung eines schriftlichen Verwarnungsverfah-
rens ein Datenermittlungsbeleg oder ggf. eine Sammelanzeige
auszufillen.

3. Einleitung eines Buf3geldverfahrens durch die Polizei

Bei allen nicht geringfiigigen Verkehrsordnungswidrigkei-
ten und in Féllen, in denen eine Verwarnung abgelehnt wird,
ist zur Feststellung des Sachverhalts umgehend ein Datener-
mittlungsbeleg auszufillen und die Durchschrift — soweit
moglich — der betroffenen Person auszuhéndigen.

3.1 Anhorung der betroffenen Person

(1) Im Interesse der Verkehrsaufkldrung ist die betroffene
Person moglichst unmittelbar im Zusammenhang mit dem
Verkehrsverstofs anzuhalten und auf ihr Verhalten hinzuwei-
sen. Thr ist grundsétzlich an Ort und Stelle Gelegenheit zu ge-
ben, sich zum Vorwurf zu duflern (§ 55 Abs. 1 OWiG).

(2) Vor der Anhorung ist die betroffene Person darauf hinzu-
weisen, dass es ihr freisteht, sich zu dem Vorwurf zu duflern.

(3) Das Ergebnis der Anhorung ist moglichst wortgetreu auf
dem Datenermittlungsbeleg zu wiederholen. Langere Ausfiih-
rungen konnen zusammengefasst werden, miissen aber den
wesentlichen Inhalt richtig wiedergeben.

(4) Verweigern Betroffene eine Aufierung, so ist auch das zu
vermerken. Zur Angabe der Personalien sind sie im Rahmen
des § 111 OWiG verpflichtet.

3.2 Kennzeichenanzeigen

Koénnen Betroffene bei Verstoflen im fliefenden Verkehr
ausnahmsweise nicht angehalten werden, ist zur Einleitung
eines Buflgeldverfahrens ein Datenermittlungsbeleg oder eine
Sammelanzeige auszufiillen.

3.3 Anzeigen durch Dritte

Es ist ein Datenermittlungsbeleg auszufiillen und ggf. das von
der anzeigenden Person tibersandte Schreiben beizuftigen.
3.4 Sonderfille
3.4.1 Verkehrsunfille

Die Anzeige erfolgt mit den Vordrucken, die bei der Unfall-
aufnahme verwendet werden. Wegen des engen Sachzusam-
menhangs zwischen der Aufnahme und der Bearbeitung von
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Verkehrsunfillen sowie der Verfolgung etwaiger Verkehrsver-
stofBe hat die Polizei Verkehrsordnungswidrigkeiten mit Un-
fallfolgen bis zum Abschluss der Ermittlungen zu bearbeiten.
Anhorungen zum Unfallhergang sind moglichst an Ort und
Stelle vorzunehmen, um der Bufigeldbehoérde sofort einen ent-
scheidungsreifen Vorgang tibersenden zu kénnen. Ist eine ab-
schlieflende Bearbeitung vor Ort nicht moglich, kann nur mit
Zustimmung der Bufigeldbehorde abweichend von der in
Satz 2 getroffenen Regelung verfahren werden. Wird eine Ver-
warnung erteilt und zahlt die betroffene Person das Verwar-
nungsgeld sofort an Ort und Stelle bargeldlos — mittels EC-
oder Kreditkarte — tiber das mobile Zahlungsterminal, so ist
das weitere Verfahren nach dem RdErl. ,,Aufnahme und Bear-
beitung von Straflenverkehrsunfillen durch die Polizei“ (Be-
zugserlass zu b) zum Abschluss zu bringen.

3.4.2 Technische Gutachten

Bei Anforderung eines technischen Gutachtens ist der Da-
tenermittlungsbeleg bis zum Eingang des Gutachtens bei der
Polizei zurtickzuhalten und zusammen mit dem Gutachten
der Bufigeldbehorde zuzuleiten. Die in der Regel spéter einge-
hende Rechnung ist mit Vordruck PoIN 287 nachzureichen.

3.4.3 Sichergestellte Fahrzeuge

Dem Datenermittlungsbeleg ist die Niederschrift iiber die
Sicherstellung eines Fahrzeuges (PolN 189) beizuftigen.

3.4.4 Sicherheitsleistungen

Dem Datenermittlungsbeleg sind die Niederschrift iiber
eine Sicherheitsleistung (PoIN 140 a) und die entgegengenom-
mene oder beschlagnahmte Sicherheitsleistung beizuftigen.

4. Weitere Aufgaben der Polizei
4.1 Beweisfotos

(1) Die Polizei wertet das von ihr zur Beweissicherung gefer-
tigte Bildmaterial aus. Nur soweit Beweisfotos von minde-
stens durchschnittlicher Qualitét vorliegen, sind Anzeigen zu
erstatten. In den Féllen der Nummer 2.5.2 Abs. 3 und Num-
mer 3.2 sind die Beweisfotos (das gesamte Messfoto, die Aus-
schnittvergroferung des Frontfotos der Fahrerin oder des
Fahrers in zweifacher Ausfertigung sowie, falls zur Lesbarkeit
erforderlich, eine Ausschnittvergroflerung des Kennzeichens
und/oder des Displays) den Anzeigen beizufiigen. Sofern auch
andere Personen auf dem Foto abgebildet sind, sind grund-
sitzlich Ausschnittvergroflerungen zu fertigen, auf denen nur
die Person auf dem Fahrerplatz erkennbar ist.

(2) Die Auswertung des Bildmaterials kann in Absprache
mit der Polizei auch von der Bufigeldbehorde vorgenommen
werden.

4.2 Abgabe an die Bufigeldbehorden

Die Datenermittlungsbelege und Sammelanzeigen sind am
Ende jeder Dienstschicht, zumindest einmal tdglich, in der
Dienststelle abzugeben. Die gesammelten Belege sind nach
Prifung — unter Beachtung der einer betroffenen Person zu-
gestandenen Vorsprache- und Zahlungsmoglichkeit — spétes-
tens am auf die Zuwiderhandlung folgenden Tag der Bufigeld-
behorde zuzuleiten.

4.3 Nachermittlungen

(1) Einem Ermittlungsersuchen der Bufigeldbehorden ist
grundsétzlich zu entsprechen (§ 161 Abs. 1 Satz 2 StPOi. V. m.
§ 46 Abs. 1 OWiG). Eine Bearbeitung hat zu erfolgen, wenn
aufgrund des Ergebnisses der kritischen Priifung der ersu-
chenden Bufigeldbehorde, insbesondere bei Bagatelldelikten
(5 bis 55 EUR), eine Erfolg versprechende Beweisfithrung zu
erwarten ist und alle eigenen Ermittlungsmafinahmen zuvor
erfolglos durchgefiihrt wurden. Hieriiber ist Nachweis zu fiih-
ren.

(2) In Verfahren des ruhenden Verkehrs, denen eine Anzei-
ge einer Straflenverkehrsbehorde zugrunde liegt, ist einem Er-
mittlungsersuchen jedoch nur in besonders begriindeten
Einzelfdllen nachzukommen.

(3) Bei Ermittlungsersuchen von Behoérden auflerhalb von
Niedersachsen sind vorbehaltlich einer anderweitigen Rege-
lung Ermittlungen durchzufithren. Ermittlungsersuchen von
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Behorden auflerhalb von Niedersachsen werden nur bearbei-
tet, wenn von der zustdndigen Bufigeldbehorde zuvor alle
Mafinahmen getroffen worden sind, die im Rahmen eigener
Ermittlungsmafinahmen vorgenommen werden koénnen. So-
fern diese Mafinahmen zuvor nicht nachweislich durchge-
fithrt worden sind, erfolgt eine unbearbeitete Riicksendung
des Ersuchens.

5. Verfahren bei kommunaler Uberwachung des flieenden Verkehrs
5.1 Unverziigliche Anzeige festgestellter Verstofle

Die Straflenverkehrsbehérden haben anlisslich der Uber-
wachung des flielenden Verkehrs festgestellte Verstofie un-
verztiglich der zustindigen Bufigeldbehorde anzuzeigen. Da-
bei sind die in Nummer 1.5 vorgesehenen Vordrucke zu ver-
wenden. Hiervon abweichende Regelungen kénnen nur ein-
vernehmlich zwischen Bufigeldbeh6rde und Strafienverkehrs-
behorde getroffen werden.

5.2 Auswertung des Bildmaterials

Die Auswertung des Bildmaterials obliegt den Bufigeldbe-
hérden. Dabei ist nach Nummer 4.1 Abs. 1 zu verfahren.

6. Aufgaben der BufSigeldbehorde im Ermittlungsverfahren

(1) Die BuBgeldbehorde hat im Bufigeldverfahren dieselben
Rechte und Pflichten wie die Staatsanwaltschaft im Strafver-
fahren (§ 46 Abs. 2 OWiG), soweit nichts anderes bestimmt ist
(insbesondere § 46 Abs. 3 bis 5, §§ 47 bis 50 und 55 OWiG).

(2) Soweit Halterfeststellungen erforderlich sind, erfolgen
diese durch die Bufigeldbehorde.

(3) Bei Kennzeichenanzeigen mit Beweisfoto ist durch Ver-
gleich des Fotos mit den Halterdaten festzustellen, ob die Hal-
terin oder der Halter des Kraftfahrzeugs als betroffene Person
infrage kommt. Soweit das wegen des unterschiedlichen Ge-
schlechts oder des Alters ausgeschlossen werden kann, ist wie
auch bei Firmenfahrzeugen der Halterin oder dem Halter des
Kraftfahrzeugs ein Zeugenanhorungsbogen zu tibersenden. In
Verwarnungsverfahren ist aus Griinden der Verfahrensbe-
schleunigung zugleich die Méglichkeit einzurdumen, die An-
gelegenheit durch Zahlung des verwirkten Verwarnungsgel-
des zum Abschluss zu bringen. In den tbrigen Féllen sind
Halterinnen oder Halter von Kraftfahrzeugen, mit denen eine
geringfiigige Verkehrsordnungswidrigkeit begangen worden
ist, zunéchst als betroffene Personen anzusehen und schrift-
lich zu verwarnen. Dabei ist ihnen in Kombination mit dem
Verwarnungsgeldangebot die Moglichkeit der Anhérung ein-
zurdumen fir den Fall, dass sie mit der Durchfithrung des
Verwarnungsverfahrens nicht einverstanden sind oder das
Verwarnungsgeld nicht zahlen. Bei nicht geringfiigigen Ver-
kehrsordnungswidrigkeiten erfolgt die Anhoérung durch Uber-
sendung eines Anhorungsbogens.

(4) In Féllen des Absatzes 3 sind vorhandene Beweisfotos
beizufiigen. Dabei ist sicherzustellen, dass auf dem Foto nur
die Person auf dem Fahrerplatz zu erkennen ist.

(5) Schweigt die Halterin oder der Halter eines Kraftfahr-
zeugs bei einer Kennzeichenanzeige, kann aus der Halterei-
genschaft allein nicht geschlossen werden, dass diese Person
das Kraftfahrzeug zur Tatzeit gefahren hat. In derartigen Fal-
len haben die Bufigeldbehérden, soweit nicht eine Einstellung
des Verfahrens geboten ist, die betroffene Person anhand des
vorliegenden Beweismaterials zu ermitteln und ihr Gelegen-
heit zur Auflerung zu geben.

(6) Ermittlungsersuchen an andere Behorden sind nur zu
stellen, wenn das Ergebnis der eigenen kritischen Priifung,
insbesondere bei Bagatelldelikten (5 bis 55 EUR), eine Erfolg
versprechende Beweisfiihrung erwarten lédsst und alle eigenen
Ermittlungsmafnahmen erfolglos durchgefiihrt wurden. Hier-
iber ist Nachweis zu fithren. Die Ersuchen sind landesintern
an die fiir den Wohnsitz der jeweiligen Halterin oder des je-
weiligen Halters des Kraftfahrzeugs zustdndige Polizeidienst-
stelle, in den Féllen der Nummer 5 an die zustindige Buf-
geldbehoérde und ldnderiibergreifend in jedem Fall vorbehalt-
lich einer anderweitigen Regelung an die Polizei zu richten.

(7) Aus Grinden der Verfahrensbeschleunigung sollen Er-
suchen ausschlieflich um einen Fotoabgleich oder um Uber-
sendung einer Kopie eines im Pass- oder Personalausweis-
register vorhandenen Fotos landesintern auch unmittelbar an
die fiir den Wohnsitz der jeweiligen Halterin oder des jeweili-
gen Halters des Kraftfahrzeugs zustindige Pass- oder Personal-
ausweisbehorde gerichtet werden.

(8) Spatestens vor Abschluss der Ermittlungen ist einer be-
troffenen Person rechtliches Gehor zu gewéhren (§ 55 OWiG).
Der Abschluss der Ermittlungen ist in der Akte zu vermerken
(§ 61 OWIG).

7. Einstellung des Verfahrens

(1) Das Verfahren ist gemafl § 46 Abs. 1 OWiGi. V. m. § 170
Abs. 2 Satz 1 StPO einzustellen, wenn aus tatsidchlichen oder
rechtlichen Griinden die Voraussetzungen fir eine Ahndung
der Ordnungswidrigkeit fehlen (z. B. Fehlen der Verantwort-
lichkeit, Tatbestand einer Ordnungswidrigkeit wird nicht er-
fiillt, Mangel an Beweisen, betroffene Person ist nicht zu er-
mitteln, Verfolgungsverjahrung, wirksame Erteilung einer
Verwarnung in derselben Sache, Rechtfertigungsgrund).

(2) Das Verfahren kann bei voriibergehenden Hindernissen
tatsdchlicher oder rechtlicher Art gemifl § 46 Abs. 1 OWiG
i. V. m. § 205 StPO vorldufig eingestellt werden, wenn der
Sachverhalt soweit wie moglich aufgeklart ist sowie die not-
wendigen Beweismittel gesichert sind. Die Bufigeldbehorde
hat in regelméifligen Abstinden zu priifen, ob der Hinderungs-
grund noch fortbesteht.

(3) Das Verfahren kann nach § 47 Abs. 1 OWiG eingestellt
werden, wenn die weitere Verfolgung und Ahndung der Ord-
nungswidrigkeit nach pflichtgeméafiem Ermessen nicht gebo-
ten erscheint.

(4) Das Verfahren kann nach dem Opportunitétsprinzip
z. B. eingestellt werden, wenn die Aufkldrung des Sachver-
halts so aufwendig wire, dass dies zur Bedeutung der Tat und
der zu erwartenden Geldbufle in keinem angemessenen Ver-
héltnis stehen wiirde. Auch kann ein unter Wiirdigung aller
Umstédnde besonders geringer Vorwurf zu einer Einstellung
fithren. Eine Einstellung kommt im Interesse der Verkehrssi-
cherheit regelméafig nicht in Betracht, wenn es sich um eine
Hauptunfallursache handelt. Wird Anzeige von einer dritten
Person erstattet und weicht die Einlassung der betroffenen
Person in wesentlichen Punkten von den Angaben der anzei-
genden Person ab (,Aussage gegen Aussage”), ist das Verfah-
ren einzustellen, wenn weitere Beweismittel nicht vorliegen
und eine Klarung des tatsdchlichen Geschehens im Wege wei-
terer Ermittlungen nicht méglich erscheint oder unverhéltnis-
mafig wire.

(5) Die Einstellung des Verfahrens ist keine Sachentschei-
dung und hat daher keine Rechtswirkung. Die Verfolgung
kann erneut aufgenommen werden, wenn dazu Anlass be-
steht und die Verjdhrung noch nicht eingetreten ist.

(6) Weigert sich die Halterin oder der Halter eines Kraftfahr-
zeugs, mit dem eine nicht geringfiigige Verkehrsordnungswid-
rigkeit begangen worden ist, die betroffene Person zu be-
nennen und ist diese auf andere Weise nicht zu ermitteln, so
ist das Verfahren einzustellen und tber den Sachverhalt die
zustdndige Straflenverkehrsbehorde zu unterrichten, um ggf.
eine Anordnung nach § 31 a StVZO (Fithrung eines Fahrten-
buchs) zu treffen.

(7) Die Einstellung ist der betroffenen Person formlos
schriftlich mitzuteilen, sofern sie zu der Verkehrsordnungs-
widrigkeit angehort worden ist, wenn sie um einen Bescheid
gebeten hat oder sonst ein besonderes Interesse an der Unter-
richtung ersichtlich ist (§ 46 Abs. 1 OWiGi. V. m. § 170 Abs. 2
Satz 2 StPO). In der Mitteilung sind die Griinde der Einstel-
lung nur auf Antrag und dann auch nur insoweit bekannt zu
geben, als kein schutzwiirdiges Interesse entgegensteht.

(8) Eine Mitteilung der Einstellung an die eine Anzeige er-
stattende Person ist nur notwendig, wenn diese ersichtlich die
Durchfiihrung eines Bufigeldverfahrens gegen die angezeigte
Person erstrebt (§ 46 Abs. 1 OWiGi. V. m. § 171 Satz 1 StPO).
Die Angabe der Griinde fiir die Einstellung des Verfahrens ist
grundsitzlich nicht erforderlich.
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(9) Bis zur Abgabe eines Vorgangs an die zustidndige Buf-
geldbehorde kann auch die Polizei Verfahren einstellen, wenn
aus tatsdchlichen oder rechtlichen Griinden die Vorausset-
zungen fiir eine Ahndung der Ordnungswidrigkeit fehlen oder
die weitere Verfolgung oder Ahndung der Ordnungswidrig-
keit nach pflichtgeméfem Ermessen nicht geboten erscheint.
Falls sie eine Einstellung bei nicht geringftigigen Verkehrsord-
nungswidrigkeiten fiir geboten halt, vermerkt sie dies im Da-
tenermittlungsbeleg unter ,,Bemerkungen®.

8. Kostentragungspflicht der Halterin oder des Halters eines Kraft-
fahrzeugs

Stellt die Bu3geldbehorde ein Verfahren wegen eines Halt-
oder ParkverstofRes ein, weil die betroffene Person nicht vor
Eintritt der Verfolgungsverjahrung zu ermitteln ist oder die
Ermittlungen einen unangemessenen Aufwand erfordern, so
hat sie der Halterin oder dem Halter des Kraftfahrzeugs die
Kosten des Verfahrens aufzuerlegen (§ 25 a StVG). Die Gebiihr
betrdgt 20 EUR (§ 107 Abs. 2 OWiG). Die Kostenentscheidung
ergeht in Form eines Kostenbescheides, der mit der Einstel-
lungsverfiigung verbunden ist. Die gemaf} § 25 a Abs. 2 Halb-
satz 2 StVG erforderliche Anhorung der Halterin oder des
Halters des Kraftfahrzeugs erfolgt im Regelfall mit der Anho-
rung nach § 55 OWiG.

9. Akteneinsicht

(1) Die Gewdhrung von Akteneinsicht obliegt der Buf3geld-
behorde. Entsprechende Ersuchen sind ihr unverziiglich vor-
zulegen.

(2) Bei Verkehrsunfillen kann die Polizei, solange sie den
Vorgang noch nicht an die Bufgeldstelle tibersandt hat, Versi-
cherungen, Unfallbeteiligten und Geschédigten auf Anfrage
Auskunft tiber Name, Anschrift und Kfz-Kennzeichen der Un-
fallbeteiligten erteilen; bevollméichtigten Rechtsanwiltinnen
oder bevollmachtigten Rechtsanwailten kann dariiber hinaus
ein Abdruck der Verkehrsunfallanzeige (Blitter 1 bis 4) zur
Verfiigung gestellt werden. Zur Frage der Unfallursache oder

des Verschuldens darf gegentiber Versicherungen, Unfallbe-
teiligten und Geschédigten nicht Stellung genommen werden.
Der Inhalt einer erteilten Auskunft ist aktenkundig zu ma-
chen. In Zweifelsfillen ist die Entscheidung der Buf3geldbe-
horde einzuholen.

10. Aufbewahrungsfristen

(1) Akten iiber Verwarnungs- einschlielich Anschlussbuf}-
geldverfahren und tber Kostenbescheide gemafl § 25 a StVG
sind sechs Monate aufzubewahren. Die Aufbewahrungsfrist
beginnt mit Ablauf des Monats, in dem die Akten abgeschlos-
sen sind. Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist sind die Akten
unverziglich auszusondern und zu vernichten, es sei denn,
sie werden in einem laufenden Verfahren benotigt.

(2) Bei der Polizei verbleibende Durchschriften von Anzei-
gen (Datenermittlungsbelege, Sammelanzeigen, Verkehrsun-
fallanzeigen/Ausfertigung fiir die Polizei) und Beweismittel
(Lichtbildnegative, Videoaufnahmen) sind drei Jahre aufzube-
wahren. Sie dirfen nur fiir die Verfolgung der Tat als Ord-
nungswidrigkeit oder gemdfl den §§ 41 und 81 OWIiG als
Straftat genutzt werden. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit
Ablauf des Monats, in dem sich der Vorfall ereignet hat. Nach
Ablauf der Aufbewahrungsfrist sind die Durchschriften von
Anzeigen auszusondern und zu vernichten, es sei denn, sie
werden in einem laufenden Verfahren benétigt. Das Gleiche
gilt fiir Lichtbildnegative; Videobédnder sind zu loschen.

11. Schlussbestimmungen
Dieser RdErl. tritt am 20. 5. 2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt
der Bezugserlass au8er Kraft.

An die

Polizeibehorden und -dienststellen

Landkreise, kreisfreien Stddte und die Region Hannover (Bufigeldbe-
horden)

Straflenverkehrsbehérden

— Nds. MBL. Nr. 18/2015 S. 469

C. Finanzministerium

Statut der Emder Zusatzversorgungskasse
fiir Sparkassen

Bek. d. MF v. 5. 5. 2015 — 41-105-22430 —

Statutengemdfd hat der Kassenausschuss der Zusatzversor-
gungskasse fiir Sparkassen am 23. 4. 2015 die in der Anlage
abgedruckte 41. Anderung des Statuts beschlossen.

Die Anderung wurde vom MF durch Erl. vom 5. 5. 2015 ge-
nehmigt.

— Nds. MBL. Nr. 18/2015 S. 472

Anlage

41. Anderung des Statuts
der Emder Zusatzversorgungskasse fiir Sparkassen
— Einrichtung des Niedersichsischen Sparkassen-
und Giroverbandes — vom 23. April 2015

Das Statut der Emder Zusatzversorgungskasse fiir Sparkas-
sen vom 1. Oktober 1994 in der Fassung der 40. Anderung
vom 26. September 2013 wird wie folgt geédndert:

§1
Anderung des Statuts
1. § 19 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 Buchstabe d wird gestrichen.
b) Es wird folgender Absatz 5 angeftigt:
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,(5) 'Beschiiftigte, die bei der Versorgungsanstalt der
deutschen Biithnen oder der Versorgungsanstalt der
deutschen Kulturorchester freiwillig weiterversichert
sind und die deshalb nach Absatz 1 Buchst. d in der
vor dem 24. April 2015 geltenden Fassung von der
Pflicht zur Versicherung ausgenommen waren, konnen
bei ihrem Arbeitgeber bis zum 31. Dezember 2016
schriftlich einen Antrag auf Anmeldung zur Pflichtver-
sicherung stellen. *Die Pflichtversicherung beginnt in
diesem Fall am Ersten des Monats, in dem der Antrag
beim Arbeitgeber eingeht. *Eine Nachversicherung fiir
zuriickliegende Zeitraume ist nicht méglich. *Wird bis
zum 31. Dezember 2016 kein Antrag gestellt, ist die Be-
freiung von der Versicherungspflicht endgiiltig.”

2. In§62 Abs. 3 Satz 1 werden hinter den Wértern ,,(TV ATZ)“
die Worter ,,, nach § 7 des Tarifvertrages zu flexiblen Ar-
beitszeitregelungen fiir dltere Beschiftigte (TV Flex AZ)
oder nach einem vergleichbaren Tarifvertrag” eingeftigt.

§2
Inkrafttreten

'Diese Statutendnderung tritt mit Wirkung vom 24. April
2015 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt § 1 Nr. 2 zum
1. Januar 2010 in Kraft.
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D. Ministerium fiir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

Richtlinie fiir die Ubernahme
von Biirgschaften des Landes
zur Forderung des Wohnungswesens
(Biirgschaftsbestimmungen Wohnungswesen)

Gem. Erl. d. MS u. d. MF v. 4. 3. 2015 — 504-25102 —

— VORIS 65000 —

Bezug: Gem. Erl. v. 26. 1. 2012 (Nds. MBL. S. 204)

— VORIS 65000 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1. 3. 2015 wie folgt
gedandert:

1. Der Nummer 1.1 Abs. 2 wird der folgende Satz angefiigt:

,Bei Mafinahmen zur Modernisierung von Wohnraum kon-
nen auch Darlehen an Wohnungseigentiimergemeinschaf-
ten berticksichtigt werden®.

2. Nummer 2 wird wie folgt geédndert:

a)

b)

Es wird die folgende neue Nummer 2.3 eingefiigt:
,,2.3 Darlehensnehmer

Darlehensnehmer kénnen nattirliche und juristische
Personen des offentlichen und des privaten Rechts sowie
Personengesellschaften sein, im Fall der Nummer 1.1
Buchst. b auch Wohnungseigentiimergemeinschaften.”

Die bisherigen Nummern 2.3 bis 2.5 werden Num-
mern 2.4 bis 2.6.

3. Die Anlage wird wie folgt gedndert:

a)

c)

Nummer 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Der Nummer 1.1 wird der folgende Satz angefigt:

»Dies gilt nicht fiir verbiirgte Darlehen an Woh-
nungseigentiimergemeinschaften.”

bb) Es wird die folgende neue Nummer 1.2 eingefiigt:

»,1.2 Burgschaften an Wohnungseigentiimerge-
meinschaften kénnen nur fiir Darlehen nach
Nummer 1.1 Buchst. b der Biirgschaftsbestimmun-
gen Wohnungswesen tibernommen werden.“

cc) Die bisherige Nummer 1.2 wird Nummer 1.3 und
wie folgt gedndert:

aaa) Der bisherige Satz 1 wird Absatz 1.
bbb) Die bisherigen Sétze 2 und 3 werden Absatz 2.

Die bisherigen Nummern 1.3 bis 1.8 werden Num-
mern 1.4 bis 1.9.

ee) Der neuen Nummer 1.8 wird der folgende Satz an-
gefiigt:

»Dies gilt nicht fiir verbiirgte Darlehen an Woh-
nungseigentiimergemeinschaften.”
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Nummer 2.9 Buchst. ¢ erhilt folgende Fassung:

»,¢) der Darlehnsgeber das verbiirgte Darlehen aus
Griinden kiindigt, die nicht mit der Beleihung zu-
sammenhangen (Nummer 1.3 Abs. 2 Satz 2).”

Nummer 3 wird wie folgt gedndert:

aa) Es wird die folgende neue Nummer 3.5 eingeftigt:
,3.5 Dariiber hinaus hat sich der Darlehensgeber
bei Biirgschaften an Wohnungseigentiimergemein-
schaften von der Hausverwaltung folgende Unter-
lagen vorlegen zu lassen:

a) Hausverwaltervertrag einschliefilich Legitima-
tion fiir mindestens zwei Jahre Restlaufzeit,

b) Identifizierung des Hausverwalters nach dem
Geldwdschegesetz,

c) Nachweis iiber den Kontoinhaber (WEG),
d) Mitteilung tiber Hausgeldriickstinde bei den

Wohnungseigentiimern iiber die letzten drei
Jahre,

An die

e) Darstellung und Auflistung der geplanten Sa-
nierungs- oder Modernisierungsmafinahmen,

f) Darstellung und Auflistung der Sanierungs-
oder Modernisierungsmafinahmen der letzten
fanf Jahre,

g) Wirtschaftspldane der WEG der letzten drei Jahre,

h) aktueller Wirtschaftsplan mit separater Aus-
weisung der Darlehensrate,

i) jahrlich aktualisierte Wohnungseigentiimer-
liste (Name, Anschrift, Geburtsdatum, Miteigen-
tumsanteil und ggf. Angaben zur Vermietung),

j) Objektunterlagen (Lageplan, Grundriss, Wohn-
flichenberechnung usw.),

k) Teilungserkldrungen,

1) Protokoll der Eigentiimerversammlung mit Be-
schluss zur Kreditaufnahme (ordnungsgeméfie
Einladung, Angabe des Kredites nach dem Ver-
braucherkreditgesetz und eindeutige Beauftra-
gung des Hausverwalters zur Kreditaufnahme),

m) Bestdtigung des Hausverwalters, dass die ein-
monatige Anfechtungsfrist nach Beschlussfas-
sung ohne Anfechtungen verstrichen ist.

Der Darlehensgeber hat sich das Recht zur Teil-
nahme an den Eigentiimerversammlungen ein-
zurdumen.“

bb) Die bisherigen Nummern 3.5 bis 3.8 werden Num-
mern 3.6 bis 3.9.

cc) In der neuen Nummer 3.7 wird die Verweisung
L,Nummer 3.5“ durch die Verweisung ,Nummer 3.6“
ersetzt.

In Nummer 5 wird nach Satz 3 der folgende Satz einge-
fugt:

,Im Fall der Riickbiirgschaft nach Mafigabe der Ver-
waltungsvereinbarung Biirgschaften 1995 vom 20. 6.
1995/25. 10. 1995, und Birgschaftsrichtlinien fir den
Wohnungsbau vom 15. 12 1959/30. 4. 1962 (BAnz. Nr. 11
vom 19. 1. 1960, Nr. 91 vom 15. 5. 1962) steht dem fiir
Bau zustdndigen Bundesministerium und dem Bundes-
rechnungshof ein gleiches Priifungs- und Besichtigungs-
recht zu.”

Der Nummer 7.1 wird der folgende Satz angeftigt:

»,Bei Wohnungseigentiimergemeinschaften wird ein
zusitzliches Entgelt von 0,2 % auf das Restkapital des
zu verbtirgenden Darlehens jahrlich erhoben.”

Investitions- und Foérderbank Niedersachsen (NBank)

— Nds. MBI Nr. 18/2015 S. 473

Unfallverhiitungsvorschrift ,,Grundsitze der Priavention“

der Landesunfallkasse Niedersachsen

Bek. d. MS v. 4. 5. 2015 — 403-43534/3-9 —

Die Inkraftsetzung der Unfallverhtitungsvorschrift ,Grund-
sitze der Pravention — DGUV Vorschrift 1 — wurde vom MS
genehmigt.

Die vorgenannte Unfallverhiitungsvorschrift trat am 1. 4.
2015 in Kraft und wurde im Internet der Landesunfallkasse
Niedersachsen unter www.lukn.de am 7. 4. 2015 6ffentlich
bekannt gemacht.

— Nds. MBL Nr. 18/2015 S. 473
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Nds. MBL. Nr. 18/2015

F. Kultusministerium

Konféderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen;
Anderung der Gemeinsamen Kirchensteuerordnung

Bek. d. MK v. 14. 4. 2015
— 36.1-54062/1 —

Das Kirchengesetz der Konfoderation evangelischer Kirchen
in Niedersachsen tber die Erhebung von Kirchensteuern in
den evangelischen Landeskirchen (Gemeinsame Kirchensteuer-
ordnung — KiStO ev. —) vom 14. 7. 1972 i.d. F. vom 8. 3. 2014
ist aufgrund des von den fiinf evangelischen Kirchen in Nie-
dersachsen geschlossenen Vertrages iiber die Konféderation
evangelischer Kirchen in Niedersachsen vom 8. 3. 2014 mit
Wirkung vom 1. 1. 2015 unverdndert in das jeweilige landes-
kirchliche Recht tibergeleitet worden.

In der Anlage wird die im Einvernehmen mit dem MF ge-
nehmigte Anderung des Kirchengesetzes der Konfoderation
evangelischer Kirchen in Niedersachsen tiber die Erhebung
von Kirchensteuern in den evangelischen Landeskirchen (Ge-
meinsame Kirchensteuerordnung — KiStO ev. —) vom 8. 3.
2014 gemdf § 2 Abs. 9 Satz 2 KiStRG i. d. F. vom 10. 7. 1986
(Nds. GVBL. S. 281), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 16. 12. 2014 (Nds. GVBL. S. 465), bekannt ge-
macht.

— Nds. MBL. Nr. 18/2015 S. 474

Anlage

Kirchengesetz der Konfoderation
evangelischer Kirchen in Niedersachsen
zur Anderung des Kirchengesetzes
iiber die Erhebung von Kirchensteuern
in den evangelischen Landeskirchen
(Gemeinsamen Kirchensteuerordnung — KiStO ev. —)
vom 8. 3. 2014

Die Synode der Konféderation evangelischer Kirchen in
Niedersachsen hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Kirchengesetz der Konfoéderation evangelischer Kirchen
in Niedersachsen tiber die Erhebung von Kirchensteuern in
den evangelischen Landeskirchen (Gemeinsame Kirchensteuer-
ordnung — KiStO ev. —) vom 14. Juli 1972 (Kirchl. Amtsbl.
Hannover S. 107), gedndert durch Verordnung mit Gesetzes-
kraft der Rates der Konféderation vom 1. Dezember 2008
(Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 221), wird wie folgt gedndert:

§2
Kirchensteuerarten, Anrechnung
(1) Kirchensteuern kénnen erhoben werden als
1. Steuer vom Einkommen
a. in einem Vomhundertsatz der Einkommensteuer oder
b. nach Mafigabe des Einkommens (Arbeitslohns),
2. Steuer vom Vermogen
a. in einem Vomhundertsatz der Vermogenssteuer oder
b. nach Mafigabe des Vermogens,
3. Steuer vom Grundbesitz

a. in einem Vomhundertsatz der Messbetrdge der Grund-
steuer oder

b. nach Mafigabe des Einheitswertes des Grundbesitzes,
4. Kirchgeld in festen oder gestaffelten Betrdgen,

5. Kirchgeld, wenn der Ehegatte einer steuererhebenden Kir-
che nicht angehort.

(2) 'Kirchensteuern nach Absatz 1 Nrn. 1 bis 3 kénnen ent-
weder als Landeskirchensteuer oder als Ortskirchensteuer er-
hoben werden. *Werden mehrere dieser Kirchensteuerarten
von derselben Korperschaft nebeneinander erhoben, so sind
die Kirchensteuern aufeinander anzurechnen. °Kirchensteu-
ern nach Absatz 1 Nr. 4 konnen nur als Ortskirchensteuer er-
hoben werden. *Kirchensteuern nach Absatz 1 Nr. 5 kénnen
nur als Landeskirchensteuer erhoben werden. *Auf das Kirch-
geld nach Absatz 1 Nr. 5 wird als Landeskirchensteuer erho-
bene Kirchensteuer nach Absatz 1 Nr. 1 bis zur Hohe des
Kirchgeldes angerechnet.
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(3) Die Regelungen dieses Gesetzes zu Ehegatten und Ehen
sind auch auf Lebenspartner und Lebenspartnerschaften im
Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes anzuwenden.

(4) "Uber die Landeskirchensteuern beschlieften die Landes-
synoden durch Landeskirchensteuerbeschluss. *Uber die Orts-
kirchensteuern beschlieflen die zustidndigen Organe der Kir-
chensteuer erhebenden Korperschaften durch Ortskirchen-
steuerbeschluss. °In den Beschliissen ist der Erhebungszeit-
raum zu bestimmen.

(5) Liegt nach Ablauf des Erhebungszeitraums ein geneh-
migter neuer Kirchensteuerbeschluss noch nicht vor, so gilt
der bisherige Kirchensteuerbeschluss weiter; der neue Kirchen-
steuerbeschluss ist alsbald zu fassen.

(6) 'Ortskirchensteuerbeschliisse bediirfen nach Mafigabe
des landeskirchlichen Rechts der kirchenaufsichtlichen Ge-
nehmigung durch die in § 18 Absatz 2 bestimmte Aufsichts-
stelle der Landeskirche. 2Sie kénnen von der Aufsicht allge-
mein genehmigt werden.

Artikel 2
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2014 in Kraft.

Di6zese Osnabriick;
Kirchensteuerordnung
im Bereich des Landes Niedersachsen

Bek. d. MK v. 14. 4. 2015 — 36.1-54062/3 —
Bezug: Bek. v. 9. 2. 2009 (Nds. MBL. S. 272)

Die Anderung der Kirchensteuerordnung fiir die Didzese
Osnabriick im Bereich des Landes Niedersachsen vom 1. 12.
2014 ist im Einvernehmen mit dem MF am 29. 12. 2014 ge-
nehmigt worden und wird geméf § 2 Abs. 9 Satz 2 KiStRG
i.d. F. vom 10. 7. 1986 (Nds. GVBL. S. 281), zuletzt gedndert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. 12. 2014 (Nds. GVBL.
S. 465), bekannt gemacht:

Die als Anlage der Bezugsbekanntmachung veroffentlichte
Kirchensteuerordnung wird mit Wirkung vom 1. 1. 2014 wie
folgt gedndert:

1. In § 2 Abs. 4 Satz 3 wird das Wort ,,sofern® durch das Wort
,soweit” ersetzt.

2. Es wird der folgende Absatz 4 a eingefiigt:

»(4 a) Die Regelungen dieser Kirchensteuerordnung zu
Ehegatten und Ehen sind auch auf Lebenspartner und Le-
benspartnerschaften im Sinne des Lebenspartnerschaftsge-
setzes anzuwenden.”

— Nds. MBL. Nr. 18/2015 S. 474

Bischéflich Miinstersches Offizialat;
Kirchensteuerordnung
fiir den Oldenburgischen Teil der Diozese Miinster

Bek. d. MK v. 14. 4. 2015 — 36.1-54062/4 —
Bezug: Bek. v. 9. 2. 2009 (Nds. MBL. S. 275)

Die Anderung der Kirchensteuerordnung fiir den Oldenbur-
gischen Teil der Di6zese Munster (Offizialatsbezirk Oldenburg)
vom 1. 12. 2014 ist im Einvernehmen mit dem MF am 29. 12.
2014 genehmigt worden und wird gem. § 2 Abs. 9 Satz 2
KiStRGi. d. F. vom 10. 7. 1986 (Nds. GVBL. S. 281), zuletzt ge-
dndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. 12. 2014 (Nds.
GVBL. S. 465), bekannt gemacht:

Die als Anlage der Bezugsbekanntmachung vero6ffentlichte
Kirchensteuerordnung wird mit Wirkung vom 1. 1. 2014 wie
folgt gedndert:

1. In § 2 Abs. 4 Satz 3 wird das Wort ,,sofern® durch das Wort
,soweit” ersetzt.



Nds. MBI. Nr. 18/2015

2. Es wird der folgende Absatz 4 a eingefiigt:

»(4 a) Die Regelungen dieser Kirchensteuerordnung zu
Ehegatten und Ehen sind auch auf Lebenspartner und Le-
benspartnerschaften im Sinne des Lebenspartnerschaftsge-
setzes anzuwenden.”

— Nds. MBI. Nr. 18/2015 S. 474

Anderung der Landeskirchensteuerbeschliisse
fiir die Haushaltsjahre 2013 und 2014
der evangelischen Kirchen in Niedersachsen

Bek. d. MK v. 14. 4. 2015 — 36.1-54063/1 —

Bezug: Bek. v. 1. 2. 2013 (Nds. MBL. S. 211)

Mit nachstehend aufgefiihrten Beschliissen haben die evan-
gelischen Landeskirchen in Niedersachsen ihre mit Bezugs-
bekanntmachung veroffentlichten Landeskirchensteuerbe-
schlisse fiir die Haushaltsjahre 2013 und 2014 fir das Haus-
haltsjahr 2014 geédndert:

Beschluss der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig vom
21.11. 2014,

Beschluss der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers vom 28. 11.
2014,

Beschluss der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg vom 21. 11.
2014,

Beschluss der Ev.-Luth. Landeskirche Schaumburg-Lippe vom
15.11. 2014,

Beschluss der Ev.-ref. Kirche vom 14. 11. 2014.

Die Beschliisse sind am 29. 12. 2014 im Einvernehmen mit
dem MF genehmigt worden und werden nach § 2 Abs. 9
KiStRGi. d. F. vom 10. 7. 1986 (Nds. GVBL. S. 281), zuletzt ge-
dndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. 12. 2014 (Nds.
GVBL. S. 465), bekannt gemacht:

Die Landeskirchensteuerbeschlisse fiir die Haushaltsjahre
2013 und 2014 gelten inhaltlich mit der nachstehenden Maf-
gabe fort, dass nach Teil III folgender Teil IV eingefiigt wird:

LIV

Die Regelungen dieses Beschlusses zu Ehegatten und Ehen
sind fiir das Haushaltsjahr 2014 auch auf Lebenspartner und
Lebenspartnerschaften im Sinne des Lebenspartnerschaftsge-
setzes anzuwenden.“

— Nds. MBI. Nr. 18/2015 S. 475

Landeskirchensteuerbeschluss
fiir die Haushaltsjahre 2015 und 2016
der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig
vom 21. 11. 2014

Bek. d. MK v. 14. 4. 2015 — 36.1-54063/1 —

Bezug: Bek. v. 1. 2. 2013 (Nds. MBL. S. 211)

Der Landeskirchensteuerbeschluss fiir die Haushaltsjahre
2015 und 2016 ist im Einvernehmen mit dem MF genehmigt
worden und wird nach § 2 Abs. 9 KiStRG i. d. F. vom 10. 7.
1986 (Nds. GVBL. S. 281), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 16. 12. 2014 (Nds. GVBL. S. 465), bekannt ge-
macht:

Der mit der Bezugsbekanntmachung veréffentlichte Landes-
kirchensteuerbeschluss fiir die Haushaltsjahre 2013 und 2014
gilt inhaltlich mit nachstehender Mafigabe fort:

1. In Teil II letzter Absatz Satz 3 wird der Punkt durch ein
Komma ersetzt und folgender Halbsatz angefiigt: ,,die Mit-
glied der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen (ACK)
ist.”

2. Nach Teil Il folgender Teil IV eingeftigt wird:

WV,

Die Regelungen dieses Beschlusses zu Ehegatten und
Ehen sind auch auf Lebenspartner und Lebenspartner-
schaften im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes anzu-
wenden.”

— Nds. MBI. Nr. 18/2015 S. 475

Landeskirchensteuerbeschliisse
fiir die Haushaltsjahre 2015 und 2016
der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers vom 28. 11. 2014,
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg vom 21. 11. 2014,
der Ev.-Luth. Landeskirche Schaumburg-Lippe
vom 15. 11. 2014 und
der Ev.-ref. Kirche vom 14. 11. 2014

Bek. d. MK v. 14. 4. 2015 — 36.1-54063/1 —
Bezug: Bek. v. 1. 2. 2013 (Nds. MBL. S. 211)

Die Landeskirchensteuerbeschlisse fiir die Haushaltsjahre

2015 und 2016 sind im Einvernehmen mit dem MF geneh-
migt worden und werden nach § 2 Abs. 9 KiStRG i. d. F. vom
10. 7. 1986 (Nds. GVBL. S. 281), zuletzt gedndert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 16. 12. 2014 (Nds. GVBL. S. 465), bekannt
gemacht:
Die mit der Bezugsbekanntmachung veroffentlichten Landes-
kirchensteuerbeschlisse fiir die Haushaltsjahre 2013 und 2014
gelten inhaltlich mit der nachstehenden Mafigabe fort, dass
nach Teil III folgender Teil IV eingefiigt wird:

LIV

Die Regelungen dieses Beschlusses zu Ehegatten und Ehen
sind auch auf Lebenspartner und Lebenspartnerschaften im
Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes anzuwenden.“

— Nds. MBI. Nr. 18/2015 S. 475

Evangelisch-Reformierte Kirche Biickeburg;
Kirchenbeitragsbeschluss fiir die Jahre 2015 und 2016

Bek. d. MK v. 14. 4. 2015 — 36.1-54063/5 —

Bezug: Bek. v. 30. 5. 2005 (Nds. MBL. S. 497)

Der Beschluss tiber die Kirchenbeitragserhebung fir die
Jahre 2015 und 2016 vom 10. 9. 2014 ist im Einvernehmen
mit dem MF genehmigt worden und wird nach § 2 Abs. 9
KiStRGi. d. F. vom 10. 7. 1986 (Nds. GVBL. S. 281), zuletzt ge-
dndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. 12. 2014 (Nds.
GVBL. S. 465), bekannt gemacht:

,Der mit der Bezugsbekanntmachung veroffentlichte Kirchen-
beitragsbeschluss fir die Jahre 2005 und 2006 gilt inhaltlich
unverédndert fir die Jahre 2015 und 2016 fort.“

— Nds. MBI Nr. 18/2015 S. 475

Evangelisch-Reformierte Kirche Stadthagen;
Kirchenbeitragsbeschluss fiir die Jahre 2015 und 2016

Bek. d. MK v. 14. 4. 2015 — 36.1-54063/5 —

Bezug: Bek. v. 30. 5. 2005 (Nds. MBL. S. 497)

Der Beschluss tiber die Kirchenbeitragserhebung fir die
Jahre 2015 und 2016 vom 10. 9. 2014 ist im Einvernehmen
mit dem MF genehmigt worden und wird nach § 2 Abs. 9
KiStRGi. d. F. vom 10. 7. 1986 (Nds. GVBL. S. 281), zuletzt ge-
dndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. 12. 2014 (Nds.
GVBL. S. 465), bekannt gemacht:
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Nds. MBL. Nr. 18/2015

,Der mit der Bezugsbekanntmachung veroffentlichte Kirchen-
beitragsbeschluss fiir die Jahre 2005 und 2006 gilt inhaltlich
unverédndert fir die Jahre 2015 und 2016 fort.“

— Nds. MBL. Nr. 18/2015 S. 475

. Diozese Osnabriick;
Anderung des Kirchensteuerbeschlusses fiir das Jahr 2014
und Kirchensteuerbeschluss fiir das Jahr 2015

Bek. d. MK v. 14. 4. 2015 — 36.1-54063/8 —

Bezug: Bek. v. 9. 2. 2009 (Nds. MBL. S. 275), zuletzt gedndert durch
Bek. v. 9. 1. 2014 (Nds. MBL S. 82)

Der Beschluss zur Anderung des Kirchensteuerbeschlusses
fiir das Jahr 2014 vom 29. 11. 2014 und der Kirchensteuerbe-
schluss fur das Jahr 2015 vom 29. 11. 2014 sind am 29. 12.
2014 im Einvernehmen mit dem MF genehmigt worden und
werden nach § 2 Abs. 9 KiStRG i. d. F. vom 10. 7. 1986 (Nds.
GVBL S. 281), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 16. 12. 2014 (Nds. GVBL. S. 465), bekannt gemacht:

Der als Anlage der Bezugsbekanntmachung veroffentlichte
Kirchensteuerbeschluss fiir das Haushaltsjahr 2009 i. d. F.
vom 3. 12. 2012 gilt inhaltlich mit der nachstehenden Maf3-
gabe fort, dass nach Teil II folgender Teil III eingeftigt wird:

WL

Die Regelungen dieses Beschlusses zu Ehegatten und Ehen
sind auch auf Lebenspartner und Lebenspartnerschaften im
Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes anzuwenden.”

— Nds. MBL. Nr. 18/2015 S. 476

. Bischoflich Miinstersches Offizialat;
Anderung des Kirchensteuerbeschlusses fiir das Jahr 2014
und Kirchensteuerbeschluss fiir das Jahr 2015

Bek. d. MK v. 14. 4. 2015 — 36.1-54063/9 —

Bezug: Bek. v. 9. 2. 2009 (Nds. MBL. S. 278), zuletzt gedndert durch
Bek. v. 9. 1. 2014 (Nds. MBL S. 83)

Der Beschluss zur Anderung des Kirchensteuerbeschlusses
fiir das Jahr 2014 vom 29. 11. 2014 und der Kirchensteuerbe-
schluss fur das Jahr 2015 vom 29. 11. 2014 sind am 29. 12.
2014 im Einvernehmen mit dem MF genehmigt worden und
werden nach § 2 Abs. 9 KiStRG i. d. F. vom 10. 7. 1986 (Nds.
GVBL. S. 281), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 16. 12. 2014 (Nds. GVBL. S. 465), bekannt gemacht:

Der als Anlage der Bezugsbekanntmachung veréffentlichte
Kirchensteuerbeschluss fiir das Haushaltsjahr 2009 i. d. F.
vom 24. 11. 2012 gilt inhaltlich mit der nachstehenden Mafi-
gabe fort, dass nach Teil II folgender Teil I1I eingefiigt wird:

WL

Die Regelungen dieses Beschlusses zu Ehegatten und Ehen
sind auch auf Lebenspartner und Lebenspartnerschaften im
Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes anzuwenden.“

— Nds. MBL. Nr. 18/2015 S. 476

Diozese Hildesheim;
Kirchensteuerordnung
im Bereich des Landes Niedersachsen

Bek. d. MK v. 14. 4. 2015 — 36.1-54062/2 —
Bezug: Bek. v. 9. 2. 2009 (Nds. MBL. S. 269)
Die Anderung der Kirchensteuerordnung fiir die Diézese

Hildesheim im Bereich des Landes Niedersachsen vom 1. 12.
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2014 ist im Einvernehmen mit dem MF am 29. 12. 2014 ge-
nehmigt worden und wird geméfl § 2 Abs. 9 Satz 2 KiStRG
i.d. F. vom 10. 7. 1986 (Nds. GVBL. S. 281), zuletzt gedndert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. 12. 2014 (Nds. GVBI.
S. 465), bekannt gemacht:

Die als Anlage der Bezugsbekanntmachung veréffentlichte
Kirchensteuerordnung wird mit Wirkung vom 1. 1. 2014 wie
folgt gedndert:

1. In § 2 Abs. 4 Satz 3 wird das Wort ,,sofern® durch das Wort
,soweit” ersetzt.

2. Es wird der folgende Absatz 4 a eingefiigt:

»(4 a) Die Regelungen dieser Kirchensteuerordnung zu
Ehegatten und Ehen sind auch auf Lebenspartner und Le-
benspartnerschaften im Sinne des Lebenspartnerschaftsge-
setzes anzuwenden.“

— Nds. MBI Nr. 18/2015 S. 476

. Diozese Hildesheim;
Anderung des Kirchensteuerbeschlusses fiir das Jahr 2014
und Kirchensteuerbeschluss fiir das Jahr 2015

Bek. d. MK v. 14. 4. 2015 — 36.1-54063/7 —

Bezug: Bek. v. 9. 2. 2009 (Nds. MBL. S. 271), zuletzt gedndert durch
Bek. v. 12. 12. 2013 (Nds. MBI. 2014 S. 82)

Der Beschluss zur Anderung des Kirchensteuerbeschlusses
fur das Jahr 2014 vom 1. 12. 2014 und der Kirchensteuerbe-
schluss fiir das Jahr 2015 vom 1. 12. 2014 sind am 29. 12.
2014 im Einvernehmen mit dem MF genehmigt worden und
werden nach § 2 Abs. 9 KiStRG i. d. F. vom 10. 7. 1986 (Nds.
GVBL. S. 281), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 16. 12. 2014 (Nds. GVBL. S. 465), bekannt gemacht:

Der als Anlage der Bezugsbekanntmachung veroffentlichte
Kirchensteuerbeschluss fiir das Haushaltsjahr 2009 i. d. F.
vom 3. 12. 2012 gilt inhaltlich mit der nachstehenden Mafi-
gabe fort, dass nach Teil II folgender Teil III eingeftigt wird:

WL

Die Regelungen dieses Beschlusses zu Ehegatten und Ehen
sind auch auf Lebenspartner und Lebenspartnerschaften im
Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes anzuwenden.”

— Nds. MBI Nr. 18/2015 S. 476

Alt-Katholische Pfarrgemeinden
auf dem Gebiet des Landes Niedersachsen;
Kirchensteuerbeschliisse fiir das Jahr 2014

Bek. d. MK v. 14. 4. 2015 — 36.1-54063/11 —

Bezug: Bek. v. 9. 2. 2009 (Nds. MBI. S. 268), zuletzt gedndert durch
Bek. v. 12. 12. 2013 (Nds. MBI. 2014 S. 82)

Aufgrund der Neuordnung der Pfarrgemeinden des Katholi-
schen Bistums der Alt-Katholiken in Deutschland auf dem Ge-
biet des Landes Niedersachsen mit Wirkung vom 1. 1. 2014
haben die Kirchenvorstdnde der beiden neu geordneten Pfarr-
gemeinden die Kirchensteuerbeschliisse fiir das Haushaltsjahr
2014 neu gefasst. Diese sind am 29. 12. 2014 im Einverneh-
men mit dem MF genehmigt worden und werden nach § 2
Abs. 9 KiStRG i. d. F. vom 10. 7. 1986 (Nds. GVBL. S. 281), zu-
letzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. 12. 2014
(Nds. GVBL. S. 465), in der Anlage bekannt gemacht.

— Nds. MBL. Nr. 18/2015 S. 476



Nds. MBI. Nr. 18/2015

Anlage

Beschluss des Kirchenvorstandes der Katholischen Pfarrgemeinde
der Alt-Katholiken Hannover/Niedersachsen-Siid
iiber die Erhebung der Kirchensteuer fiir das Jahr 2014
vom 1. 12. 2014

I

Gemaif § 2 Abs. 5 der Kirchensteuerordnung fir die Alt-Ka-
tholische Kirche im Bereich des Landes Niedersachsen vom
6. 12. 2008 wird hiermit vom Kirchenvorstand der Alt-Katho-
lischen Pfarrgemeinde Hannover/Niedersachsen-Stid beschlos-
sen:

1.a) Fir das Haushaltsjahr 2014 wird von allen Kirchenange-
horigen, die ihren Wohnsitz oder gewohnlichen Aufent-
halt im Gebiet der Pfarrgemeinde Hannover/Niedersach-
sen-Siid haben, 9 % der Einkommensteuer (Lohnsteuer,
Kapitalertragsteuer, veranlagte Einkommensteuer), hochs-
tens 3,5 % ges zu versteuernden Einkommens bzw. des
auf das zu versteuernde Einkommen umzurechnenden
Arbeitslohns als Kirchensteuer erhoben. Das Gemeinde-
gebiet erstreckt sich tiber die Landkreise Region Hanno-
ver, Celle, Cuxhaven, Gifhorn, Goslar, Gottingen, Ha-
meln-Pyrmont, Harburg, Heidekreis, Helmstedt, Hildes-
heim, Holzminden, Liichow-Dannenberg, Liineburg, Nien-
burg/Weser, Northeim, Osnabriick, Osterode am Harz,
Peine, Rotenburg (Wiimme), Schaumburg, Stade, Uelzen
und Wolfenbiittel sowie die kreisfreien Stddte Braun-
schweig, Osnabriick, Salzgitter und Wolfsburg.

b) Bei der Berechnung der Kirchensteuer sind die Vor-
schriften des § 51 a EStG in seiner jeweiligen Fassung
anzuwenden. Daher ist in Fillen, in denen Tatbestidnde
nach §51 a Abs. 2 und 2 a des Einkommensteuergeset-
zes zu berticksichtigen sind, das zu versteuernde Ein-
kommen mafigeblich, das sich unter Berticksichtigung
des § 51 a Abs. 2 und 2 a des Einkommensteuergesetzes
ergeben wiirde.

¢) Der Kirchensteuerabzug vom Kapitalertrag ist bei An-
wendung der Hochstbegrenzung auf die tibrige Kirchen-
steuer vom Einkommen nur anzurechnen, soweit die
zugrunde liegenden Kapitalertrage in die Ermittlung des
zu versteuernden Einkommens einbezogen wurden.

d) Im Falle der Pauschalierung der Lohnsteuer betrdgt die
Kirchensteuer 6 % der pauschalierten Lohnsteuer. Weist
der Arbeitgeber die Nichtzugehorigkeit einzelner Arbeit-
nehmer zu einer kirchensteuererhebenden Kérperschaft
nach, so ist insoweit keine Kirchensteuer zu erheben.
Fiir die tibrigen Arbeitnehmer betrédgt die Kirchensteuer
9 9% der pauschalierten Lohnsteuer. Im Ubrigen wird auf
die Regelungen des landereinheitlichen Erlasses vom
23. 10. 2012 hingewiesen (Bundessteuerblatt 17/2012,
Teil I, S. 1083 f). Weiter wird zur Pauschalierung der
Einkommensteuer nach § 37 b EStG auf die Regelungen
des ldndereinheitlichen Erlasses vom 28. 12. 2006 (Bun-
dessteuerblatt 2007, Teil I, S. 76 f.) hingewiesen.

2. Bis zur Veranlagung der Landeskirchensteuer sind zu
den fiir die Einkommensteuer-Vorauszahlung bestimm-
ten Terminen (10. Mérz, 10. Juni, 10. September, 10. De-
zember) Vorauszahlungen auf die Landeskirchensteuer
nach dem geltenden Kirchensteuersatz zu leisten.

3.  Bei den Steuerpflichtigen, die im Land Niedersachsen
ihren Wohnsitz oder gewohnlichen Aufenthalt haben
und deren Lohnsteuerberechnung von einer innerhalb
des Landes Niedersachsen gelegenen Betriebsstétte vor-
genommen wird, wird die Landeskirchensteuer von den
dem Abzug vom Arbeitslohn unterliegenden Beziigen
im Lohnsteuerabzugsverfahren von den Arbeitgebern
einbehalten. Bei Steuerpflichtigen, die zwar im Land
Niedersachsen ihren Wohnsitz oder gewohnlichen Auf-
enthalt haben, deren Lohnsteuerberechnung aber von
einer auflerhalb des Landes Niedersachsen gelegenen
Betriebsstdtte vorgenommen wird, wird die Landeskir-
chensteuer nach dem im betreffenden Bundesland gel-
tenden Kirchensteuersatz einbehalten. Wenn dieser Satz
niedriger ist, und dies festgestellt werden kann, wird der
Unterschiedsbetrag nacherhoben.

II.

Die Alt-Katholische Pfarrgemeinde der Alt-Katholiken Han-
nover/Niedersachsen-Siid erhebt von den Kirchenangehori-
gen, deren Ehegatte einer steuererhebenden Kirche nicht
angehort, ein Besonderes Kirchgeld, sofern die Ehegatten nach
dem Einkommensteuergesetz zusammen veranlagt werden.

Das Besondere Kirchgeld bemisst sich nach dem gemein-
sam zu versteuernden Einkommen; es gilt folgende Tabelle:

Stufe Bemessungsgrundlage Besonderes Kirchgeld
(Gemeinsam zu versteuerndes Jahrlich
Einkommen
nach § 2 Absatz 5 EStG)
Euro Euro

1 30000 — 37499 96
2 37 500 — 49999 156
3 50 000 — 62499 276
4 62500 — 74999 396
5 75000 — 87 499 540
6 87 500 — 99999 696
7 100 000 — 124 999 840
8 125 000 — 149 999 1200
9 150 000 — 174 999 1560
10 175 000 — 199 999 1860
11 200 000 — 249 999 2220
12 250 000 — 299 999 2 940
13 300 000 und mehr 3600

Die Vorschriften des § 2 Abs. 3 Satz 1 des Kirchensteuerrah-
mengesetzes sind auf das Besondere Kirchgeld anzuwenden.

Bei der Berechnung des Besonderen Kirchgeldes sind die
Vorschriften des § 51 a EStG in der jeweils geltenden Fassung
zu beachten.

Liegen die Voraussetzungen fir die Erhebung des Besonde-
ren Kirchgeldes nicht wihrend des gesamten Veranlagungs-
zeitraumes vor, so ist der Jahresbetrag des Besonderen Kirch-
geldes mit je einem Zwolftel fiir jeden vollen Kalendermonat,
in dem die Voraussetzungen fiir die Erhebung des Besonderen
Kirchgeldes bestanden haben, festzusetzen.

III.

Die Regelungen dieses Beschlusses zu Ehegatten und Ehen
sind auch auf Lebenspartner und Lebenspartnerschaften im
Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes anzuwenden.

Iv.

Dieser Beschluss ersetzt den Kirchensteuerbeschluss der
ehemaligen Pfarrgemeinde Hannover-Niedersachsen vom
12. November 2013 im Gemeindegebiet der Pfarrgemeinde
Hannover/Niedersachsen-Siid (I.1.a).

Beschluss des Kirchenvorstandes
der Katholischen Pfarrgemeinde
der Alt-Katholiken Wilhelmshaven/Niedersachsen-West
iiber die Erhebung der Kirchensteuer fiir das Jahr 2014
vom 8. 12. 2014

L

Gemaif § 2 Abs. 5 der Kirchensteuerordnung fiir die Alt-Ka-
tholische Kirche im Bereich des Landes Niedersachsen vom
6. 12. 2008 wird hiermit vom Kirchenvorstand der Alt-Katho-
lischen Pfarrgemeinde Wilhelmshaven/Niedersachsen-West
beschlossen:

1. a) Fur das Haushaltsjahr 2014 wird von allen Kirchenange-
horigen, die ihren Wohnsitz oder gew6hnlichen Aufent-
halt im Gebiet der Pfarrgemeinde Wilhelmshaven/Nie-
dersachsen-West haben, 9 % der Einkommensteuer (Lohn-
steuer, Kapitalertragsteuer, veranlagte Einkommensteuer),
hochstens 3,5 % des zu versteuernden Einkommens
bzw. des auf das zu versteuernde Einkommen umzu-
rechnenden Arbeitslohns als Kirchensteuer erhoben.
Das Gemeindegebiet erstreckt sich tiber die Stiadte Ol-
denburg, Delmenhorst, Wilhelmshaven und Emden so-
wie iiber die Landkreise Aurich, Wittmund, Friesland,
Leer, Ammerland, Wesermarsch, Emsland, Cloppenburg,
Oldenburg, Grafschaft Bentheim, Vechta, Diepholz,
Osterholz und Verden.

b) Bei der Berechnung der Kirchensteuer sind die Vor-
schriften des § 51 a EStG in seiner jeweiligen Fassung
anzuwenden. Daher ist in Féllen, in denen Tatbestinde
nach § 51 a Abs. 2 und 2 a des Einkommensteuergeset-
zes zu bertcksichtigen sind, das zu versteuernde Ein-
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kommen mafigeblich, das sich unter Berticksichtigung
des § 51 a Abs. 2 und 2 a des Einkommensteuergesetzes
ergeben wiirde.

c) Der Kirchensteuerabzug vom Kapitalertrag ist bei An-
wendung der Hochstbegrenzung auf die tibrige Kirchen-
steuer vom Einkommen nur anzurechnen, soweit die
zugrunde liegenden Kapitalertrdge in die Ermittlung des
zu versteuernden Einkommens einbezogen wurden.

d) Im Falle der Pauschalierung der Lohnsteuer betragt die
Kirchensteuer 6 % der pauschalierten Lohnsteuer. Weist
der Arbeitgeber die Nichtzugehorigkeit einzelner Arbeit-
nehmer zu einer kirchensteuererhebenden Kérperschaft
nach, so ist insoweit keine Kirchensteuer zu erheben.
Fir die tibrigen Arbeitnehmer betrédgt die Kirchensteuer
9 % der pauschalierten Lohnsteuer. Im Ubrigen wird auf
die Regelungen des landereinheitlichen Erlasses vom
23. 10. 2012 hingewiesen (Bundessteuerblatt 17/2012,
Teil 1, S. 1083 f). Weiter wird zur Pauschalierung der
Einkommensteuer nach § 37 b EStG auf die Regelungen
des ldndereinheitlichen Erlasses vom 28. 12. 2006 (Bun-
dessteuerblatt 2007, Teil I, S. 76 f.) hingewiesen.

2. Bis zur Veranlagung der Landeskirchensteuer sind zu
den fiir die Einkommensteuer-Vorauszahlung bestimm-
ten Terminen (10. Mérz, 10. Juni, 10. September, 10. De-
zember) Vorauszahlungen auf die Landeskirchensteuer
nach dem geltenden Kirchensteuersatz zu leisten.

3.  Bei den Steuerpflichtigen, die im Land Niedersachsen
ihren Wohnsitz oder gewohnlichen Aufenthalt haben
und deren Lohnsteuerberechnung von einer innerhalb
des Landes Niedersachsen gelegenen Betriebsstitte vor-
genommen wird, wird die Landeskirchensteuer von den
dem Abzug vom Arbeitslohn unterliegenden Beziigen
im Lohnsteuerabzugsverfahren von den Arbeitgebern
einbehalten. Bei Steuerpflichtigen, die zwar im Land
Niedersachsen ihren Wohnsitz oder gewthnlichen Auf-
enthalt haben, deren Lohnsteuerberechnung aber von
einer auflerhalb des Landes Niedersachsen gelegenen
Betriebsstitte vorgenommen wird, wird die Landeskir-
chensteuer nach dem im betreffenden Bundesland gel-
tenden Kirchensteuersatz einbehalten. Wenn dieser Satz
niedriger ist, und dies festgestellt werden kann, wird der
Unterschiedsbetrag nacherhoben.

II.

Die Katholische Pfarrgemeinde der Alt-Katholiken Wilhelms-
haven/Niedersachsen-West erhebt von den Kirchenangehori-
gen, deren Ehegatte einer steuererhebenden Kirche nicht
angehort, ein Besonderes Kirchgeld, sofern die Ehegatten
gach dem Einkommensteuergesetz zusammen veranlagt wer-

en.

Das Besondere Kirchgeld bemisst sich nach dem gemein-
sam zu versteuernden Einkommen; es gilt folgende Tabelle:

Stufe Bemessungsgrundlage Besonderes Kirchgeld
(Gemeinsam zu versteuerndes Jéahrlich
Einkommen
nach § 2 Absatz 5 EStG)
Euro Euro

1 30 000 — 37499 96
2 37500 — 49999 156
3 50 000 — 62499 276
4 62500 — 74999 396
5 75 000 — 87 499 540
6 87 500 — 99999 696
7 100 000 — 124 999 840
8 125 000 — 149 999 1200
9 150 000 — 174 999 1560
10 175 000 — 199 999 1860
11 200 000 — 249 999 2220
12 250 000 — 299 999 2940
13 300 000 und mehr 3 600

Die Vorschriften des § 2 Abs. 3 Satz 1 des Kirchensteuerrah-
mengesetzes sind auf das Besondere Kirchgeld anzuwenden.
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Bei der Berechnung des Besonderen Kirchgeldes sind die Vor-
schriften des § 51 a EStG in der jeweils geltenden Fassung zu
beachten.

Liegen die Voraussetzungen fiir die Erhebung des Besonde-
ren Kirchgeldes nicht wihrend des gesamten Veranlagungs-
zeitraumes vor, so ist der Jahresbetrag des Besonderen Kirch-
geldes mit je einem Zwolftel fiir jeden vollen Kalendermonat,
in dem die Voraussetzungen fiir die Erhebung des Besonderen
Kirchgeldes bestanden haben, festzusetzen.

IIL.

Die Regelungen dieses Beschlusses zu Ehegatten und Ehen
sind auch auf Lebenspartner und Lebenspartnerschaften im
Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes anzuwenden.

Iv.

Dieser Beschluss ersetzt den Kirchensteuerbeschluss der
ehemaligen Pfarrgemeinde Hannover-Niedersachsen vom
12. November 2013 im Gemeindegebiet der Pfarrgemeinde
Wilhelmshaven/Niedersachsen-West (I.1.a).

H. Ministerium fiir Ernihrung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz

Gebiihren nach der GOVV
RdErl. d. ML v. 13. 10. 2014 — 204.1-05301-78 —
— VORIS 78530 —
— Im Einvernehmen mit dem MF —

1. Aufgrund des § 11 Abs. 5 NVwKostG vom 25. 4. 2007
(Nds. GVBL. S. 172), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 31. 10. 2013 (Nds. GVBL. S. 254), wird bestimmt,
dass von der Erhebung von Gebiithren nach der GOVV vom
29. 11. 2014 (Nds. GVBLI. S. 318) abgesehen wird bei Amts-
handlungen und Leistungen, zu denen eine Hochschule in
staatlicher Verantwortungi. S. des § 1 Abs. 1 Satz 1 NHG oder
eine Stiftung, die nach § 55 NHG Trégerin einer Hochschule
ist, im Bereich durch 6ffentliche Mittel finanzierter Antrags-
forschung Anlass gegeben hat.

2. Dieser RdErl. tritt am 3. 12. 2014 in Kraft und mit Ablauf
des 31. 12. 2019 aufder Kraft.

An

die Region Hannover, Landkreise und kreisfreien Stadte

den Zweckverband Veterindramt JadeWeser

das Niedersédchsische Landesamt fiir Verbraucherschutz und Lebens-
mittelsicherheit

— Nds. MBL. Nr. 18/2015 S. 478

Richtlinie iiber die Gewihrung von Zuwendungen
fiir die Tatigkeiten Operationeller Gruppen
im Rahmen der Europiischen Innovationspartnerschaft
»Produktivitit und Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft*
(EIP Agri) in Niedersachsen/Bremen

Erl. d. ML v. 28. 4. 2015 — 107-60012/5 —
— VORIS 78000 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land Niedersachsen gewihrt auf der Grundlage von
Artikel 35 i. V. m. den Artikeln 56 und 57 der Verordnung
(EU) Nr. 1305/2013 des Européischen Parlaments und des Ra-
tes vom 17. 12. 2013 tber die Forderung der ldndlichen Ent-
wicklung durch den Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir
die Entwicklung des landlichen Raums (ELER) und zur Auf-
hebung der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 (ABI. EU Nr. L 347



Nds. MBI. Nr. 18/2015

S. 487), zuletzt gedndert durch Verordnung (EU) Nr. 1378/2014
der Kommission vom 17. 10. 2014 (ABIl. EU Nr. L 367 S. 16)
sowie nach Mafigabe dieser Richtlinie und der VV zu § 44
LHO Zuwendungen fiir die laufenden Ausgaben der Zusam-
menarbeit von Operationellen Gruppen (im Folgenden: OG)
sowie fiir die von diesen entwickelten Innovationsprojekte im
Rahmen der Européischen Innovationspartnerschaft ,,Produk-
tivitdt und Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft” (EIP Agri).

1.2 Die nach dieser Richtlinie gewéahrten Zuwendungen er-
folgen, soweit die Projekte nicht dem Artikel 81 Abs. 2 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1305/2013 zuzuordnen sind, auf der Grund-
lage der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission
vom 18. 12. 2013 tber die Anwendung der Artikel 107 und
108 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Européischen
Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. EU Nr. L. 352 S. 1).

1.3 Ziel der Mafinahme zur Umsetzung der EIP Agri in Nie-
dersachsen/Bremen ist es, einen Beitrag fiir eine wettbewerbs-
fahige, nachhaltig wirtschaftende und tierartgerechte Land- und
Erndhrungswirtschaft durch die Verbesserung der Zusam-
menarbeit zwischen Landwirtinnen, Landwirten, Forscherin-
nen, Forschern, Beraterinnen, Beratern sowie Unternehmen
des Agrar- und Nahrungsmittelsektors, insbesondere zu den
in Anlage 1 genannten thematischen Schwerpunkten zu leis-
ten.

1.4 Aufgabe einer OG im Rahmen der EIP Agri ist es, die an
Innovationsprozessen in der Land- und Erndhrungswirtschaft
fiir einen definierten Themenbereich (Innovationsfeld) Betei-
ligten zusammenzufithren und im Rahmen eines konkreten
Projekts den Transfer von Innovationen in die land- und er-
ndhrungswirtschaftliche Praxis voranzutreiben.

1.5 Ein Anspruch auf Gewihrung der Zuwendung besteht
nicht. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehorde (LWK)
aufgrund ihres pflichtgemdflen Ermessens im Rahmen der
verfiigbaren Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Forderung
2.1 Gefordert wird die Einrichtung und Tétigkeit von OG
der EIP Agri und zwar:

2.1.1 die laufenden Ausgaben der Zusammenarbeit einer
OG,

2.1.2 Ausgaben fiir die Durchfithrung von Innovationspro-
jekten, wie
— Pilotprojekte,
— Projekte, die die Entwicklung neuer Erzeugnisse,

Verfahren, Prozesse und Technologien in der Land-
und Erndhrungswirtschaft beinhalten.

3. Zuwendungsempfinger

Gefordert werden OG

3.1 in Tragerschaft bestehender rechtsfahiger Unternehmen
bzw. Einrichtungen,

3.2 als eigenstdndige rechtsfihige Organisation oder

3.3 auf der Basis einer Kooperationsvereinbarung, bei der ein
fiir die inhaltliche und finanzielle Tatigkeit der OG haupt-
verantwortlicher Projektpartner (Projektkoordinator) zu
bestimmen ist.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Die OG ist verantwortlich fiir die Koordinierung der Pro-
jektpartner, die ordnungsgeméfie Umsetzung und finanzielle
Abwicklung des Projekts sowie die Beteiligung am nationalen
und EU-weiten Netzwerk der EIP Agri. Die OG arbeitet auf der
Grundlage eines Geschiiftsplanes geméfs Anlage 2 dieser Richt-
linie.

4.2 Eine OG muss aus mindestens drei Mitgliedern beste-
hen.

Mitglieder einer OG koénnen sein

— landwirtschaftliche und gartenbauliche Unternehmen der
Urproduktion,

— Unternehmen des vor- und nachgelagerten Bereichs der
Landwirtschaft,

— Forschungs- und Versuchseinrichtungen sowie Hochschu-
len,

— Beratungs- und Dienstleistungseinrichtungen,

— Verbénde, landwirtschaftliche Organisationen und Korper-
schaften des offentlichen Rechts.

4.3 Die OG fiihrt ein definiertes Innovationsprojekt gemafy
Nummer 2.1.2 durch. Die von der OG eingereichten Antrags-
unterlagen enthalten einen Geschiftsplan, der die in Anlage 2
genannten Angaben und Unterlagen enthalten muss.

4.4 Innovationsprojekte im Rahmen der EIP kénnen als ge-
meinsames Vorhaben durchgefithrt werden

— von mehreren landwirtschaftlichen Unternehmen,

— von landwirtschaftlichen Unternehmen mit mindestens
einem Unternehmen des vor- und nachgelagerten Berei-
ches und/oder ggf. weiteren Projektpartnern gemaft Num-
mer 4.2,

— zwischen mindestens einer Forschungseinrichtung, land-
wirtschaftlichen Unternehmen und/oder Unternehmen des
Verarbeitungs- und Vermarktungssektors sowie ggf. weite-
ren Projektpartnern gemaf Nummer 4.2.

4.5 Die Mitglieder einer OG haben ihre Beziehungen zuein-
ander inklusive Rechte, Pflichten, Regelungen im Streitfall
und Verwertung entstehender Rechte in einer Kooperations-
vereinbarung zu regeln. Die internen Verfahren der OG stellen
sicher, dass die Entscheidungsfindung fiir alle Mitglieder
transparent ist und dass Interessenkonflikte vermieden wer-
den.

4.6 Die Vorhaben miissen iiberwiegend in Niedersachsen
durchgefiihrt werden. Dies ist gewéhrleistet, wenn der in sei-
ner wirtschaftlichen Bedeutung iiberwiegende Teil des Pro-
jekts in Niedersachsen durchgefiihrt wird. Die wirtschaftliche
Verwertung soll ebenfalls iiberwiegend in Niedersachsen er-
folgen.

4.7 Die gesicherte Gesamtfinanzierung der OG sowie des
von ihr durchgefiihrten Projekts ist vor der Bewilligung durch
einen Ausgaben- und Finanzierungsplan nachzuweisen.

4.8 Nicht gefordert werden OG, deren Mitglieder

4.8.1 einer Riickforderungsanordnung aufgrund einer frithe-
ren Kommissionsentscheidung zur Feststellung der
Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit einer Beihilfe
mit dem Gemeinsamen Markt nicht Folge geleistet ha-
ben,

4.8.2 die Voraussetzungen der Definition eines Unterneh-
mens in Schwierigkeiten nach Kapitel 2.2 Randnum-
mer 20 der Leitlinien fiir staatliche Beihilfen zur Ret-
tung und Umstrukturierung nicht finanzieller Unter-
nehmen in Schwierigkeiten (ABl. EU Nr. C 249 vom
31.7.2014 S. 1) erfiillen.

5. Art, Umfang und Héhe der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung wird als nicht riickzahlbarer Zuschuss
in Form einer Anteil- oder Vollfinanzierung zur Projektférde-
rung gewdahrt.

5.2 Forderfihige Ausgaben bei Mafinahmen nach Nummer

2.1.1:

5.2.1 Personalausgaben fiir die Leiterin oder den Leiter so-
wie die Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter einer OG;

5.2.2  Ausgaben fir die Bewirtschaftung von Grundstiicken,
Gebduden und Ridumen sowie deren Mieten oder
Pachten;

5.2.3  Ausgaben fiir allgemeine Geschiftskosten (z. B. Biiro-
material, Post und Telefonausgaben);

5.2.4 Ausgaben fiir Biiroausstattung anteilig entsprechend
dem Verhéltnis Abschreibungsdauer/Férderdauer;

5.2.5 Ausgaben fiir Offentlichkeitsarbeit einschliefSlich Ver-
anstaltungs- und Schulungsausgaben, soweit sie fiir
die Verbreitung der Ergebnisse des Projekts notwen-
dig sind;

5.2.6  Ausgaben fiir Reisekosten;
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5.2.7 bei Zuwendungsempfingern nach den Nummern 3.1
und 3.3 kénnen alternativ pauschal 15 % der zuwen-
dungsfidhigen Personalausgaben als Verwaltungspau-
schale als zuwendungsfihige Ausgaben anerkannt
werden. Die Pauschale wird fiir die Ausgaben nach
den Nummern 5.2.2 bis 5.2.4 und 5.2.6 gewéhrt;

5.2.8 bezieht sich die Tétigkeit einer OG ausschliefSlich auf
Innovationen mit Bezug auf Erzeugnisse nach Anhang I
des Vertrages tiber die Arbeitsweise der Europédischen
Union (AEU-Vertrag), betrdgt die Zuwendung bis zu
100 % der forderfdhigen Ausgaben;

5.2.9 bezieht sich die Tatigkeit einer OG nicht auf Innova-
tionen mit Bezug auf Erzeugnisse nach Anhang I des
AEU-Vertrages, betragt die Zuwendung bis zu 50 %
der forderfihigen Ausgaben.

5.3 Forderfdhige Ausgaben bei Mafinahmen nach Nummer
2.1.2:

5.3.1 Personalausgaben bei den Projektpartnern, soweit sie
in unmittelbarem Zusammenhang mit der Durchfiih-
rung des Projekts entstanden und nachgewiesen sind;

5.3.2 Ausgaben fir projektbegleitende wissenschaftliche
Studien, Untersuchungen, Analysen und Tests;

5.3.3 angemessene Ausgaben fir Aufwandsentschidigun-
gen und Nutzungskosten, die landwirtschaftlichen
und gartenbaulichen Unternehmen der Urprodukti-
on bei der Umsetzung von Innovationsprojekten auf
einzelbetrieblicher Ebene entstanden und nachgewie-
sen sind;

5.3.4 Ausgaben fiir Reisekosten der Projektpartner;
5.3.5 Ausgaben fiir Material und Bedarfsmittel;

5.3.6  Ausgaben fir den Zukauf von Patenten und Rechten
sowie Lizenzgebiihren;

5.3.7 Ausgaben fir die Anschaffung von kleinen oder ge-
ringfiigigen Investitionsgiitern bis zu einem Anschaf-
fungswert von 410 EUR;

5.3.8 Investitionsausgaben fiir Maschinen, Instrumente
und Ausriistungsgegenstdande einschlief8lich der daftr
erforderlichen baulichen Anlagen bei landwirtschaft-
lichen und gartenbaulichen Unternehmen der Ur-
produktion, die in unmittelbarem Zusammenhang
mit der Durchfiihrung des innovativen Projekts ent-
stehen. Die forderfihigen Investitionsausgaben sind auf
80 000 EUR je Unternehmen und auf 240 000 EUR
fiir das Innovationsprojekt begrenzt;

5.3.9  beziehen sich die Ausgaben geméafl den Nummern 5.3.1
bis 5.3.7 ausschlieflich auf Innovationen mit Bezug
auf Erzeugnisse nach Anhang I des AEU-Vertrages,
betrdgt die Zuwendung bis zu 100 % der foérderfdhi-
gen Ausgaben;

5.3.10 beziehen sich die Ausgaben gemifl den Nummern
5.3.1 bis 5.3.7 nicht auf Innovationen mit Bezug auf
Erzeugnisse nach Anhang I des AEU-Vertrages, be-
triagt die Zuwendung bis zu 50 % der forderfihigen
Ausgaben;

5.3.11 fur Investitionsausgaben gemdfs Nummer 5.3.8 be-
tragt die Zuwendung bis zu 50 % der forderfihigen
Ausgaben.

5.4 Nicht forderfdhige Ausgaben:

5.4.1 Anschaffungs- und Herstellungskosten fir Grund-
stiicke und Gebédude;

5.4.2 Kauf gebrauchter Maschinen, Instrumente und Aus-
riistungsgegenstiande;

5.4.3 Anmeldung von Patenten;

5.4.4 Kauf und Leasing von Kraftfahrzeugen;
5.4.5 Rabatte und Skonti;

5.4.6 Umsatz- bzw. Mehrwertsteuer;

5.4.7 Investitionsausgaben gemafi Nummer 5.3.8 bei Unter-
nehmen, die nicht die Kriterien fir Kleine und Mittlere
Unternehmen (KMU) gemédf Anhang 1 der Verord-
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nung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission vom 25. 6.
2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter
Arten von Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in
landlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwen-
dung der Artikel 107 und 108 des Vertrags tiber die
Arbeitsweise der Europédischen Union (ABL. EU Nr.
L 193 S. 1) i. V. m. Kapitel 2 Nr. 2.4 Randnummer 35
Ziffer 13 der Rahmenregelung der Européischen Uni-
on fur staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor
und in ldndlichen Gebieten 2014—2020 (ABIL. EU Nr.
C 204 vom 1. 7. 2014 S. 11) erfallen.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Der Geschiftsbetrieb einer OG ist iiber eine gesonderte
Buchfithrung abzuwickeln.

6.2 Bei der Gewédhrung der Zuwendung sind die ANBest-P
in der durch Zahlstellendienstanweisung, die Besondere Dienst-
anweisung sowie durch diese Richtlinie gednderten Fassung
Bestandteil des Zuwendungsbescheides.

6.3 Unter der Voraussetzung, dass der Zuschusssatz maxi-
mal 50 % betrigt, sind abweichend von Nummer 3 ANBest-P
Auftrdge nur an fachkundige und leistungsfahige Anbieter
nach wettbewerbsrechtlichen Gesichtspunkten zu wirtschaft-
lichen Bedingungen zu vergeben. Soweit moglich sind minde-
stens drei geeignete Unternehmen zur Angebotsabgabe auf-
zufordern.

6.4 Gemdfl den Artikeln 111 bis 113 der Verordnung (EU)
Nr. 1306/2013 des Européischen Parlaments und des Rates
vom 17. 12. 2013 tuber die Finanzierung, die Verwaltung und
das Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur
Authebung der Verordnungen (EWG) Nr. 352/78, (EG) Nr. 165/94,
(EG) Nr. 2799/98, (EG) Nr. 814/2000, (EG) Nr. 1290/2005 und
(EG) Nr. 485/2008 des Rates (ABIl. EU Nr. L 347 S. 549), gedn-
dert durch Verordnung (EU) Nr. 1310/2013 des Européischen
Parlaments und des Rates vom 17. 12. 2013 (ABL. EU Nr. L 347
S. 865), werden die vorgeschriebenen Angaben iiber die Zu-
wendungsempfinger veroffentlicht.

7. Anweisung zum Verfahren

7.1 Fir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die Priifung der Ver-
wendung, die ggf. erforderliche Authebung des Zuwendungs-
bescheides und Riickforderung der gewéhrten Zuwendung
gelten die VV zu § 44 LHO, soweit nicht in dieser Richtlinie
oder in dem unmittelbar im Inland geltenden Gemeinschafts-
recht der EU abweichende Regelungen getroffen sind.

7.2 Bewilligungsbehorde ist die LWK, Fachbereich Agrarfor-
derung. Die Vor-Ort-Kontrollen erfolgen durch den Priifdienst
der LWK.

7.3 Der Zeitraum fir das Antragsverfahren wird im Nds.
MBI. sowie auf der Homepage des ML veroffentlicht. Die Be-
willigungsbehorde stellt die fiir die Antragstellung, den Mittel-
abruf und den Verwendungsnachweis erforderlichen Antrags-
vordrucke zur Verfiigung.

7.4 Dem Bewilligungsverfahren ist ein Auswahlverfahren
vorgeschaltet. Fiir die Auswahl der OG sowie ihrer Innovati-
onsprojekte wird ein Ausschuss beim ML eingerichtet, der
eine Bewertung der Antrdge auf Grundlage der in Anlage 3
dieser Richtlinie angegebenen Auswahlkriterien festlegt.

7.5 Die Bewilligungsbehorde entscheidet auf Grundlage der
Projektbewertung nach Nummer 7.4 tiber die Antrage.

7.6 Projekte, die aus Mitteln anderer offentlicher Forde-
rungsprogramme geférdert werden, diirfen nicht gleichzeitig
nach dieser Richtlinie gefordert werden. Zu diesem Zweck
findet vor dem Auswahlverfahren eine Regelabfrage zu den
eingereichten Antrdgen bei der Bundesanstalt fiir Landwirt-
schaft und Erndhrung (BLE) sowie bei der NBank durch die
Bewilligungsbehorde statt.

7.7 Die Auszahlung der Zuwendung ist vom Zuwendungs-
empféanger bei der Bewilligungsbehorde nach Vordruck zu be-
antragen. Diese ordnet die Auszahlung durch die EU-Zahl-
stelle im ML an.
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7.8 Die Forderung von produktiven Investitionen gemafd
Nummer 5.3.8 erfolgt unter dem Vorbehalt des Widerrufs fir
den Fall, dass sie innerhalb eines Zeitraumes von drei Jahren
nicht ihrem in der Projektbeschreibung festgelegten Zweck so-
wie den Forderungsvoraussetzungen entsprechend verwendet
werden. Das mit der Investition verbundene Innovationsrisiko
(fehlerhafte oder keine Funktionsfihigkeit) und der ggf. dar-
aus resultierende Abbruch oder die Stilllegung der Investition
stellen keinen Verstoft gegen die festgelegte Zweckbindung
dar. Die Zweckbindungsfrist endet mit Ablauf des dritten Jah-
res des auf die Schlusszahlung folgenden Jahres.

7.9 Ein Auszahlungsantrag mit Verwendungsnachweis ist
der Bewilligungsbehorde jahrlich, erstmalig zum 15. Februar
des auf das erste Bewilligungsjahr folgenden Jahres, nach ein-
heitlichem Vordruck vorzulegen. Wurde eine Zuwendung fiir
Ausgaben nach den Nummern 5.2.1 bis 5.2.6 gewdahrt, kann
fiir die Ausgaben der laufenden Zusammenarbeit der OG je-
weils ein weiterer Auszahlungsantrag zum 15. August gestellt
werden.

Spétestens sechs Monate nach Ende des Bewilligungszeit-
raumes ist der Schlussverwendungsnachweis mit Sachbericht
vorzulegen. Dem jeweiligen Auszahlungsantrag sind eine Be-
legtibersicht sowie Rechnungs- und Zahlungsbelege beizufi-
gen.

7.10 Sanktionen bei Verstof3 gegen die Férdervoraussetzun-
gen, Auflagen oder andere Verpflichtungen sind nach Artikel 63
der Verordnung (EU) Nr. 809/2014 der Kommission vom
17. 7. 2014 mit Durchfithrungsbestimmungen zur Verordnung
(EU) Nr. 1306/2013 des Européischen Parlaments und des Ra-
tes hinsichtlich des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsys-
tems, der Mafinahmen zur Entwicklung des ldandlichen Raums
und der Cross-Compliance (ABL. EU Nr. L 227 S. 69) und nach
Artikel 35 der Verordnung (EU) Nr. 640/2014 der Kommis-
sion vom 11. 3. 2014 zur Ergdnzung der Verordnung (EU) Nr.
1306/2013 des Européischen Parlaments und des Rates in Be-
zug auf das integrierte Verwaltungs- und Kontrollsystem und
die Bedingungen fiir die Ablehnung oder Ricknahme von
Zahlungen sowie fiir Verwaltungssanktionen im Rahmen von
Direktzahlungen, Entwicklungsmafinahmen fiir den landli-
chen Raum und der Cross-Compliance (ABL. EU Nr. L. 181 S. 48)
zu verhdngen.

8. Schlusshestimmungen
Dieser Erl. tritt am 20. 5. 2015 in Kraft und mit Ablauf des
31.12. 2023 aufler Kraft.

An die
Landwirtschaftskammer Niedersachsen
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Anlage 1

Thematische Schwerpunkte fiir die Umsetzung der EIP Agri
in Niedersachsen/Bremen

1. Mafgeblich fiir die inhaltliche Schwerpunktbildung von
Projekten im Rahmen der EIP Agri sind einerseits die Vorga-
ben, die sich auf EU-Ebene ableiten lassen und andererseits
die spezifischen Herausforderungen fiir die Land- und Ernéih-
rungswirtschaft, die sich auf das Programmgebiet des PFEIL
Programms Niedersachsen/Bremen 2014—2020 beziehen.

2. Zu den auf EU Ebene ableitbaren Schwerpunkten geho-
ren sowohl die in der Mitteilung der Kommission an das Euro-
pdische Parlament und den Rat tiber die Europédische Inno-
vationspartnerschaft ,Landwirtschaftliche Produktivitit und
Nachhaltigkeit“ vom 11. 10. 2012 (KOM [2012] 79 final/2) ge-
nannten Themenfelder aus den Bereichen der Primérproduk-
tion, der Ressourcen und Umwelt, der Bio6konomie, dem Ver-
trieb und dem Bereich ,,Qualitdt und Verbraucher” als auch

die Themenbereiche, in denen sogenannte EIP Fokusgruppen
Innovationsfelder identifizieren. Derzeit sind folgende Fokus-
gruppen aktiv bzw. in Vorbereitung: 6kologische Landwirt-
schaft, Eiweiflpflanzen, Tierhaltung, Genetische Ressourcen,
Organische Substanz in mediterranen Boden, Integriertes
Pflanzenschutzmanagement, High Nature Value (HNV) Far-
ming profitability, Mainstreaming Precision Farming, Wirt-
schaftlichkeit auf Dauergriinlandstandorten, Nahrstoffeffizienz
im Gartenbau, Okologische Vorrangfldchen (Ernteoptimierung),
Alternative/Innovative Lieferketten und Integrierter Pflanzen-
schutz bei Bodenkrankheiten (Stand April 2015).

3. Aufgrund der spezifischen Gegebenheiten in Niedersach-
sen/Bremen sind dabei insbesondere folgende thematische
Schwerpunkte, die diesbeziiglich auch einen Beitrag zu den
horizontalen Handlungsfeldern 2 (Stiarkung der Innovations-
potentiale im ldndlichen Raum) und 3 (Forcierung eines 6ko-
logisch verantwortlichen Strukturwandels) der niedersichsi-
schen RIS3 Strategie leisten, fiir die Umsetzung der EIP Agri
zu beachten:

a) Wettbewerbsfdhige, Ressourcen schonende und artgerech-
te Produktionssysteme in der konventionellen und 6kolo-
gischen Tierhaltung. Besonderer Handlungsbedarf ergibt
sich in diesem Zusammenhang mit Bezug auf Fragen des
Tierschutzes und der Tiergesundheit (u. a. niedersichsi-
scher Tierschutzplan, Antibiotikaproblematik) sowie mit
Bezug auf Emissionen von Tierhaltungsanlagen und dem
Néhrstoffmanagement.

b) Weiterentwicklung von wettbewerbsfihigen Ackerbau-,
Griinland- und Dauerkulturbewirtschaftungssystemen ins-
besondere fiir ein Ressourcen schonendes und effizientes
Nahrstoff- und Pflanzenschutzmanagement im konventio-
nellen und im 6kologischen Landbau.

¢) Weiterentwicklung von landwirtschaftlichen Bewirtschaf-
tungssystemen im Hinblick auf eine Verbesserung der
Treibhausgas (THG) Bilanz insbesondere auf kohlenstoff-
reichen Boden.

d) Produkt- und Prozessinnovationen entlang der gesamten
landwirtschaftlichen Wertschopfungskette zur Verbesse-
rung der THG Bilanz, der Biodiversitit, der Ressourcenef-
fizienz und der Lebensmittelsicherheit sowie der Lebens-
mittelqualitiat einschliefllich der Entwicklung entspre-
chender Geschéftsmodelle.

Anlage 2

Geschiftsplan einer Operationellen Gruppe (OG)

Der Geschéftsplan einer OG muss mindestens folgende An-
gaben enthalten:

1. Hauptverantwortlicher Projektpartner und Ansprechpart-
ner (Name, Adresse, E-Mail, Telefon, Kontoverbindung).

2. Benennung der Kooperationspartner als Mitglieder der OG
(schriftlicher ,Letter of Intent” [LOI], eine Absichtserkla-
rung der OG beizutreten).

3. Kooperationsvereinbarung.

4. Beschreibung des Innovationsprojektes, das entwickelt,
angepasst oder durchgefithrt werden soll einschlieflich
des Beitrages des beabsichtigten EIP-Ziels (Verbesserung
der Produktivitdt und der nachhaltigen Ressourcenbewirt-
schaftung) und der erwarteten Ergebnisse (Artikel 57 Abs. 1
der Verordnung [EU] Nr. 1305/2013 [ELER-VO]).

5. Ein indikativer Zeitplan fir die Umsetzung der Projekte
mit den (detailliert) benannten Arbeitspaketen der jeweili-
gen Projektpartner.

6. Ein indikativer Ausgaben- und Finanzplan, gegliedert nach
den Organisationsausgaben der OG (Personal- und Sach-
ausgaben) und den Ausgaben fir die Durchfithrung der In-
novationsprojekte, unterteilt nach den Ausgabenkategorien
gemdfl Nummer 5.3, und Angaben zum geplanten zeitli-
chen Abruf der Fordermittel.

7. Eine Erkldrung zur Teilnahme an dem nationalen und EU-
weiten EIP Netzwerk.
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Anlage 3

Bewertungsbogen fiir die Auswahl von Operationellen Gruppen
und der von ihnen durchgefiihrten Innovationsprojekte
im Rahmen der EIP Agri

1. Bewertung der Qualitit des Innovationsprojekts einer OG | Punkte

Name der OG/Titel des Projekts:
Antragsteller/Ansprechpartner:

Geplante Forderfihige

Gesamtausgaben des Projekts: EUR
davon: Ifd. geplante Ausgaben

der Zusammenarbeit

gemafl Nummer 5.2 der Richtlinie: EUR
davon: geplante Investitionsausgaben
gemifl Nummer 5.3.8 der Richtlinie EUR

1.1 Das Projekt ldsst sich einer der EIP Prioritdten
auf EU-Ebene (Mitteilung der KOM [2012]
79 final/2, thematischer Schwerpunkt im
Rahmen einer EIP Fokus-Gruppe) zuordnen.
(0 oder 5 Punkte*)

1.2 Das Projekt hat Bedeutung fiir die regionale
Entwicklung der landlichen Rdume in Nieder-
sachsen/Bremen, insbesondere mit Bezug auf
die RIS3 Strategie.

(0 oder 5 Punkte*)

1.3 Das Projekt ldsst sich einer der spezifischen
niedersachsischen Prioritdten geméaf} Anlage 1
der Richtlinie zuordnen.

(0 oder 10 Punkte*)

1.4 Das Produkt, der Prozess bzw. das Produk-
tionsverfahren oder die Dienstleistung, die mit
dem Projekt entwickelt, getestet oder modell-
haft gezeigt wird, ist eine Neuheit oder erheb-
liche Verbesserung in einem tiberregionalen
Kontext.

(0 —5— 10 — 15 — 20 Punkte;
mindestens 5 Punkte erforderlich)

1.5 Im Rahmen der OG wirken Unternehmen
der Urproduktion
und/oder Verarbeitung und Vermarktung
aktiv mit und das Projekt hat Praxisrelevanz.
(0 — 5 — 10 Punkte)

1.6 Das Projekt verkntipft in besonderer Weise
die wirtschaftlichen Entwicklungschancen
von Unternehmen der Urproduktion und/oder
der Verarbeitung und Vermarktung mit
gesellschaftlichen Herausforderungen an die
okologische Nachhaltigkeit des Sektors.

(0 — 5 — 10 Punkte)

1.7 Das Projekt leistet einen nachhaltigen Beitrag
zur Verbesserung der Zusammenarbeit
zwischen Unternehmen der Urproduktion
und/oder der Verarbeitung und Vermarktung
auf der einen Seite und der Wissenschaft auf
der anderen Seite.

(0 — 5 — 10 Punkte)

1.8 Das mit dem Projekt verbundene
Innovationsmodell basiert auf einem
interaktiven Innovationsansatz.

(0 — 5 — 10 Punkte;
mindestens 5 Punkte erforderlich)

1.9 Das Projekt ist hinreichend konkret und
ldsst eine erfolgreiche Realisierung erwarten.
(0 — 5 — 10 Punkte;
mindestens 5 Punkte erforderlich)

1.10 Das Projekt hat Leuchtturmcharakter tiber Nie-
dersachsen/Bremen hinaus. (0 oder 10 Punkte)

Erreichte Gesamtsumme (mindestens 50 Punkte)

*) Bei den Nummern 1.1 bis 1.3 miissen insgesamt mindestens 5 Punkte
erreicht werden.
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Bischofliches Generalvikariat Hildesheim

Urkunde
iiber die Auflésung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Elisabeth, Hildesheim,
iiber die Zuweisung des Gebietes
zur katholischen Pfarrgemeinde
Zum Heiligen Kreuz, Hildesheim
und iiber die Namensédnderung
der neu geordneten Pfarrgemeinde
in St. Godehard, Hildesheim
im Zuge der Anderung der Pfarrkirche

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméf can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Teil I:

Dekret
tber die Auflésung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Elisabeth, Hildesheim,

iber die Zuweisung des Gebietes zur Pfarrgemeinde

Zum Heiligen Kreuz, Hildesheim

und iiber die Namensidnderung
der neu geordneten Pfarrgemeinde
in St. Godehard, Hildesheim
im Zuge der Anderung der Pfarrkirche

Artikel 1 — Auflosung und Zuweisung

(1) Geméf can. 515 § 2 CIC wird mit Wirkung zum 31. Ok-
tober 2014, 24 Uhr, die Pfarrgemeinde St. Elisabeth, Hildes-
heim aufgelost.

(2) Gleichzeitig wird mit Wirkung zum Datum des darauf-
folgenden Tages, 0 Uhr, das Gebiet der aufgelosten Pfarrge-
meinde St. Elisabeth, Hildesheim der Pfarrgemeinde Zum
Heiligen Kreuz, Hildesheim zugewiesen.

Artikel 2 — Rechtsstellung und Siegel

(1) Die neu umschriebene Pfarrgemeinde ist eine Pfarrei im
Sinne des can. 515 CIC und damit eine 6ffentliche juristische
Person des kanonischen Rechts. Weiterhin ist sie fiir den
Bereich des staatlichen Rechts als Kirchengemeinde geméify
Art. 140 GG in Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV und Art. 12
Abs. 1 Niedersédchsisches Konkordat Korperschaft des offentli-
chen Rechts.

(2) Der Name der neu umschriebenen Pfarrgemeinde lautet:
»Katholische Pfarrgemeinde St. Godehard, Hildesheim“. Dem
Namen kann fiir die Verwendung im Schriftverkehr o. A. der
Namen der Filialkirche hinzugefiigt werden.

(3) Fur das gemaf can. 535 § 3 CIC zu fithrende Siegel der
Pfarrgemeinde sind die Bestimmungen der Siegelordnung fiir
die Kirchengemeinden im Bistum Hildesheim in ihrer jeweili-
gen Fassung anzuwenden.

Artikel 3 — Pfarrgebiet

Die neu umschriebene Pfarrgemeinde St. Godehard, Hildes-
heim umfasst zukinftig neben dem bisherigen Pfarrgebiet auch
das Gebiet der nunmehr aufgelosten Pfarrgemeinde St. Elisa-
beth, Hildesheim.

Artikel 4 — Pfarr- und Filialkirchen

(1) Pfarrkirche der neuen Pfarrgemeinde ist kiinftig die auf
den Titel ,,St. Godehard“ geweihte Kirche in Hildesheim.

(2) Die Kirchen St. Elisabeth in Hildesheim und Zum Hei-
ligen Kreuz in Hildesheim sind kiinftig Filialkirchen. Die Kir-
chen St. Bernward in Hildesheim und St. Magdalenen in Hil-
desheim bleiben Filialkirchen.

(3) Das Inventar aller Kirchen ist unverdndert in diesen zu
belassen. Ausnahmen bedirfen der Genehmigung durch das
Bischofliche Generalvikariat in Hildesheim.
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Artikel 5 — Kirchenbticher
Die Kirchenbiicher und Akten der aufgelosten Pfarrgemein-
de werden zum 31. Oktober 2014 geschlossen und von der
neu umschriebenen Pfarrgemeinde in Verwahrung genom-
men.

Teil I:

Gesetz
iiber die Neuordnung des Vermdogens der Pfarrgemeinde
St. Godehard, Hildesheim
sowie die Vermogensverwaltung

§ 1 — Rechtsnachfolge
Die gemifl Teil I Artikel 1 Abs. 2 i. V. m. Artikel 2 Abs. 2
dieser Urkunde neu umschriebene Pfarrgemeinde St. Gode-
hard ist ab dem Zeitpunkt ihrer Neuumschreibung Gesamt-
rechtsnachfolgerin der nach Teil I Artikel 1 Abs. 1 dieser
Urkunde aufgelésten Pfarrgemeinde.

§ 2 — Vermogenstbergang
(Nicht abgedruckt.)

Teil III:

Inkraftsetzung

Vorstehendes Dekret und Gesetz treten mit der Veroffentli-
chung dieser Urkunde im Kirchlichen Anzeiger fiir das Bis-
tum Hildesheim in Kraft.
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Urkunde
iiber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Mauritius, Hildesheim,
St. Michael, Hildesheim,
St. Altfried, Hildesheim-Ochtersum
und iiber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Mauritius, Hildesheim

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméaf can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Erster Teil:

Dekret
iber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Mauritius, Hildesheim, St. Michael, Hildesheim,
und St. Altfried, Hildesheim-Ochtersum
und tber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Mauritius, Hildesheim

Artikel 1 — Aufhebung und Errichtung

(1) Geméf can. 515 § 2 CIC werden mit Wirkung zum
31. Oktober 2014, 24 Uhr, die Pfarrgemeinden St. Mauritius,
Hildesheim, St. Michael, Hildesheim und St. Altfried, Hildes-
heim-Ochtersum aufgehoben.

(2) Gleichzeitig wird mit Wirkung zum Datum des darauf-
folgenden Tages, 0 Uhr, die Pfarrgemeinde St. Mauritius, Hil-
desheim errichtet.

Artikel 2 — Rechtsstellung und Siegel

(1) Die neu errichtete Pfarrgemeinde ist eine Pfarrei im
Sinne des can. 515 CIC und damit eine 6ffentliche juristische
Person des kanonischen Rechts. Weiterhin ist sie fiir den Be-
reich des staatlichen Rechts als Kirchengemeinde geméfd
Art. 140 GG in Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV und
Art. 12 Abs. 1 Niedersidchsisches Konkordat Kérperschaft des
offentlichen Rechts.

(2) Der Name der neu errichteten Pfarrgemeinde lautet: , Ka-
tholische Pfarrgemeinde St. Mauritius, Hildesheim®. Dem Na-
men kénnen fiir die Verwendung im Schriftverkehr o. A. die
Namen der Filialkirchen hinzugefiigt werden.

(3) Fiir das geméfd can. 535 § 3 CIC zu fiihrende Siegel der
Pfarrgemeinde sind die Bestimmungen der Siegelordnung fiir
die Kirchengemeinden im Bistum Hildesheim in ihrer jeweili-
gen Fassung anzuwenden.

Artikel 3 — Pfarrgebiet
Die neu errichtete Pfarrgemeinde St. Mauritius, Hildesheim
ist gemaf can. 518 CIC territorial umschrieben und wird auf
dem Gebiet der nunmehr aufgeldsten Pfarrgemeinden errich-
tet.

Artikel 4 — Pfarr- und Filialkirchen

(1) Pfarrkirche der neuen Pfarrgemeinde ist die auf den Titel
,St. Mauritius“ geweihte Kirche in Hildesheim.

(2) Die Kirchen St. Michael in Hildesheim-Marienrode und
St. Altfried in Hildesheim-Ochtersum sind kiinftig Filialkir-
chen. Die Kirchen Marid Heimsuchung in Hildesheim-Neuhof
und St. Nikolaus in Diekholzen-Barienrode bleiben Filialkir-
chen.

(3) Die Filialkirche St. Altfried in Hildesheim-Ochtersum
dndert zum 1. November 2014, 0 Uhr, die Schreibweise des
Namens in St. Altfrid.

(4) Das Inventar aller Kirchen ist unverdndert in diesen zu
belassen. Ausnahmen bedtrfen der Genehmigung durch das
Bischofliche Generalvikariat in Hildesheim.

Artikel 5 — Kirchenbiicher

(1) Die Kirchenbticher und Akten der aufzulésenden Pfarr-
gemeinden werden zum 31. 10. 2014 geschlossen und von der
neu errichteten Pfarrgemeinde in Verwahrung genommen.

(2) Ab dem 1. 11. 2014 erfolgen Eintragungen nur noch in
neu zu beginnende Kirchenbticher der Pfarrgemeinde St. Mau-
ritius, Hildesheim.

Zweiter Teil:

Gesetz
iiber die Neuordnung des Vermaogens
der Pfarrgemeinde St. Mauritius

§ 1 — Rechtsnachfolge

Die gemaf} Artikel 1 Abs. 2 dieser Urkunde (Erster Teil) er-
richtete Pfarrgemeinde St. Mauritius ist ab dem Zeitpunkt ih-
rer Errichtung Gesamtrechtsnachfolgerin der nach Artikel 1
Abs. 1 dieser Urkunde aufgehobenen Pfarrgemeinden.

§ 2 — Vermogensiibergang
(Nicht abgedruckt.)

Dritter Teil:

Inkraftsetzung

Vorstehendes Dekret und Gesetz treten mit der Veroffentli-
chung dieser Urkunde im Kirchlichen Anzeiger fiir das Bis-
tum Hildesheim in Kraft.

— Nds. MBI Nr. 18/2015 S. 483

Urkunde
iiber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Vitus, Giesen-Grof Giesen,
St. Maria, Giesen-Ahrbergen,
St. Martin, Giesen-Klein Giesen,
St. Andreas, Giesen-Hasede,
St. Pankratius, Giesen-Grof} Forste
und iiber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Vitus, Giesen

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméif can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:
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Erster Teil:

Dekret
uber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Vitus, Giesen-Grof} Giesen, St. Maria, Giesen-Ahrbergen,
St. Martin, Giesen-Klein Giesen, St. Andreas, Giesen-Hasede
und St. Pankratius, Giesen-Grof-Forste
und tiber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Vitus, Giesen

Artikel 1 — Aufhebung und Errichtung

(1) Gemaf can. 515 § 2 CIC werden mit Wirkung zum
31. Oktober 2014, 24 Uhr, die Pfarrgemeinden St. Vitus, Giesen-
Grof Giesen, St. Maria, Giesen-Ahrbergen, St. Martin, Giesen-
Klein Giesen, St. Andreas, Giesen-Hasede und St. Pankratius,
Giesen-Grof3-Forste aufgehoben.

(2) Gleichzeitig wird mit Wirkung zum Datum des darauf-
folgenden Tages, 0 Uhr, die Pfarrgemeinde St. Vitus, Giesen
errichtet.

Artikel 2 — Rechtsstellung und Siegel

(1) Die neu errichtete Pfarrgemeinde ist eine Pfarrei im Sinne
des can. 515 CIC und damit eine 6ffentliche juristische Person
des kanonischen Rechts. Weiterhin ist sie fiir den Bereich des
staatlichen Rechts als Kirchengemeinde gemaf3 Art. 140 GG in
Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV und Art. 12 Abs. 1 Nie-
dersichsisches Konkordat Kérperschaft des offentlichen Rechts.

(2) Der Name der neu errichteten Pfarrgemeinde lautet: ,Ka-
tholische Pfarrgemeinde St. Vitus, Giesen“. Dem Namen kon-
nen fiir die Verwendung im Schriftverkehr o. A. die Namen
der Filialkirchen hinzugefiigt werden.

(3) Fiir das geméfd can. 535 § 3 CIC zu fithrende Siegel der
Pfarrgemeinde sind die Bestimmungen der Siegelordnung fiir
die Kirchengemeinden im Bistum Hildesheim in ihrer jeweili-
gen Fassung anzuwenden.

Artikel 3 — Pfarrgebiet

Die neu errichtete Pfarrgemeinde St. Vitus, Giesen ist ge-
méf can. 518 CIC territorial umschrieben und wird auf dem
Gebiet der nunmehr aufgelosten Pfarrgemeinden errichtet.

Artikel 4 — Pfarr- und Filialkirchen

(1) Pfarrkirche der neuen Pfarrgemeinde ist die auf den Titel
,,St. Vitus“ geweihte Kirche in Giesen-Grof3 Giesen.

(2) Die Kirchen St. Maria in Giesen-Ahrbergen, St. Martin in
Giesen-Klein Giesen, St. Andreas in Giesen-Hasede und St. Pan-
kratius in Giesen-Grof Forste sind kiinftig Filialkirchen. Die
Kirchen St. Peter und Paul in Giesen-Ahrbergen und St. Jo-
hannes Baptist in Harsum-Grof} Forste bleiben Filialkirchen.

(3) Das Inventar aller Kirchen ist unveridndert in diesen zu

belassen. Ausnahmen bediirfen der Genehmigung durch das
Bischofliche Generalvikariat in Hildesheim.

Artikel 5 — Kirchenbiicher

(1) Die Kirchenbiicher und Akten der aufzulésenden Pfarr-
gemeinden werden zum 31. 10. 2014 geschlossen und von der
neu errichteten Pfarrgemeinde in Verwahrung genommen.

(2) Ab dem 1. 11. 2014 erfolgen Eintragungen nur noch in
neu zu beginnende Kirchenbiicher der Pfarrgemeinde St. Vi-
tus, Giesen.

Zweiter Teil:

Gesetz
iiber die Neuordnung des Vermogens
der Pfarrgemeinde St. Vitus

§ 1 — Rechtsnachfolge

Die gemaf Artikel 1 Abs. 2 (Erster Teil) dieser Urkunde er-
richtete Pfarrgemeinde St. Vitus ist ab dem Zeitpunkt ihrer Er-
richtung Gesamtrechtsnachfolgerin der nach Artikel 1 Abs. 1
dieser Urkunde aufgehobenen Pfarrgemeinden.
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§ 2 — Vermogensiibergang
(Nicht abgedruckt.)

Dritter Teil:

Inkraftsetzung

Vorstehendes Dekret und Gesetz treten mit der Veroffentli-
chung dieser Urkunde im Kirchlichen Anzeiger fiir das Bis-
tum Hildesheim in Kraft.

— Nds. MBL. Nr. 18/2015 S. 483

Urkunde
iiber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Céicilia, Harsum,
St. Catharina, Harsum-Asel,
St. Matthéus, Algermissen
und iiber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Céicilia, Harsum

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméfl can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Erster Teil:

Dekret
iber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Cécilia, Harsum, St. Catharina, Harsum-Asel
und St. Matthéus, Algermissen
und tber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Cécilia, Harsum

Artikel 1 — Aufhebung und Errichtung

(1) Gemaf can. 515 § 2 CIC werden mit Wirkung zum
31. Oktober 2014, 24 Uhr, die Pfarrgemeinden St. Cécilia,
Harsum, St. Catharina, Harsum-Asel und St. Matthéus, Alger-
missen aufgehoben.

(2) Gleichzeitig wird mit Wirkung zum Datum des darauf-
folgenden Tages, 0 Uhr, die Pfarrgemeinde St. Cécilia, Har-
sum, errichtet.

Artikel 2 — Rechtsstellung und Siegel

(1) Die neu errichtete Pfarrgemeinde ist eine Pfarrei im Sinne
des can. 515 CIC und damit eine 6ffentliche juristische Person
des kanonischen Rechts. Weiterhin ist sie fiir den Bereich des
staatlichen Rechts als Kirchengemeinde gemaf} Art. 140 GG in
Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV und Art. 12 Abs. 1 Nie-
dersédchsisches Konkordat Korperschaft des 6ffentlichen Rechts.

(2) Der Name der neu errichteten Pfarrgemeinde lautet: ,Ka-
tholische Pfarrgemeinde St. Cicilia, Harsum*. Dem Namen kon-
nen fiir die Verwendung im Schriftverkehr o. A. die Namen
der Filialkirchen hinzugefiigt werden.

(3) Fiir das geméfd can. 535 § 3 CIC zu fithrende Siegel der
Pfarrgemeinde sind die Bestimmungen der Siegelordnung fiir
die Kirchengemeinden im Bistum Hildesheim in ihrer jeweili-
gen Fassung anzuwenden.

Artikel 3 — Pfarrgebiet
Die neu errichtete Pfarrgemeinde St. Cécilia, Harsum ist ge-
méf can. 518 CIC territorial umschrieben und wird auf dem
Gebiet der nunmehr aufgelosten Pfarrgemeinden errichtet.

Artikel 4 — Pfarr- und Filialkirchen

(1) Pfarrkirche der neuen Pfarrgemeinde ist die auf den Titel
,St. Cécilia“ geweihte Kirche in Harsum.

(2) Die Kirchen St. Catharina in Harsum-Asel und St. Mat-
thédus in Algermissen sind kiinftig Filialkirchen.

(3) Die Kapellengemeinde St. Mauritius in Algermissen
wird mit Wirkung zum 31. Oktober 2014, 24 Uhr, aufgehoben.
Die Kapelle St. Mauritius ist ab dem 1. November 2014, 0 Uhr,
Filialkirche der neuen Kirchengemeinde St. Cécilia, Harsum.
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(4) Das Inventar aller Kirchen ist unverdndert in diesen zu
belassen. Ausnahmen bediirfen der Genehmigung durch das
Bischofliche Generalvikariat in Hildesheim.

Artikel 5 — Kirchenbiicher

(1) Die Kirchenbiicher und Akten der aufzulésenden Pfarr-
gemeinden werden zum 31. 10. 2014 geschlossen und von der
neu errichteten Pfarrgemeinde in Verwahrung genommen.

(2) Ab dem 1. 11. 2014 erfolgen Eintragungen nur noch in
neu zu beginnende Kirchenbiicher der Pfarrgemeinde St. Cé-
cilia.

Zweiter Teil:

Gesetz
iiber die Neuordnung des Vermdogens
der Pfarrgemeinde St. Cécilia

§ 1 — Rechtsnachfolge

Die geméaf Artikel 1 Abs. 2 dieser Urkunde (Erster Teil) er-
richtete Pfarrgemeinde St. Cécilia ist ab dem Zeitpunkt ihrer
Errichtung Gesamtrechtsnachfolgerin der nach Artikel 1 Abs. 1
dieser Urkunde aufgehobenen Pfarrgemeinden.

§ 2 — Vermogenstbergang
(Nicht abgedruckt.)

Dritter Teil:

Inkraftsetzung

Vorstehendes Dekret und Gesetz treten mit der Veroffentli-
chung dieser Urkunde im Kirchlichen Anzeiger fiir das Bis-
tum Hildesheim in Kraft.

— Nds. MBI. Nr. 18/2015 S. 484

Urkunde
iiber die Authebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Martinus, Borsum,
St. Georg, Harsum-Adlum,
St. Bernward, Harsum-Honnersum,
St. Matthias, Harsum-Hiiddessum,
St. Nikolaus, Harsum-Machtsum
und iiber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde

St. Martinus, Borsum

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméaf can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Erster Teil:

Dekret
iber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Martinus, Borsum, St. Georg, Harsum-Adlum,
St. Bernward, Harsum-Hénnersum,
St. Matthias, Harsum-Hiiddessum
und St. Nikolaus, Harsum-Machtsum
und tber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Martinus, Borsum

Artikel 1 — Aufhebung und Errichtung

(1) Geméf can. 515 § 2 CIC werden mit Wirkung zum
31. Oktober 2014, 24 Uhr, die Pfarrgemeinden St. Martinus,
Harsum-Borsum, St. Georg, Harsum-Adlum, St. Bernward,
Harsum-Hoénnersum, St. Matthias, Harsum-Hiiddessum und
St. Nikolaus, Harsum-Machtsum aufgehoben.

(2) Gleichzeitig wird mit Wirkung zum Datum des darauf-
folgenden Tages, 0 Uhr, die Pfarrgemeinde St. Martinus, Bor-
sum errichtet.

Artikel 2 — Rechtsstellung und Siegel

(1) Die neu errichtete Pfarrgemeinde ist eine Pfarrei im Sinne
des can. 515 CIC und damit eine 6ffentliche juristische Person

des kanonischen Rechts. Weiterhin ist sie fiir den Bereich des
staatlichen Rechts als Kirchengemeinde gemaf3 Art. 140 GG in
Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV und Art. 12 Abs. 1 Nie-
dersichsisches Konkordat Korperschaft des offentlichen Rechts.

(2) Der Name der neu errichteten Pfarrgemeinde lautet: ,Ka-
tholische Pfarrgemeinde St. Martinus, Borsum®“. Dem Namen
kénnen fiir die Verwendung im Schriftverkehr o. A. die Na-
men der Filialkirchen hinzugefiigt werden.

(3) Fiir das geméfl can. 535 § 3 CIC zu fiithrende Siegel der
Pfarrgemeinde sind die Bestimmungen der Siegelordnung fiir
die Kirchengemeinden im Bistum Hildesheim in ihrer jeweili-
gen Fassung anzuwenden.

Artikel 3 — Pfarrgebiet

Die neu errichtete Pfarrgemeinde St. Martinus, Borsum ist
geméf can. 518 CIC territorial umschrieben und wird auf dem
Gebiet der nunmehr aufgelosten Pfarrgemeinden errichtet.

Artikel 4 — Pfarr- und Filialkirchen

(1) Pfarrkirche der neuen Pfarrgemeinde ist die auf den Titel
,St. Martinus“ geweihte Kirche in Harsum-Borsum.

(2) Die Kirchen St. Georg in Harsum-Adlum, St. Bernward
in Harsum-Ho6nnersum, St. Matthias in Harsum-Hiiddessum
und St. Nikolaus in Harsum-Machtsum sind kiinftig Filialkir-
chen.

(3) Das Inventar aller Kirchen ist unverdndert in diesen zu
belassen. Ausnahmen bediirfen der Genehmigung durch das
Bischofliche Generalvikariat in Hildesheim.

Artikel 5 — Kirchenbiicher

(1) Die Kirchenbiicher und Akten der aufzulésenden Pfarr-
gemeinden werden zum 31. 10. 2014 geschlossen und von der
neu errichteten Pfarrgemeinde in Verwahrung genommen.

(2) Ab dem 1. 11. 2014 erfolgen Eintragungen nur noch in
neu zu beginnende Kirchenbiicher der Pfarrgemeinde St. Mar-
tinus.

Zweiter Teil:

Gesetz
iber die Neuordnung des Vermaogens
der Pfarrgemeinde St. Martinus

§ 1 — Rechtsnachfolge

Die gemdf} Artikel 1 Abs. 2 dieser Urkunde (Erster Teil) er-
richtete Pfarrgemeinde St. Martinus ist ab dem Zeitpunkt ih-
rer Errichtung Gesamtrechtsnachfolgerin der nach Artikel 1
Abs. 1 dieser Urkunde aufgehobenen Pfarrgemeinden.

§ 2 — Vermogensiibergang
(Nicht abgedruckt.)

Dritter Teil:

Inkraftsetzung

Vorstehendes Dekret und Gesetz treten mit der Veroffentli-
chung dieser Urkunde im Kirchlichen Anzeiger fiir das Bis-
tum Hildesheim in Kraft.

— Nds. MBI. Nr. 18/2015 S. 485

Urkunde
iiber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Martin, Hildesheim-Achtum,
Unbefleckte Empfingnis Maria, Hildesheim-Bavenstedt,
Unbefleckte Empfiangnis Marii, Hildesheim-Einum
und iiber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Martin, Achtum

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméaf can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:
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Erster Teil:

Dekret
iiber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Martin, Hildesheim-Achtum,
Unbefleckte Empfingnis Marid, Hildesheim-Bavenstedt,
Unbefleckte Empfingnis Marid, Hildesheim-Einum
und iiber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Martin, Achtum

Artikel 1 — Aufhebung und Errichtung

(1) GemaB can. 515 § 2 CIC werden mit Wirkung zum
31. Oktober 2014, 24 Uhr, die Pfarrgemeinden St. Martin, Hil-
desheim-Achtum, Unbefleckte Empfingnis Marid, Hildes-
heim-Bavenstedt und Unbefleckte Empfangnis Marid, Hildes-
heim-Einum aufgehoben.

(2) Gleichzeitig wird mit Wirkung zum Datum des darauf-
folgenden Tages, 0 Uhr, die Pfarrgemeinde St. Martin, Ach-
tum errichtet.

Artikel 2 — Rechtsstellung und Siegel

(1) Die neu errichtete Pfarrgemeinde ist eine Pfarrei im Sinne
des can. 515 CIC und damit eine 6ffentliche juristische Person
des kanonischen Rechts. Weiterhin ist sie fiir den Bereich des
staatlichen Rechts als Kirchengemeinde gemaf3 Art. 140 GG in
Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV und Art. 12 Abs. 1 Nie-
derséchsisches Konkordat Korperschaft des 6ffentlichen Rechts.

(2) Der Name der neu errichteten Pfarrgemeinde lautet: , Ka-
tholische Pfarrgemeinde St. Martin, Achtum®. Dem Namen
kénnen fiir die Verwendung im Schriftverkehr o. A. die Na-
men der Filialkirchen hinzugeftigt werden.

(3) Fur das geméf can. 535 § 3 CIC zu fithrende Siegel der
Pfarrgemeinde sind die Bestimmungen der Siegelordnung fiir
die Kirchengemeinden im Bistum Hildesheim in ihrer jeweili-
gen Fassung anzuwenden.

Artikel 3 — Pfarrgebiet

Die neu errichtete Pfarrgemeinde St. Martin, Achtum ist ge-
méf can. 518 CIC territorial umschrieben und wird auf dem
Gebiet der nunmehr aufgelosten Pfarrgemeinden errichtet.

Artikel 4 — Pfarr- und Filialkirchen
(1) Pfarrkirche der neuen Pfarrgemeinde ist die auf den Titel
,St. Martin® geweihte Kirche in Hildesheim-Achtum.

(2) Die Kirchen Unbefleckte Empfédngnis Marid in Hildes-
heim-Bavenstedt und Unbefleckte Empfingnis Marid in Hil-
desheim-Einum sind kiinftig Filialkirchen.

(3) Das Inventar aller Kirchen ist unverdndert in diesen zu
belassen. Ausnahmen bediirfen der Genehmigung durch das
Bischofliche Generalvikariat in Hildesheim.

Artikel 5 — Kirchenbiicher

(1) Die Kirchenbiicher und Akten der aufzulésenden Pfarr-
gemeinden werden zum 31. 10. 2014 geschlossen und von der
neu errichteten Pfarrgemeinde in Verwahrung genommen.

(2) Ab dem 1. 11. 2014 erfolgen Eintragungen nur noch in
neu zu beginnende Kirchenbiicher der Pfarrgemeinde St. Mar-
tin, Achtum.

Zweiter Teil:

Gesetz
iiber die Neuordnung des Vermogens
der Pfarrgemeinde St. Martin

§ 1 — Rechtsnachfolge

Die gemaf} Artikel 1 Abs. 2 (Erster Teil) dieser Urkunde er-
richtete Pfarrgemeinde St. Martin ist ab dem Zeitpunkt ihrer
Errichtung Gesamtrechtsnachfolgerin der nach Artikel 1 Abs. 1
dieser Urkunde aufgehobenen Pfarrgemeinden.

§ 2 — Vermogensiibergang
(Nicht abgedruckt.)

486

Dritter Teil:

Inkraftsetzung

Vorstehendes Dekret und Gesetz treten mit der Veroffentli-
chung dieser Urkunde im Kirchlichen Anzeiger fiir das Bis-
tum Hildesheim in Kraft.

— Nds. MBL. Nr. 18/2015 S. 485

Urkunde
iiber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden

St. Nikolaus, Ottbergen,

St. Katharina, Schellerten-Bettmar,

St. Michael, Schellerten-Dingelbe,

St. Stephanus, Schellerten-Dinklar,

St. Cosmas und Damian, Schellerten-Wohle,
Maria vom hl. Rosenkranz, Sohlde-Nettlingen
und iiber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde

St. Nikolaus, Ottbergen

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméf} can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Erster Teil:

Dekret
tber die Authebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Nikolaus, Ottbergen,
St. Katharina, Schellerten-Bettmar,
St. Michael, Schellerten-Dingelbe,
St. Stephanus, Schellerten-Dinklar,
St. Cosmas und Damian, Schellerten-Wohle,
Maria vom hl. Rosenkranz, Sohlde-Nettlingen
und iiber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Nikolaus, Ottbergen

Artikel 1 — Aufhebung und Errichtung

(1) Gemaf can. 515 § 2 CIC werden mit Wirkung zum
31. Oktober 2014, 24 Uhr, die Pfarrgemeinden St. Nikolaus,
Ottbergen, St. Katharina, Schellerten-Bettmar, St. Michael,
Schellerten-Dingelbe, St. Stephanus, Schellerten-Dinklar, St. Cos-
mas und Damian, Schellerten-Wo¢hle und Maria vom hl. Ro-
senkranz, S6hlde-Nettlingen aufgehoben.

(2) Gleichzeitig wird mit Wirkung zum Datum des darauf-
folgenden Tages, 0 Uhr, die Pfarrgemeinde St. Nikolaus, Ott-
bergen errichtet.

Artikel 2 — Rechtsstellung und Siegel

(1) Die neu errichtete Pfarrgemeinde ist eine Pfarrei im Sinne
des can. 515 CIC und damit eine 6ffentliche juristische Person
des kanonischen Rechts. Weiterhin ist sie fiir den Bereich des
staatlichen Rechts als Kirchengemeinde gemaf} Art. 140 GG in
Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV und Art. 12 Abs. 1 Nie-
dersidchsisches Konkordat Korperschaft des 6ffentlichen Rechts.

(2) Der Name der neu errichteten Pfarrgemeinde lautet: ,Ka-
tholische Pfarrgemeinde St. Nikolaus, Ottbergen“. Dem Na-
men kénnen fiir die Verwendung im Schriftverkehr o. A. die
Namen der Filialkirchen hinzugefiigt werden.

(3) Fiir das geméfd can. 535 § 3 CIC zu fithrende Siegel der
Pfarrgemeinde sind die Bestimmungen der Siegelordnung fiir
die Kirchengemeinden im Bistum Hildesheim in ihrer jeweili-
gen Fassung anzuwenden.

Artikel 3 — Pfarrgebiet

Die neu errichtete Pfarrgemeinde St. Nikolaus, Ottbergen ist
gemif can. 518 CIC territorial umschrieben und wird auf dem
Gebiet der nunmehr aufgelosten Pfarrgemeinden errichtet.

Artikel 4 — Pfarr- und Filialkirchen

(1) Pfarrkirche der neuen Pfarrgemeinde ist die auf den Titel
,»St. Nikolaus“ geweihte Kirche in Ottbergen.
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(2) Die Kirchen St. Katharina in Schellerten-Bettmar, St. Mi-
chael in Schellerten-Dingelbe, St. Stephanus in Schellerten-
Dinklar, St. Cosmas und Damian in Schellerten-Wohle und
Maria vom hl. Rosenkranz in S6hlde-Nettlingen sind kiinftig
Filialkirchen. Die Kirche Unbefleckte Empfiangnis Marid in
Schellerten-Farmsen bleibt weiterhin Filialkirche.

(3) Das Inventar aller Kirchen ist unverdndert in diesen zu
belassen. Ausnahmen bediirfen der Genehmigung durch das
Bischofliche Generalvikariat in Hildesheim.

Artikel 5 — Kirchenbticher
(1) Die Kirchenbiicher und Akten der aufzulésenden Pfarr-
gemeinden werden zum 31. 10. 2014 geschlossen und von der
neu errichteten Pfarrgemeinde in Verwahrung genommen.
(2) Ab dem 1. 11. 2014 erfolgen Eintragungen nur noch in
neu zu beginnende Kirchenbiicher der Pfarrgemeinde St. Ni-
kolaus.

Zweiter Teil:

Gesetz
tber die Neuordnung des Vermogens der Pfarrgemeinde
St. Nikolaus

§ 1 — Rechtsnachfolge
Die geméaf} Artikel 1 Abs. 2 dieser Urkunde (Erster Teil) er-
richtete Pfarrgemeinde St. Nikolaus ist ab dem Zeitpunkt ih-
rer Errichtung Gesamtrechtsnachfolgerin der nach Artikel 1
Abs. 1 dieser Urkunde aufgehobenen Pfarrgemeinden.

§ 2 — Vermogensiibergang
(Nicht abgedruckt.)

Dritter Teil:

Inkraftsetzung

Vorstehendes Dekret und Gesetz treten mit der Veroffentli-
chung dieser Urkunde im Kirchlichen Anzeiger fiir das Bis-
tum Hildesheim in Kraft.

— Nds. MBI. Nr. 18/2015 S. 486

Urkunde
iiber die Authebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Maria Immaculata, Wedemark-Mellendorf,
Heilig Geist, Schwarmstedt
und iiber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Marien, Wedemark

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméaf can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Erster Teil:

Dekret
iber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Maria Immaculata, Wedemark-Mellendorf
und Heilig Geist, Schwarmstedt
und tber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Marien, Wedemark

Artikel 1 — Aufhebung und Errichtung
(1) GemdB can. 515 § 2 CIC werden mit Wirkung zum
31. Oktober 2014, 24 Uhr, die Pfarrgemeinden St. Maria Im-
maculata, Wedemark-Mellendorf und Heilig Geist, Schwarm-
stedt aufgehoben.

(2) Gleichzeitig wird mit Wirkung zum Datum des darauf-
folgenden Tages, 0 Uhr, die Pfarrgemeinde St. Marien, Wede-
mark errichtet.

Artikel 2 — Rechtsstellung und Siegel

(1) Die neu errichtete Pfarrgemeinde ist eine Pfarrei im Sinne
des can. 515 CIC und damit eine ¢ffentliche juristische Person

des kanonischen Rechts. Weiterhin ist sie fiir den Bereich des
staatlichen Rechts als Kirchengemeinde gemafl Art. 140 GG in
Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV und Art. 12 Abs. 1 Nie-
dersdchsisches Konkordat Korperschaft des offentlichen Rechts.

(2) Der Name der neu errichteten Pfarrgemeinde lautet: ,Ka-
tholische Pfarrgemeinde St. Marien, Wedemark". Dem Namen
kénnen fiir die Verwendung im Schriftverkehr o. A. die Na-
men der Filialkirchen hinzugefiigt werden.

(3) Fiir das geméfs can. 535 § 3 CIC zu fiihrende Siegel der
Pfarrgemeinde sind die Bestimmungen der Siegelordnung fiir
die Kirchengemeinden im Bistum Hildesheim in ihrer jeweili-
gen Fassung anzuwenden.

Artikel 3 — Pfarrgebiet

Die neu errichtete Pfarrgemeinde St. Marien, Wedemark ist
geméf can. 518 CIC territorial umschrieben und wird auf dem
Gebiet der nunmehr aufgelosten Pfarrgemeinden errichtet.

Artikel 4 — Pfarr- und Filialkirchen
(1) Pfarrkirche der neuen Pfarrgemeinde ist die auf den Titel
,St. Maria Immaculata“ geweihte Kirche in Wedemark-Mel-
lendorf.
(2) Die Kirche Heilig Geist in Schwarmstedt ist kiinftig Fili-
alkirche.

(3) Das Inventar aller Kirchen ist unverdndert in diesen zu
belassen. Ausnahmen bedirfen der Genehmigung durch das
Bischofliche Generalvikariat in Hildesheim.

Artikel 5 — Kirchenbiicher

(1) Die Kirchenbiicher und Akten der aufzulésenden Pfarr-
gemeinden werden zum 31. 10. 2014 geschlossen und von der
neu errichteten Pfarrgemeinde in Verwahrung genommen.

(2) Ab dem 1. 11. 2014 erfolgen Eintragungen nur noch in
neu zu beginnende Kirchenbticher der Pfarrgemeinde St. Ma-
rien, Wedemark.

Zweiter Teil:

Gesetz
tber die Neuordnung des Vermogens der Pfarrgemeinde
St. Marien

§ 1 — Rechtsnachfolge

Die gemdf} Artikel 1 Abs. 2 (Erster Teil) dieser Urkunde er-
richtete Pfarrgemeinde St. Marien ist ab dem Zeitpunkt ihrer
Errichtung Gesamtrechtsnachfolgerin der nach Artikel 1 Abs. 1
dieser Urkunde aufgehobenen Pfarrgemeinden.

§ 2 — Vermogenstiibergang
(Nicht abgedruckt.)

Dritter Teil:
Inkraftsetzung
Vorstehendes Dekret und Gesetz treten mit der Veroffentli-
chung dieser Urkunde im Kirchlichen Anzeiger fiir das Bis-
tum Hildesheim in Kraft.
— Nds. MBL. Nr. 18/2015 S. 487

Urkunde
iiber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Bernward, Lehrte,
St. Maria, Sehnde,
St. Josef, Sehnde-Bolzum
und iiber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Bernward, Lehrte

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméaf can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:
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Erster Teil:

Dekret
uber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Bernward, Lehrte, St. Maria, Sehnde
und St. Josef, Sehnde-Bolzum
und tiber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Bernward, Lehrte

Artikel 1 — Authebung und Errichtung

(1) Geméfl can. 515 § 2 CIC werden mit Wirkung zum
31. Oktober 2014, 24 Uhr, die Pfarrgemeinden St. Bernward,
Lehrte, St. Maria, Sehnde und St. Josef, Sehnde-Bolzum auf-
gehoben.

(2) Gleichzeitig wird mit Wirkung zum Datum des darauf-
folgenden Tages, 0 Uhr, die Pfarrgemeinde St. Bernward,
Lehrte errichtet.

Artikel 2 — Rechtsstellung und Siegel

(1) Die neu errichtete Pfarrgemeinde ist eine Pfarrei im Sinne
des can. 515 CIC und damit eine 6ffentliche juristische Person
des kanonischen Rechts. Weiterhin ist sie fiir den Bereich des
staatlichen Rechts als Kirchengemeinde gemaf3 Art. 140 GG in
Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV und Art. 12 Abs. 1 Nie-
dersdchsisches Konkordat Korperschaft des offentlichen Rechts.

(2) Der Name der neu errichteten Pfarrgemeinde lautet: , Ka-
tholische Pfarrgemeinde St. Bernward, Lehrte“. Dem Namen
kénnen fiir die Verwendung im Schriftverkehr o. A. die Na-
men der Filialkirchen hinzugeftigt werden.

(3) Fiir das geméf} can. 535 § 3 CIC zu fiihrende Siegel der
Pfarrgemeinde sind die Bestimmungen der Siegelordnung fiir
die Kirchengemeinden im Bistum Hildesheim in ihrer jeweili-
gen Fassung anzuwenden.

Artikel 3 — Pfarrgebiet

Die neu errichtete Pfarrgemeinde St. Bernward, Lehrte ist
gemdf can. 518 CIC territorial umschrieben und wird auf dem
Gebiet der nunmehr aufgeldsten Pfarrgemeinden errichtet.

Artikel 4 — Pfarr- und Filialkirchen
(1) Pfarrkirche der neuen Pfarrgemeinde ist die auf den Titel
,St. Bernward” geweihte Kirche in Lehrte.

(2) Die Kirchen St. Maria in Sehnde und St. Josef in Sehnde-
Bolzum sind kiinftig Filialkirchen. Weiterhin ist auch die Kir-
che St. Theresia in Lehrte-Ahlten Filialkirche.

(3) Das Inventar aller Kirchen ist unverdndert in diesen zu
belassen. Ausnahmen bediirfen der Genehmigung durch das
Bischofliche Generalvikariat in Hildesheim.

Artikel 5 — Kirchenbiticher

(1) Die Kirchenbiicher und Akten der aufzulésenden Pfarr-
gemeinden werden zum 31. 10. 2014 geschlossen und von der
neu errichteten Pfarrgemeinde in Verwahrung genommen.

(2) Ab dem 1. 11. 2014 erfolgen Eintragungen nur noch in
neu zu beginnende Kirchenbiicher der Pfarrgemeinde St. Bern-
ward, Lehrte.

Zweiter Teil:

Gesetz
iiber die Neuordnung des Vermogens
der Pfarrgemeinde St. Bernward

§ 1 — Rechtsnachfolge

Die gemaf Artikel 1 Abs. 2 (Erster Teil) dieser Urkunde er-
richtete Pfarrgemeinde St. Bernward ist ab dem Zeitpunkt ih-
rer Errichtung Gesamtrechtsnachfolgerin der nach Artikel 1
Abs. 1 dieser Urkunde aufgehobenen Pfarrgemeinden.

§ 2 — Vermogensiibergang
(Nicht abgedruckt.)
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Dritter Teil:

Inkraftsetzung

Vorstehendes Dekret und Gesetz treten mit der Veroffentli-
chung dieser Urkunde im Kirchlichen Anzeiger fiir das Bis-
tum Hildesheim in Kraft.

— Nds. MBL. Nr. 18/2015 S. 487

Urkunde
iiber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Gallus, Bad Salzdetfurth-Detfurth,
HI. Familie, Bad Salzdetfurth,
St. Cosmas und Damian, Bad Salzdetfurth-Grof8 Diingen,
St. Johannes Ev., Bad Salzdetfurth-Hockeln
und iiber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Gallus, Bad Salzdetfurth

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméfd can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Erster Teil:

Dekret
tber die Authebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Gallus, Bad Salzdetfurth-Detfurth,
HI. Familie, Bad Salzdetfurth,
St. Cosmas und Damian, Bad Salzdetfurth-Grofl Diingen und
St. Johannes Ev., Bad Salzdetfurth-Hockeln
und tber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Gallus, Bad Salzdetfurth

Artikel 1 — Aufhebung und Errichtung

(1) Gemaf can. 515 § 2 CIC werden mit Wirkung zum
31. Oktober 2014, 24 Uhr, die Pfarrgemeinden St. Gallus, Bad
Salzdetfurth-Detfurth, Hl. Familie, Bad Salzdetfurth, St. Cos-
mas und Damian, Bad Salzdetfurth-Groft Diingen und St. Jo-
hannes Ev., Bad Salzdetfurth-Hockeln aufgehoben.

(2) Gleichzeitig wird mit Wirkung zum Datum des darauf-
folgenden Tages, 0 Uhr, die Pfarrgemeinde St. Gallus, Bad
Salzdetfurth errichtet.

Artikel 2 — Rechtsstellung und Siegel

(1) Die neu errichtete Pfarrgemeinde ist eine Pfarrei im Sinne
des can. 515 CIC und damit eine 6ffentliche juristische Person
des kanonischen Rechts. Weiterhin ist sie fiir den Bereich des
staatlichen Rechts als Kirchengemeinde gemaf} Art. 140 GG in
Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV und Art. 12 Abs. 1 Nie-
dersichsisches Konkordat Korperschaft des offentlichen Rechts.

(2) Der Name der neu errichteten Pfarrgemeinde lautet: ,Ka-
tholische Pfarrgemeinde St. Gallus, Bad Salzdetfurth“. Dem
Namen kénnen fiir die Verwendung im Schriftverkehr o. A.
die Namen der Filialkirchen hinzugefiigt werden.

(3) Fiir das gemaf can. 535 § 3 CIC zu fithrende Siegel der
Pfarrgemeinde sind die Bestimmungen der Siegelordnung fiir
die Kirchengemeinden im Bistum Hildesheim in ihrer jeweili-
gen Fassung anzuwenden.

Artikel 3 — Pfarrgebiet

Die neu errichtete Pfarrgemeinde St. Gallus, Bad Salzdet-
furth ist gemafl can. 518 CIC territorial umschrieben und wird
auf dem Gebiet der nunmehr aufgeldsten Pfarrgemeinden er-
richtet.

Artikel 4 — Pfarr- und Filialkirchen

(1) Pfarrkirche der neuen Pfarrgemeinde ist die auf den Titel
,»St. Gallus“ geweihte Kirche in Bad Salzdetfurth-Detfurth.

(2) Die Kirchen HI. Familie in Bad Salzdetfurth, St. Cosmas
und Damian in Bad Salzdetfurth-Grofl Diingen und St. Johan-
nes Ev. in Bad Salzdetfurth-Hockeln sind kiinftig Filialkir-
chen. Die Kirchen St. Laurentius, Bad Salzdetfurth-Boden-
burg, St. Marid Himmelfahrt, Westfeld bleiben Filialkirchen.



Nds. MBI. Nr. 18/2015

(3) Die Kapellengemeinden St. Johannes Bapt. in Wesseln
und St. Bernward in Klein-Diingen werden mit Wirkung zum
31. Oktober 2014, 24 Uhr, aufgehoben. Diese sind ab dem
1. November 2014, 0 Uhr, Filialkirchen der neuen Kirchenge-
meinde St. Gallus, Bad Salzdetfurth.

(4) Das Inventar aller Kirchen ist unverdndert in diesen zu

belassen. Ausnahmen bediirfen der Genehmigung durch das
Bischofliche Generalvikariat in Hildesheim.

Artikel 5 — Kirchenbiicher

(1) Die Kirchenbiicher und Akten der aufzulésenden Pfarr-
gemeinden werden zum 31. 10. 2014 geschlossen und von der
neu errichteten Pfarrgemeinde in Verwahrung genommen.

(2) Ab dem 1. 11. 2014 erfolgen Eintragungen nur noch in
neu zu beginnende Kirchenbiicher der Pfarrgemeinde St. Gal-
lus.

Zweiter Teil:

Gesetz
iiber die Neuordnung des Vermdogens
der Pfarrgemeinde St. Gallus

§ 1 — Rechtsnachfolge

Die gemaf Artikel 1 Abs. 2 (Erster Teil) dieser Urkunde er-
richtete Pfarrgemeinde St. Gallus ist ab dem Zeitpunkt ihrer
Errichtung Gesamtrechtsnachfolgerin der nach Artikel 1 Abs. 1
dieser Urkunde aufgehobenen Pfarrgemeinden.

§ 2 — Vermogenstbergang
(Nicht abgedruckt.)

Dritter Teil:

Inkraftsetzung
Vorstehendes Dekret und Gesetz treten mit der Veroffentli-
chung dieser Urkunde im Kirchlichen Anzeiger fiir das Bis-
tum Hildesheim in Kraft.

— Nds. MBI. Nr. 18/2015 S. 488

Urkunde
iiber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Bonifatius, Gehrden,
St. Barbara, Barsinghausen
und iiber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Bonifatius, Gehrden

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméaf can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Erster Teil:

Dekret
iber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Bonifatius, Gehrden und St. Barbara, Barsinghausen
und iiber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Bonifatius, Gehrden

Artikel 1 — Aufhebung und Errichtung
(1) Geméf can. 515 § 2 CIC werden mit Wirkung zum 31. Ok-
tober 2014, 24 Uhr, die Pfarrgemeinden St. Bonifatius, Gehr-
den und St. Barbara, Barsinghausen aufgehoben.
(2) Gleichzeitig wird mit Wirkung zum Datum des darauf-
folgenden Tages, 0 Uhr, die Pfarrgemeinde St. Bonifatius, Gehr-
den errichtet.

Artikel 2 — Rechtsstellung und Siegel

(1) Die neu errichtete Pfarrgemeinde ist eine Pfarrei im Sinne
des can. 515 CIC und damit eine 6ffentliche juristische Person
des kanonischen Rechts. Weiterhin ist sie fiir den Bereich des

staatlichen Rechts als Kirchengemeinde gemaf3 Art. 140 GG in
Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV und Art. 12 Abs. 1 Nie-
dersdchsisches Konkordat Korperschaft des offentlichen Rechts.

(2) Der Name der neu errichteten Pfarrgemeinde lautet: , Ka-
tholische Pfarrgemeinde St. Bonifatius, Gehrden“. Dem Namen
kénnen fiir die Verwendung im Schriftverkehr o. A. die Na-
men der Filialkirchen hinzugefiigt werden.

(3) Fiir das geméfd can. 535 § 3 CIC zu fiihrende Siegel der
Pfarrgemeinde sind die Bestimmungen der Siegelordnung fiir
die Kirchengemeinden im Bistum Hildesheim in ihrer jeweili-
gen Fassung anzuwenden.

Artikel 3 — Pfarrgebiet
Die neu errichtete Pfarrgemeinde St. Bonifatius, Gehrden ist

geméf can. 518 CIC territorial umschrieben und wird auf dem
Gebiet der nunmehr aufgelésten Pfarrgemeinden errichtet.

Artikel 4 — Pfarr- und Filialkirchen

(1) Pfarrkirche der neuen Pfarrgemeinde ist die auf den Titel
,,St. Bonifatius“ geweihte Kirche in Gehrden.

(2) Die Kirche St. Barbara in Barsinghausen ist kiinftig Fili-
alkirche. Die Kirche St. Hubertus in Wennigsen bleibt Filial-
kirche.

(3) Das Inventar aller Kirchen ist unverdndert in diesen zu
belassen. Ausnahmen bedirfen der Genehmigung durch das
Bischofliche Generalvikariat in Hildesheim.

Artikel 5 — Kirchenbiicher

(1) Die Kirchenbiicher und Akten der aufzulésenden Pfarr-
gemeinden werden zum 31. 10. 2014 geschlossen und von der
neu errichteten Pfarrgemeinde in Verwahrung genommen.

(2) Ab dem 1. 11. 2014 erfolgen Eintragungen nur noch in
neu zu beginnende Kirchenbticher der Pfarrgemeinde St. Bo-
nifatius, Gehrden.

Zweiter Teil:

Gesetz
iiber die Neuordnung des Vermaogens
der Pfarrgemeinde St. Bonifatius

§ 1 — Rechtsnachfolge

Die gemaf Artikel 1 Abs. 2 (Erster Teil) dieser Urkunde er-
richtete Pfarrgemeinde St. Bonifatius ist ab dem Zeitpunkt ih-
rer Errichtung Gesamtrechtsnachfolgerin der nach Teil I
Artikel 1 Abs. 1 dieser Urkunde aufgehobenen Pfarrgemeinde.

§ 2 — Vermogenstibergang
(Nicht abgedruckt.)

Dritter Teil:

Inkraftsetzung

Vorstehendes Dekret und Gesetz treten mit der Veroffentli-
chung dieser Urkunde im Kirchlichen Anzeiger fiir das Bis-
tum Hildesheim in Kraft.

— Nds. MBI. Nr. 18/2015 S. 489

Urkunde
iiber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden
HI. Herz Jesu, Bremerhaven-Lehe,
Maria Unbefleckte Empfingnis, Bremerhaven-Mitte,
St. Ansgar, Bremerhaven-Leherheide
und iiber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
HI. Herz Jesu, Bremerhaven-Lehe

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméif can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:
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Erster Teil:

Dekret
tiber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden
HI. Herz Jesu, Bremerhaven-Lehe,
Maria Unbefleckte Empfingnis, Bremerhaven-Mitte,
St. Ansgar, Bremerhaven-Leherheide
und tber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
HI. Herz Jesu, Bremerhaven-Lehe

Artikel 1 — Aufhebung und Errichtung

(1) Gemaf can. 515 § 2 CIC werden mit Wirkung zum
31. Oktober 2014, 24 Uhr, die Pfarrgemeinden Hl. Herz Jesu,
Bremerhaven-Lehe, Maria Unbefleckte Empféngnis, Bremer-
haven-Mitte und St. Ansgar, Bremerhaven-Leherheide aufge-
hoben.

(2) Gleichzeitig wird mit Wirkung zum Datum des darauf-
folgenden Tages, 0 Uhr, die Pfarrgemeinde Hl. Herz Jesu, Bre-
merhaven-Lehe errichtet.

Artikel 2 — Rechtsstellung und Siegel

(1) Die neu errichtete Pfarrgemeinde ist eine Pfarrei im Sinne
des can. 515 CIC und damit eine 6ffentliche juristische Person
des kanonischen Rechts. Weiterhin ist sie fiir den Bereich des
staatlichen Rechts als Kirchengemeinde gemaf} Art. 140 GG in
Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV, Art. 12 Abs. 1 Nieder-
sdchsisches Konkordat und Art.14 Abs. 1 Bremisches Konkor-
dat Korperschaft des 6ffentlichen Rechts.

(2) Der Name der neu errichteten Pfarrgemeinde lautet: ,Ka-
tholische Pfarrgemeinde Hl. Herz Jesu, Bremerhaven-Lehe“.
Dem Namen konnen fiir die Verwendung im Schriftverkehr
o. A. die Namen der Filialkirchen hinzugefiigt werden.

(3) Fiir das geméfd can. 535 § 3 CIC zu fithrende Siegel der
Pfarrgemeinde sind die Bestimmungen der Siegelordnung fiir
die Kirchengemeinden im Bistum Hildesheim in ihrer jeweili-
gen Fassung anzuwenden.

Artikel 3 — Pfarrgebiet

Die neu errichtete Pfarrgemeinde Hl. Herz Jesu, Bremerha-
ven-Lehe ist gemafd can. 518 CIC territorial umschrieben und
wird auf dem Gebiet der nunmehr aufgeltsten Pfarrgemein-
den errichtet.

Artikel 4 — Pfarr- und Filialkirchen

(1) Pfarrkirche der neuen Pfarrgemeinde ist die auf den Titel
,HI. Herz Jesu“ geweihte Kirche in Bremerhaven-Lehe.

(2) Die Kirchen Maria Unbefleckte Empfingnis in Bremer-
haven-Mitte und St. Ansgar in Bremerhaven-Leherheide sind
kinftig Filialkirchen. Die Kirche St. Benedikt in Bad Beder-
kesa bleibt Filialkirche.

(3) Das Inventar aller Kirchen ist unverdndert in diesen zu
belassen. Ausnahmen bediirfen der Genehmigung durch das
Bischofliche Generalvikariat in Hildesheim.

Artikel 5 — Kirchenbticher
(1) Die Kirchenbiicher und Akten der aufzulésenden Pfarr-
gemeinden werden zum 31. 10. 2014 geschlossen und von der
neu errichteten Pfarrgemeinde in Verwahrung genommen.
(2) Ab dem 1. 11. 2014 erfolgen Eintragungen nur noch in
neu zu beginnende Kirchenbiicher der Pfarrgemeinde HI.
Herz Jesu.

Zweiter Teil:

Gesetz
tiber die Neuordnung des Vermogens
der Pfarrgemeinde HIl. Herz Jesu

§ 1 — Rechtsnachfolge

Die gemdf Artikel 1 Abs. 2 (Erster Teil) dieser Urkunde er-
richtete Pfarrgemeinde Hl. Herz Jesu, Bremerhaven-Lehe ist
ab dem Zeitpunkt ihrer Errichtung Gesamtrechtsnachfolgerin
der nach Artikel 1 Abs. 1 dieser Urkunde aufgehobenen Pfarr-
gemeinden.
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§ 2 — Vermogenstibergang
(Nicht abgedruckt.)

Dritter Teil:

Inkraftsetzung

Vorstehendes Dekret und Gesetz treten mit der Veroffentli-
chung dieser Urkunde im Kirchlichen Anzeiger fiir das Bis-
tum Hildesheim in Kraft.

— Nds. MBI Nr. 18/2015 S. 489

Urkunde
iiber die Auflésung der katholischen Pfarrgemeinden
HI. Herz Jesu, Tostedt,
St. Maria Assumpta, Egestorf
und iiber die Zuweisung der Gebiete
zur katholischen Pfarrgemeinde
St. Petrus, Buchholz in der Nordheide

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir gemifd can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Teil I:

Dekret
uber die Auflosung der katholischen Pfarrgemeinden
HI. Herz Jesu in Tostedt und St. Maria Assumpta in Egestorf
und iiber die Zuweisung der Gebiete zur Pfarrgemeinde
St. Petrus in Buchholz in der Nordheide

Artikel 1 — Auflésung und Zuweisung

(1) Gemaf can. 515 § 2 CIC werden mit Wirkung zum 31. Ok-
tober 2014, 24 Uhr, die Pfarrgemeinden Hl. Herz Jesu, Tostedt
und St. Maria Assumpta, Egestorf aufgelost.

(2) Gleichzeitig wird mit Wirkung zum Datum des darauf-
folgenden Tages, 0 Uhr, die Gebiete der aufgelosten Pfarrge-
meinden Hl. Herz Jesu, Tostedt und St. Maria Assumpta,
Egestorf zur Pfarrgemeinde St. Petrus, Buchholz in der Nord-
heide zugewiesen.

Artikel 2 — Rechtsstellung und Siegel

(1) Die neu umschriebene Pfarrgemeinde ist eine Pfarrei im
Sinne des can. 515 CIC und damit eine 6ffentliche juristische
Person des kanonischen Rechts. Weiterhin ist sie fir den Be-
reich des staatlichen Rechts als Kirchengemeinde gemifd
Art. 140 GG in Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV und
Art. 12 Abs. 1 Niedersidchsisches Konkordat Korperschaft des
offentlichen Rechts.

(2) Der Name der neu umschriebenen Pfarrgemeinde lautet:
»Katholische Pfarrgemeinde St. Petrus, Buchholz in der Nord-
heide“. Dem Namen kann fiir die Verwendung im Schriftver-
kehr o. A. der Namen der Filialkirche hinzugefiigt werden.

(3) Fiir das gemdf can. 535 § 3 CIC zu fiihrende Siegel der
Pfarrgemeinde sind die Bestimmungen der Siegelordnung fiir
die Kirchengemeinden im Bistum Hildesheim in ihrer jeweili-
gen Fassung anzuwenden.

Artikel 3 — Pfarrgebiet

Die neu umschriebene Pfarrgemeinde St. Petrus, Buchholz
in der Nordheide umfasst zukiinftig neben dem bisherigen
Pfarrgebiet auch die Gebiete der nunmehr aufgelésten Pfarrge-
meinden HI. Herz Jesu, Tostedt und St. Maria Assumpta, Eges-
torf.

Artikel 4 — Pfarr- und Filialkirchen

(1) Pfarrkirche der neuen Pfarrgemeinde ist weiterhin die
auf den Titel ,,St. Petrus“ geweihte Kirche in Buchholz in der
Nordheide.

(2) Die Kirchen Hl. Herz Jesu in Tostedt und St. Maria As-
sumpta in Egestorf sind kiinftig Filialkirchen.
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(3) Das Inventar aller Kirchen ist unverdndert in diesen zu
belassen. Ausnahmen bediirfen der Genehmigung durch das
Bischofliche Generalvikariat in Hildesheim.

Artikel 5 — Kirchenbticher
Die Kirchenbiicher und Akten der aufgelosten Pfarrgemein-
den werden zum 31. Oktober 2014 geschlossen und von der
neu umschriebenen Pfarrgemeinde in Verwahrung genom-
men.

Teil II:

Gesetz
iiber die Neuordnung des Vermdogens der Pfarrgemeinde
St. Petrus in Buchholz in der Nordheide
sowie die Vermogensverwaltung

§ 1 — Rechtsnachfolge
Die gemdf Teil I Artikel 1 Abs. 2 dieser Urkunde neu um-
schriebene Pfarrgemeinde St. Petrus ist ab dem Zeitpunkt ih-
rer Neuumschreibung Gesamtrechtsnachfolgerin der nach
Teil I Artikel 1 Abs. 1 dieser Urkunde aufgelosten Pfarrge-
meinde.

§ 2 — Vermogenstibergang
(Nicht abgedruckt.)

Teil III:

Inkraftsetzung

Vorstehendes Dekret und Gesetz treten mit der Veroffentli-
chung dieser Urkunde im Kirchlichen Anzeiger fir das Bis-
tum Hildesheim in Kraft.

— Nds. MBI Nr. 18/2015 S. 490

Urkunde
iiber die Authebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Altfried, Seevetal-Meckelfeld,
Guter Hirt, Winsen (Luhe)
und iiber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
Guter Hirt, Winsen (Luhe)

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir gemaf can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Erster Teil:

Dekret
iber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Altfried, Seevetal-Meckelfeld
und Guter Hirt, Winsen (Luhe)
und tber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
Guter Hirt, Winsen (Luhe)

Artikel 1 — Aufhebung und Errichtung

(1) Geméf can. 515 § 2 CIC werden mit Wirkung zum 31. Ok-
tober 2014, 24 Uhr, die Pfarrgemeinden St. Altfried, Seevetal-
Meckelfeld und Guter Hirt, Winsen (Luhe) aufgehoben.

(2) Gleichzeitig wird mit Wirkung zum Datum des darauf-
folgenden Tages, 0 Uhr, die Pfarrgemeinde Guter Hirt, Winsen
(Luhe) errichtet.

Artikel 2 — Rechtsstellung und Siegel

(1) Die neu errichtete Pfarrgemeinde ist eine Pfarrei im Sinne
des can. 515 CIC und damit eine 6ffentliche juristische Person
des kanonischen Rechts. Weiterhin ist sie fiir den Bereich des
staatlichen Rechts als Kirchengemeinde gemafd Art. 140 GG in
Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV und Art. 12 Abs. 1 Nie-
dersichsisches Konkordat Korperschaft des offentlichen Rechts.

(2) Der Name der neu errichteten Pfarrgemeinde lautet: , Ka-
tholische Pfarrgemeinde Guter Hirt, Winsen (Luhe)“. Dem Na-

men kénnen fiir die Verwendung im Schriftverkehr o. A. die
Namen der Filialkirchen hinzugefiigt werden.

(3) Fiir das geméfd can. 535 § 3 CIC zu fiihrende Siegel der
Pfarrgemeinde sind die Bestimmungen der Siegelordnung fiir
die Kirchengemeinden im Bistum Hildesheim in ihrer jeweili-
gen Fassung anzuwenden.

Artikel 3 — Pfarrgebiet
Die neu errichtete Pfarrgemeinde Guter Hirt, Winsen (Luhe)
ist geméf can. 518 CIC territorial umschrieben und wird auf
dem Gebiet der nunmehr aufgeldsten Pfarrgemeinden errich-
tet.

Artikel 4 — Pfarr- und Filialkirchen

(1) Pfarrkirche der neuen Pfarrgemeinde ist die auf den Titel
,Guter Hirt“ geweihte Kirche in Winsen (Luhe).

(2) Die Kirche St. Altfried ist kiinftig Filialkirche. Die Kirche
St. Ansgar in Seevetal-Hittfeld bleibt weiterhin Filialkirche.

(3) Die Filialkirche St. Altfried in Seevetal-Meckelfeld &n-
dert zum 1. November 2014, 0 Uhr, die Schreibweise des Na-
mens in St. Altfrid.

(4) Das Inventar aller Kirchen ist unverdndert in diesen zu
belassen. Ausnahmen bediirfen der Genehmigung durch das
Bischofliche Generalvikariat in Hildesheim.

Artikel 5 — Kirchenbticher
(1) Die Kirchenbiicher und Akten der aufzulésenden Pfarr-
gemeinden werden zum 31. 10. 2014 geschlossen und von der
neu errichteten Pfarrgemeinde in Verwahrung genommen.
(2) Ab dem 1. 11. 2014 erfolgen Eintragungen nur noch in

neu zu beginnende Kirchenbiicher der Pfarrgemeinde Guter
Hirt.

Zweiter Teil:

Gesetz
iiber die Neuordnung des Vermaogens
der Pfarrgemeinde Guter Hirt, Winsen (Luhe)

§ 1 — Rechtsnachfolge

Die gemaf} Artikel 1 Abs. 2 dieser Urkunde (Erster Teil) er-
richtete Pfarrgemeinde Guter Hirt ist ab dem Zeitpunkt ihrer
Errichtung Gesamtrechtsnachfolgerin der nach Artikel 1 Abs. 1
dieser Urkunde aufgehobenen Pfarrgemeinden.

§ 2 — Vermogenstibergang
(Nicht abgedruckt.)

Dritter Teil:

Inkraftsetzung

Vorstehendes Dekret und Gesetz treten mit der Veroffentli-
chung dieser Urkunde im Kirchlichen Anzeiger fiir das Bis-
tum Hildesheim in Kraft.

— Nds. MBL Nr. 18/2015 S. 491

Urkunde
iiber die Auflésung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Maria Verkiindigung, Duderstadt-Breitenberg,
St. Maria Geburt, Duderstadt-Gerblingerode,
St. Andreas, Duderstadt-Mingerode,

St. Nikolaus, Duderstadt-Tiftlingerode,
St. Johannes Baptist, Duderstadt-Westerode

und iiber die Zuweisung des Gebietes

zur katholischen Pfarrgemeinde
St. Cyriakus, Duderstadt

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméaf can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:
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Teil I:

Dekret
St. Marid Verkiindigung, Duderstadt-Breitenberg,
St. Maria Geburt, Duderstadt-Gerblingerode,
St. Andreas, Duderstadt-Mingerode,

St. Nikolaus, Duderstadt-Tiftlingerode,
St. Johannes Baptist, Duderstadt-Westerode

und tber die Zuweisung des Gebietes

zur katholischen Pfarrgemeinde
St. Cyriakus, Duderstadt

Artikel 1 — Auflésung und Zuweisung

(1) GemaB can. 515 § 2 CIC werden mit Wirkung zum 31. Ok-
tober 2014, 24 Uhr, die Pfarrgemeinden St. Marid Verkiindi-
gung, Duderstadt-Breitenberg, St. Marid Geburt, Duderstadt-
Gerblingerode, St. Andreas, Duderstadt-Mingerode, St. Niko-
laus, Duderstadt-Tiftlingerode und St. Johannes Baptist, Duder-
stadt-Westerode aufgelost.

(2) Gleichzeitig wird mit Wirkung zum Datum des darauf-
folgenden Tages, 0 Uhr, das Gebiet der aufgelosten Pfarrge-
meinden zur Pfarrgemeinde St. Cyriakus, Duderstadt zuge-
wiesen.

Artikel 2 — Rechtsstellung und Siegel

(1) Die neu umschriebene Pfarrgemeinde ist eine Pfarrei im
Sinne des can. 515 CIC und damit eine 6éffentliche juristische
Person des kanonischen Rechts. Weiterhin ist sie fiir den Be-
reich des staatlichen Rechts als Kirchengemeinde geméf}
Art. 140 GG in Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV und
Art. 12 Abs. 1 Niedersédchsisches Konkordat Korperschaft des
offentlichen Rechts.

(2) Der Name der neu umschriebenen Pfarrgemeinde lautet
weiterhin: ,Katholische Pfarrgemeinde St. Cyriakus, Duder-
stadt“. Dem Namen kann fiir die Verwendung im Schriftver-
kehr o. A. der Namen der Filialkirche hinzugefiigt werden.

(3) Fiir das gemdf can. 535 § 3 CIC zu fiihrende Siegel der
Pfarrgemeinde sind die Bestimmungen der Siegelordnung fiir
die Kirchengemeinden im Bistum Hildesheim in ihrer jeweili-
gen Fassung anzuwenden.

Artikel 3 — Pfarrgebiet
Die neu umschriebene Pfarrgemeinde St. Cyriakus, Duder-

stadt umfasst zukiinftig neben dem bisherigen Pfarrgebiet
auch das Gebiet der nunmehr aufgeldsten Pfarrgemeinden.

Artikel 4 — Pfarr- und Filialkirchen

(1) Pfarrkirche der neuen Pfarrgemeinde ist weiterhin die
auf den Titel ,,St. Cyriakus” geweihte Kirche in Duderstadt.

(2) Die Kirchen St. Marid Geburt in Duderstadt-Gerblinge-
rode, St. Johannes Bapt. in Duderstadt-Westerode, St. Andreas
in Duderstadt-Mingerode, St. Nikolaus in Duderstadt-Tiftlin-
gerode und St. Marid Verkiindigung in Duderstadt-Breiten-
berg sind kiinftig Filialkirchen.

(3) Das Inventar aller Kirchen ist unverdndert in diesen zu
belassen. Ausnahmen bedirfen der Genehmigung durch das
Bischofliche Generalvikariat in Hildesheim.

Artikel 5 — Kirchenbticher

Die Kirchenbticher und Akten der aufgelsten Pfarrgemein-
de werden zum 31. Oktober 2014 geschlossen und von der
neu umschriebenen Pfarrgemeinde in Verwahrung genom-
men.

Teil II:

Gesetz
tiber die Neuordnung des Vermogens der Pfarrgemeinde
St. Cyriakus, Duderstadt

§ 1 — Rechtsnachfolge

Die gemaf} Artikel 1 Abs. 2 dieser Urkunde (Erster Teil) neu
umschriebene Pfarrgemeinde St. Cyriakus ist ab dem Zeit-
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punkt ihrer Neuumschreibung Gesamtrechtsnachfolgerin der
nach Artikel 1 Abs. 1 dieser Urkunde aufgehobenen Pfarrge-
meinden.

§ 2 — Vermogensiibergang
(Nicht abgedruckt.)

Teil III:

Inkraftsetzung

Vorstehendes Dekret und Gesetz treten mit der Veroffentli-
chung dieser Urkunde im Kirchlichen Anzeiger fiir das Bis-
tum Hildesheim in Kraft.

— Nds. MBL. Nr. 18/2015 S. 491

Urkunde
iiber die Auflosung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Matthéus, Bodensee,
St. Georg, Wollbrandshausen,
und iiber die Zuweisung des Gebietes
zur katholischen Pfarrgemeinde
St. Laurentius, Gieboldehausen

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir gemifl can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Teil I:

Dekret
uber die Auflosung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Matthdus, Bodensee,
St. Georg, Wollbrandshausen,
und iiber die Zuweisung des Gebietes
zur katholischen Pfarrgemeinde
St. Laurentius, Gieboldehausen

Artikel 1 — Auflésung und Zuweisung

(1) Geméf can. 515 § 2 CIC werden mit Wirkung zum 31. Ok-
tober 2014, 24 Uhr, die Pfarrgemeinden St. Matthdus, Boden-
see und St. Georg, Wollbrandshausen, aufgelost.

(2) Gleichzeitig wird mit Wirkung zum Datum des darauf-
folgenden Tages, 0 Uhr, das Gebiet der aufgelosten Pfarrge-
meinden zur Pfarrgemeinde St. Laurentius, Gieboldehausen
zugewiesen.

Artikel 2 — Rechtsstellung und Siegel

(1) Die neu umschriebene Pfarrgemeinde ist eine Pfarrei im
Sinne des can. 515 CIC und damit eine 6ffentliche juristische
Person des kanonischen Rechts. Weiterhin ist sie fiir den Be-
reich des staatlichen Rechts als Kirchengemeinde gemaf}
Art. 140 GG in Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV und
Art. 12 Abs. 1 Niedersdchsisches Konkordat Korperschaft des
offentlichen Rechts.

(2) Der Name der neu umschriebenen Pfarrgemeinde lautet
weiterhin: ,Katholische Pfarrgemeinde St. Laurentius, Giebol-
dehausen”. Dem Namen kann fiir die Verwendung im Schrift-
verkehr o. A. der Namen der Filialkirche hinzugefiigt werden.

(3) Fiir das geméf can. 535 § 3 CIC zu fiihrende Siegel der
Pfarrgemeinde sind die Bestimmungen der Siegelordnung fiir
die Kirchengemeinden im Bistum Hildesheim in ihrer jeweili-
gen Fassung anzuwenden.

Artikel 3 — Pfarrgebiet

Die neu umschriebene Pfarrgemeinde St. Laurentius, Gie-
boldehausen umfasst zukiinftig neben dem bisherigen Pfarr-
gebiet auch das Gebiet der nunmehr aufgelosten Pfarrgemein-
den.
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Artikel 4 — Pfarr- und Filialkirchen

(1) Pfarrkirche der neuen Pfarrgemeinde ist weiterhin die
auf den Titel ,,St. Laurentius” geweihte Kirche in Giebolde-
hausen.

(2) Die Kirchen St. Matthdus in Bodensee und St. Georg in
Wollbrandshausen sind kiinftig Filialkirchen.

(3) Das Inventar aller Kirchen ist unverdndert in diesen zu
belassen. Ausnahmen bediirfen der Genehmigung durch das
Bischofliche Generalvikariat in Hildesheim.

Artikel 5 — Kirchenbiicher

Die Kirchenbiicher und Akten der aufgelosten Pfarrgemein-
den werden zum 31. Oktober 2014 geschlossen und von der
neu umschriebenen Pfarrgemeinde in Verwahrung genom-
men.

Teil I:

Gesetz
tber die Neuordnung des Vermogens der Pfarrgemeinde
St. Laurentius, Gieboldehausen

§ 1 — Rechtsnachfolge

Die gemdf Teil I Artikel 1 Abs. 2 dieser Urkunde neu um-
schriebene Pfarrgemeinde St. Laurentius ist ab dem Zeitpunkt
ihrer Neuumschreibung Gesamtrechtsnachfolgerin der nach
Artikel 1 Abs. 1 dieser Urkunde aufgehobenen Pfarrgemein-
den.

§ 2 — Vermogenstbergang
(Nicht abgedruckt.)

Teil III:

Inkraftsetzung

Vorstehendes Dekret und Gesetz treten mit der Veroffentli-
chung dieser Urkunde im Kirchlichen Anzeiger fiir das Bis-
tum Hildesheim in Kraft.

— Nds. MBI. Nr. 18/2015 S. 492

Urkunde
iiber die Auflésung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Andreas, Riidershausen,
St. Johannes Bapt., Duderstadt-Hilkerode,
St. Pankratius, Duderstadt-Fuhrbach,
St. Laurentius, Duderstadt-Langenhagen,
St. Georg, Duderstadt-Brochthausen,
und iiber die Zuweisung des Gebietes
zur katholischen Pfarrgemeinde
St. Sebastian, Rhumspringe

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméf can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Teil I:

Dekret
tber die Auflosung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Andreas, Riidershausen,
St. Johannes Bapt., Duderstadt-Hilkerode,
St. Pankratius, Duderstadt-Fuhrbach,
St. Laurentius, Duderstadt-Langenhagen
und St. Georg, Duderstadt-Brochthausen,
und iiber die Zuweisung des Gebietes
zur katholischen Pfarrgemeinde
St. Sebastian, Rhumspringe

Artikel 1 — Auflosung und Zuweisung

(1) GemaB can. 515 § 2 CIC werden mit Wirkung zum 31. Ok-
tober 2014, 24 Uhr, die Pfarrgemeinden St. Andreas, Riiders-

hausen, St. Johannes Bapt., Duderstadt-Hilkerode, St. Pankra-
tius, Duderstadt-Fuhrbach, St. Laurentius, Duderstadt-Langen-
hagen und St. Georg, Duderstadt-Brochthausen, aufgelost.

(2) Gleichzeitig wird mit Wirkung zum Datum des darauf-
folgenden Tages, 0 Uhr, das Gebiet der aufgelosten Pfarrge-
meinden zur Pfarrgemeinde St. Sebastian, Rhumspringe zuge-
wiesen.

Artikel 2 — Rechtsstellung und Siegel

(1) Die neu umschriebene Pfarrgemeinde ist eine Pfarrei im
Sinne des can. 515 CIC und damit eine 6ffentliche juristische
Person des kanonischen Rechts. Weiterhin ist sie fiir den Be-
reich des staatlichen Rechts als Kirchengemeinde geméifd
Art. 140 GG in Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV und
Art. 12 Abs. 1 Niedersdchsisches Konkordat Korperschaft des
offentlichen Rechts.

(2) Der Name der neu umschriebenen Pfarrgemeinde lautet
weiterhin: ,Katholische Pfarrgemeinde St. Sebastian, Rhum-
springe”. Dem Namen kann fiir die Verwendung im Schrift-
verkehr o. A. der Namen der Filialkirche hinzugefiigt werden.

(3) Fiir das gemafs can. 535 § 3 CIC zu fithrende Siegel der
Pfarrgemeinde sind die Bestimmungen der Siegelordnung fiir
die Kirchengemeinden im Bistum Hildesheim in ihrer jeweili-
gen Fassung anzuwenden.

Artikel 3 — Pfarrgebiet

Die neu umschriebene Pfarrgemeinde St. Sebastian, Rhum-
springe umfasst zukinftig neben dem bisherigen Pfarrgebiet
auch das Gebiet der nunmehr aufgeldsten Pfarrgemeinden.

Artikel 4 — Pfarr- und Filialkirchen
(1) Pfarrkirche der neuen Pfarrgemeinde ist weiterhin die
auf den Titel ,,St. Sebastian® geweihte Kirche in Rhumspringe.

(2) Die Kirchen St. Andreas in Riidershausen, St. Johannes
Baptist in Duderstadt-Hilkerode, St. Georg in Duderstadt-Brocht-
hausen, St. Pankratius in Duderstadt-Fuhrbach und St. Lau-
rentius in Duderstadt-Langenhagen sind kiinftig Filialkirchen.

(3) Das Inventar aller Kirchen ist unverdndert in diesen zu
belassen. Ausnahmen bedtirfen der Genehmigung durch das
Bischofliche Generalvikariat in Hildesheim.

Artikel 5 — Kirchenbiticher

Die Kirchenbiicher und Akten der aufgelosten Pfarrgemein-
den werden zum 31. Oktober 2014 geschlossen und von der
neu umschriebenen Pfarrgemeinde in Verwahrung genom-
men.

Teil II:

Gesetz
tber die Neuordnung des Vermogens der Pfarrgemeinde
St. Sebastian, Rhumspringe

§ 1 — Rechtsnachfolge

Die geméf Teil I Artikel 1 Abs. 2 dieser Urkunde neu um-
schriebene Pfarrgemeinde St. Sebastian ist ab dem Zeitpunkt
ihrer Neuumschreibung Gesamtrechtsnachfolgerin der nach
Artikel 1 Abs. 1 dieser Urkunde aufgehobenen Pfarrgemein-
den.

§ 2 — Vermogenstibergang
(Nicht abgedruckt.)

Teil IIT:
Inkraftsetzung

Vorstehendes Dekret und Gesetz treten mit der Veroffentli-
chung dieser Urkunde im Kirchlichen Anzeiger fiir das Bis-
tum Hildesheim in Kraft.

— Nds. MBI. Nr. 18/2015 S. 493
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Urkunde
iiber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Johannes der Téufer, Seulingen,
Marii Verkiindigung, Rollshausen-Germershausen
und iiber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Johannes der Taufer, Seulingen

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméafl can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Erster Teil:

Dekret
uber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Johannes der Tédufer, Seulingen und
Marid Verkiindigung, Rollshausen-Germershausen
und tiber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Johannes der Téufer, Seulingen

Artikel 1 — Aufhebung und Errichtung

(1) GemaB can. 515 § 2 CIC werden mit Wirkung zum 31. Ok-
tober 2014, 24 Uhr, die Pfarrgemeinden St. Johannes der
Téufer, Seulingen und Maria Verkiindigung, Rollshausen-Ger-
mershausen, aufgehoben.

(2) Gleichzeitig wird mit Wirkung zum Datum des darauf-
folgenden Tages, 0 Uhr, die Pfarrgemeinde St. Johannes der
Téufer, Seulingen errichtet.

Artikel 2 — Rechtsstellung und Siegel

(1) Die neu errichtete Pfarrgemeinde ist eine Pfarrei im Sinne
des can. 515 CIC und damit eine 6ffentliche juristische Person
des kanonischen Rechts. Weiterhin ist sie fiir den Bereich des
staatlichen Rechts als Kirchengemeinde gemafd Art. 140 GG in
Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV und Art. 12 Abs. 1 Nie-
derséchsisches Konkordat Korperschaft des 6ffentlichen Rechts.

(2) Der Name der neu errichteten Pfarrgemeinde lautet: ,Ka-
tholische Pfarrgemeinde St. Johannes der Tdufer, Seulingen®.
Dem Namen koénnen fir die Verwendung im Schriftverkehr
0. A. die Namen der Filialkirchen hinzugefiigt werden.

(3) Fiir das geméfd can. 535 § 3 CIC zu fithrende Siegel der
Pfarrgemeinde sind die Bestimmungen der Siegelordnung fiir
die Kirchengemeinden im Bistum Hildesheim in ihrer jeweili-
gen Fassung anzuwenden.

Artikel 3 — Pfarrgebiet

Die neu errichtete Pfarrgemeinde St. Johannes der Téaufer,
Seulingen ist geméaf} can. 518 CIC territorial umschrieben und
wird auf dem Gebiet der nunmehr aufgelosten Pfarrgemein-
den errichtet.

Artikel 4 — Pfarr- und Filialkirchen

(1) Pfarrkirche der neuen Pfarrgemeinde ist die auf den Titel
,St. Johannes der Tdufer” geweihte Kirche in Seulingen.

(2) Die Kirche Marid Verktundigung in Rollshausen-Ger-
mershauen ist kiinftig Filialkirche. Die Kirchen St. Blasius in
Obernfeld, St. Margareta in Rollshausen, St. Martinus in See-
burg und St. Peter und Paul in Seeburg-Bernshausen bleiben
Filialkirchen.

(3) Das Inventar aller Kirchen ist unverdndert in diesen zu
belassen. Ausnahmen bediirfen der Genehmigung durch das
Bischofliche Generalvikariat in Hildesheim.

Artikel 5 — Kirchenbiicher

(1) Die Kirchenbiicher und Akten der aufzulésenden Pfarr-
gemeinden werden zum 31. 10. 2014 geschlossen und von der
neu errichteten Pfarrgemeinde in Verwahrung genommen.

(2) Ab dem 1. 11. 2014 erfolgen Eintragungen nur noch in
neu zu beginnende Kirchenbiicher der Pfarrgemeinde St. Jo-
hannes der Téufer, Seulingen.
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Zweiter Teil:

Gesetz
tber die Neuordnung des Vermogens
der Pfarrgemeinde St. Johannes der Taufer

§ 1 — Rechtsnachfolge

Die gemaf} Artikel 1 Abs. 2 (Erster Teil) dieser Urkunde er-
richtete Pfarrgemeinde St. Johannes der Tédufer ist ab dem
Zeitpunkt ihrer Errichtung Gesamtrechtsnachfolgerin der nach
Artikel 1 Abs. 1 dieser Urkunde aufgehobenen Pfarrgemein-
den.

§ 2 — Vermogenstibergang
(Nicht abgedruckt.)

Dritter Teil:

Inkraftsetzung

Vorstehendes Dekret und Gesetz treten mit der Veroffentli-
chung dieser Urkunde im Kirchlichen Anzeiger fiir das Bis-
tum Hildesheim in Kraft.

— Nds. MBL. Nr. 18/2015 S. 494

Urkunde
iiber die Auflésung der katholischen Pfarrgemeinden

St. Peter und Paul, Katlenburg-Lindau,

St. Alexander und Briider, Krebeck,

Maria Geburt, Krebeck-Renshausen

und iiber die Zuweisung des Gebietes

zur katholischen Pfarrgemeinde
St. Kosmas und Damian, Bilshausen

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméfl can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Teil I:

Dekret
iiber die Auflosung der katholischen Pfarrgemeinden

St. Peter und Paul, Katlenburg-Lindau,

St. Alexander und Briider, Krebeck,

Marii Geburt, Krebeck-Renshausen
und iiber die Zuweisung des Gebietes

zur katholischen Pfarrgemeinde
St. Kosmas und Damian, Bilshausen

Artikel 1 — Auflésung und Zuweisung

(1) GemaB can. 515 § 2 CIC werden mit Wirkung zum 31. Ok-
tober 2014, 24 Uhr, die Pfarrgemeinden St. Peter und Paul,
Katlenburg-Lindau, St. Alexander und Briider, Krebeck und
Marid Geburt, Krebeck-Renshausen aufgelost.

(2) Gleichzeitig wird mit Wirkung zum Datum des darauf-
folgenden Tages, 0 Uhr, das Gebiet der aufgelosten Pfarrge-
meinden zur Pfarrgemeinde St. Kosmas und Damian, Bils-
hausen zugewiesen.

Artikel 2 — Rechtsstellung und Siegel

(1) Die neu umschriebene Pfarrgemeinde ist eine Pfarrei im
Sinne des can. 515 CIC und damit eine 6ffentliche juristische
Person des kanonischen Rechts. Weiterhin ist sie fiir den Be-
reich des staatlichen Rechts als Kirchengemeinde gemaf}
Art. 140 GG in Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV und
Art. 12 Abs. 1 Niedersédchsisches Konkordat Korperschaft des
offentlichen Rechts.

(2) Der Name der neu umschriebenen Pfarrgemeinde lautet
weiterhin: , Katholische Pfarrgemeinde St. Kosmas und Damian,
Bilshausen“. Dem Namen kann fiir die Verwendung im
Schriftverkehr o. A. der Namen der Filialkirche hinzugefiigt
werden.
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(3) Fiir das gemafs can. 535 § 3 CIC zu fiithrende Siegel der
Pfarrgemeinde sind die Bestimmungen der Siegelordnung fiir
die Kirchengemeinden im Bistum Hildesheim in ihrer jeweili-
gen Fassung anzuwenden.

Artikel 3 — Pfarrgebiet

Die neu umschriebene Pfarrgemeinde St. Kosmas und Da-
mian, Bilshausen umfasst zukiinftig neben dem bisherigen
Pfarrgebiet auch das Gebiet der nunmehr aufgel6sten Pfarrge-
meinden.

Artikel 4 — Pfarr- und Filialkirchen

(1) Pfarrkirche der neuen Pfarrgemeinde ist weiterhin die
auf den Titel ,,St. Kosmas und Damian“ geweihte Kirche in
Bilshausen.

(2) Die Kirchen St. Peter und Paul in Katlenburg-Lindau, St.
Alexander und Briider in Krebeck und Marid Geburt in Kre-
beck-Renshausen sind kiinftig Filialkirchen.

(3) Das Inventar aller Kirchen ist unverdndert in diesen zu
belassen. Ausnahmen bediirfen der Genehmigung durch das
Bischofliche Generalvikariat in Hildesheim.

Artikel 5 — Kirchenbiicher

Die Kirchenbiicher und Akten der aufgelosten Pfarrgemein-
de werden zum 31. Oktober 2014 geschlossen und von der
neu umschriebenen Pfarrgemeinde in Verwahrung genom-
men.

Teil II:

Gesetz
iiber die Neuordnung des Vermdogens der Pfarrgemeinde
St. Kosmas und Damian, Bilshausen

§ 1 — Rechtsnachfolge

Die gemdf Teil I Artikel 1 Abs. 2 dieser Urkunde neu um-
schriebene Pfarrgemeinde St. Kosmas und Damian ist ab dem
Zeitpunkt ihrer Neuumschreibung Gesamtrechtsnachfolgerin
der nach Artikel 1 Abs. 1 dieser Urkunde aufgehobenen Pfarr-
gemeinden.

§ 2 — Vermogenstibergang
(Nicht abgedruckt.)

Teil III:

Inkraftsetzung

Vorstehendes Dekret und Gesetz treten mit der Veroffentli-
chung dieser Urkunde im Kirchlichen Anzeiger fir das Bis-
tum Hildesheim in Kraft.

— Nds. MBI. Nr. 18/2015 S. 494

Urkunde
iiber die Authebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Georg, Duderstadt-Nesselrioden,
St. Mauritius, Duderstadt-Desingerode,
St. Johannes Baptist, Duderstadt-Immingerode,
St. Urban, Duderstadt-Werxhausen
und iiber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Georg, Nesselroden

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméf can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Erster Teil:

Dekret
iber die Aufhebung der katholischen Pfarrgemeinden
St. Georg, Duderstadt-Nesselroden,
St. Mauritius, Duderstadt-Desingerode,
St. Johannes Baptist, Duderstadt-Immingerode
und St. Urban, Duderstadt-Werxhausen
und tber die Errichtung der katholischen Pfarrgemeinde
St. Georg, Nesselroden

Artikel 1 — Aufhebung und Errichtung

(1) GemaB can. 515 § 2 CIC werden mit Wirkung zum 31. Ok-
tober 2014, 24 Uhr, die Pfarrgemeinden St. Georg, Duderstadt-
Nesselroden, St. Mauritius, Duderstadt-Desingerode, St. Johan-
nes Baptist, Duderstadt-Immingerode und St. Urban, Duder-
stadt-Werxhausen aufgehoben.

(2) Gleichzeitig wird mit Wirkung zum Datum des darauf-
folgenden Tages, 0 Uhr, die Pfarrgemeinde St. Georg, Nessel-
roden errichtet.

Artikel 2 — Rechtsstellung und Siegel

(1) Die neu errichtete Pfarrgemeinde ist eine Pfarrei im Sinne
des can. 515 CIC und damit eine 6ffentliche juristische Person
des kanonischen Rechts. Weiterhin ist sie fiir den Bereich des
staatlichen Rechts als Kirchengemeinde gemaf3 Art. 140 GG in
Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV und Art. 12 Abs. 1 Nie-
dersichsisches Konkordat Korperschaft des offentlichen Rechts.

(2) Der Name der neu errichteten Pfarrgemeinde lautet: ,Ka-
tholische Pfarrgemeinde St. Georg, Nesselroden”. Dem Namen
kénnen fiir die Verwendung im Schriftverkehr o. A. die Na-
men der Filialkirchen hinzugefiigt werden.

(3) Fiir das geméf can. 535 § 3 CIC zu fithrende Siegel der
Pfarrgemeinde sind die Bestimmungen der Siegelordnung fiir
die Kirchengemeinden im Bistum Hildesheim in ihrer jeweili-
gen Fassung anzuwenden.

Artikel 3 — Pfarrgebiet

Die neu errichtete Pfarrgemeinde St. Georg, Nesselroden ist
geméf can. 518 CIC territorial umschrieben und wird auf dem
Gebiet der nunmehr aufgelosten Pfarrgemeinden errichtet.

Artikel 4 — Pfarr- und Filialkirchen

(1) Pfarrkirche der neuen Pfarrgemeinde ist die auf den Titel
,St. Georg” geweihte Kirche in Duderstadt-Nesselroden.

(2) Die Kirchen St. Mauritius in Duderstadt-Desingerode,
St. Johannes Baptist in Duderstadt-Immingerode und St. Ur-
ban in Duderstadt-Werxhausen sind kiinftig Filialkirchen. Die
Kirche St. Georg in Duderstadt-Esplingerode bleibt Filialkir-
che.

(3) Das Inventar aller Kirchen ist unverdndert in diesen zu
belassen. Ausnahmen bedirfen der Genehmigung durch das
Bischofliche Generalvikariat in Hildesheim.

Artikel 5 — Kirchenbticher
(1) Die Kirchenbiicher und Akten der aufzulésenden Pfarr-
gemeinden werden zum 31. 10. 2014 geschlossen und von der
neu errichteten Pfarrgemeinde in Verwahrung genommen.
(2) Ab dem 1. 11. 2014 erfolgen Eintragungen nur noch in
neu zu beginnende Kirchenbiicher der Pfarrgemeinde St. Ge-
org, Nesselroden.

Zweiter Teil:

Gesetz
iber die Neuordnung des Vermogens
der Pfarrgemeinde St. Georg

§ 1 — Rechtsnachfolge

Die gemaf Artikel 1 Abs. 2 (Erster Teil) dieser Urkunde er-
richtete Pfarrgemeinde St. Georg ist ab dem Zeitpunkt ihrer
Errichtung Gesamtrechtsnachfolgerin der nach Artikel 1 Abs. 1
dieser Urkunde aufgehobenen Pfarrgemeinden.
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§ 2 — Vermogenstibergang
(Nicht abgedruckt.)

Dritter Teil:

Inkraftsetzung

Vorstehendes Dekret und Gesetz treten mit der Veroffentli-
chung dieser Urkunde im Kirchlichen Anzeiger fiir das Bis-
tum Hildesheim in Kraft.

— Nds. MBL. Nr. 18/2015 S. 495

Dekret
iiber die Ausgliederung des Ortes Adensen
aus der katholischen Pfarrgemeinde Christ Konig, Springe
und iiber die Zuweisung des Gebietes
zur katholischen Pfarrgemeinde
Heilig Geist, Sarstedt

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir gemaf can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Artikel 1 — Ausgliederung

Mit Wirkung zum 31. Oktober 2014, 24 Uhr, wird das Ge-
biet des Ortes Adensen aus der Pfarrgemeinde Christ Konig,
Springe ausgegliedert.

Artikel 2 — Zuweisung

Mit Wirkung zum 1. November 2014, 0 Uhr, wird das in Ar-
tikel 1 beschriebene Gebiet der katholischen Pfarrgemeinde
Heilig Geist, Sarstedt zugewiesen.

Artikel 3 — Inkraftsetzung
Vorstehendes Dekret tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

— Nds. MBL. Nr. 18/2015 S. 496

Dekret
iiber die Ausgliederung eines Teilgebietes
des Stadtteils Anderten
im Stadtbezirk Misburg-Anderten, Hannover,
aus der katholischen Pfarrgemeinde Hl. Engel, Hannover
und iiber die Zuweisung des Gebietes
zur katholischen Pfarrgemeinde
St. Martin, Hannover

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméf can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Artikel 1 — Ausgliederung

Mit Wirkung zum 31. Oktober 2014, 24 Uhr, wird das nord-
liche Teilgebiet vom Kronsberg im Stadtteil Anderten, Stadt-
bezirk Misburg-Anderten, Hannover, aus der katholischen Pfarr-
gemeinde Hl. Engel, Hannover ausgegliedert. Das Gebiet um-
fasst das Gebiet nordlich der Von-Escherte-Strafie, stidlich des
Stidschnellweges, 6stlich des Flachsrottenwegs und In der Be-
bie und westlich der Strafle ,,Zur Miihle“.

Artikel 2 — Zuweisung

Mit Wirkung zum 1. November 2014, 0 Uhr, wird das in Ar-
tikel 1 beschriebene Gebiet der katholischen Pfarrgemeinde
St. Martin, Hannover zugewiesen.

Artikel 3 — Inkraftsetzung
Vorstehendes Dekret tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

— Nds. MBI Nr. 18/2015 S. 496
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Dekret
iiber die Ausgliederung des Ortes Bledeln
aus der katholischen Pfarrgemeinde St. Josef, Sehnde-Bolzum
und iiber die Zuweisung des Gebietes
zur katholischen Pfarrgemeinde
St. Cacilia, Harsum

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir gemifl can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Artikel 1 — Ausgliederung
Mit Wirkung zum 31. Oktober 2014, 24 Uhr, wird das Ge-
biet des Ortes Bledeln aus der Pfarrgemeinde St. Josef, Sehnde-
Bolzum ausgegliedert.

Artikel 2 — Zuweisung

Mit Wirkung zum 1. November 2014, 0 Uhr, wird das in Ar-
tikel 1 beschriebene Gebiet der katholischen Pfarrgemeinde
St. Cécilia, Harsum zugewiesen.

Artikel 3 — Inkraftsetzung
Vorstehendes Dekret tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

— Nds. MBL. Nr. 18/2015 S. 496

Dekret
iiber die Ausgliederung eines Teilgebietes
des Stadtteils Grof3 Buchholz
im Stadtbezirk Buchholz-Kleefeld, Hannover,
aus der katholischen Pfarrgemeinde Heilig Geist, Hannover
und iiber die Zuweisung des Gebietes
zur katholischen Pfarrgemeinde
St. Martin, Hannover

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir gemifd can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Artikel 1 — Ausgliederung

Mit Wirkung zum 31. Oktober 2014, 24 Uhr, wird das Teil-
gebiet stidlich der Podbielskistrafle und nordlich des Messe-
schnellweges, die zum Stadtteil Grofl Buchholz im Stadtbe-
zirk Buchholz-Kleefeld, Hannover gehoren aus der katholi-
schen Pfarrgemeinde Heilig Geist, Hannover ausgegliedert.
Das Gebiet umfasst folgende Straflen: Achenbachstrafie, Anto-
niusweg, Buchenplan, Bussenstrafle, Corinthstrafie, Cornelius-
strafle, Defreggerstrafle, Eichenplan, Feuerbachstrafle, Fuhren-
plan, Gehégestraie, Grofi-Buchholzer Kirchweg, Grof-Buch-
holzer Strafle, Guerickestrafie, Habichtshorststrafie, Hanebuth-
winkel, Kathe-Steinitz-Strafle, Kapellenbrink, Karla-Schmidt-
Strafle, Klingerplatz, Klingerstrafle, Kolbeweg, Koppelweg, Ku-
binhof, Lauferweg, Leiblstrafle, Leistikowweg, Lenbachplatz,
Lenbachstrale, Lindenplan, Merianweg, Rehmer Feld, Scha-
ferweg, Steuerndieb, Tischbeinstrafe.

Artikel 2 — Zuweisung

Mit Wirkung zum 1. November 2014, 0 Uhr, wird das in Ar-
tikel 1 beschriebene Gebiet der katholischen Pfarrgemeinde
St. Martin, Hannover zugewiesen.

Artikel 3 — Inkraftsetzung
Vorstehendes Dekret tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

— Nds. MBI Nr. 18/2015 S. 496



Nds. MBI. Nr. 18/2015

Dekret
iiber die Ausgliederung des Ortes Hallerburg
aus der katholischen Pfarrgemeinde Christ Kénig, Springe
und iiber die Zuweisung des Gebietes
zur katholischen Pfarrgemeinde
Heilig Geist, Sarstedt

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméf can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Artikel 1 — Ausgliederung
Mit Wirkung zum 31. Oktober 2014, 24 Uhr, wird das Ge-
biet des Ortes Hallerburg aus der Pfarrgemeinde Christ Kénig,
Springe ausgegliedert.

Artikel 2 — Zuweisung

Mit Wirkung zum 1. November 2014, 0 Uhr, wird das in Ar-
tikel 1 beschriebene Gebiet der katholischen Pfarrgemeinde
Heilig Geist, Sarstedt zugewiesen.

Artikel 3 — Inkraftsetzung
Vorstehendes Dekret tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

— Nds. MBI. Nr. 18/2015 S. 497

Dekret
iiber die Ausgliederung des Ortes Hotteln
aus der katholischen Pfarrgemeinde
St. Matthéus, Algermissen
und iiber die Zuweisung des Gebietes
zur katholischen Pfarrgemeinde
Heilig Geist, Sarstedt

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméif can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Artikel 1 — Ausgliederung

Mit Wirkung zum 31. Oktober 2014, 24 Uhr, wird das Ge-
biet des Ortes Hotteln aus der Pfarrgemeinde St. Matthédus, Al-
germissen ausgegliedert.

Artikel 2 — Zuweisung
Mit Wirkung zum 1. November 2014, 0 Uhr, wird das in Ar-
tikel 1 beschriebene Gebiet der katholischen Pfarrgemeinde
Heilig Geist, Sarstedt zugewiesen.

Artikel 3 — Inkraftsetzung
Vorstehendes Dekret tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

— Nds. MBI. Nr. 18/2015 S. 497

Dekret
iiber die Ausgliederung des Ortes Hover
aus der katholischen Pfarrgemeinde St. Martin, Hannover
und iiber die Zuweisung des Gebietes
zur katholischen Pfarrgemeinde
St. Bernward, Lehrte

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméaf can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Artikel 1 — Ausgliederung
Mit Wirkung zum 31. Oktober 2014, 24 Uhr, wird das Ge-
biet des Ortes Hover aus der Pfarrgemeinde St. Martin, Han-
nover ausgegliedert.

Artikel 2 — Zuweisung

Mit Wirkung zum 1. November 2014, 0 Uhr, wird das in Ar-
tikel 1 beschriebene Gebiet der katholischen Pfarrgemeinde
St. Bernward, Lehrte zugewiesen.

Artikel 3 — Inkraftsetzung
Vorstehendes Dekret tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

— Nds. MBI. Nr. 18/2015 S. 497

Dekret
iiber die Ausgliederung eines Teilgebietes
des Stadtteils Kirchrode
im Stadtbezirk Kirchrode-Bemerode-Wiilferode, Hannover,
aus der katholischen Pfarrgemeinde St. Martin, Hannover
und iiber die Zuweisung des Gebietes
zur katholischen Pfarrgemeinde
HI. Engel, Hannover

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméf} can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Artikel 1 — Ausgliederung

Mit Wirkung zum 31. Oktober 2014, 24 Uhr, wird das Teil-
gebiet nordlich der Bahnlinie des Stadtteils Kirchrode im Stadt-
bezirk Kirchrode-Bemerode-Wiilferode, Hannover aus der ka-
tholischen Pfarrgemeinde St. Martin, Hannover ausgegliedert.
Das Gebiet umfasst folgende Straflen: Bleekstrafie, Bleekstrafie
Kolonie Eilenriede 1I, Bleekstrale Kolonie Eilenriede III, Die-
denhofener Strafle, Forbacher Strafle, Hermann-Lons-Park,
Leunisweg, Metzer Strafle, Tiergartenstrafle.

Artikel 2 — Zuweisung

Mit Wirkung zum 1. November 2014, 0 Uhr, wird das in Ar-
tikel 1 beschriebene Gebiet der katholischen Pfarrgemeinde
Hl. Engel, Hannover zugewiesen.

Artikel 3 — Inkraftsetzung
Vorstehendes Dekret tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

— Nds. MBI. Nr. 18/2015 S. 497

Dekret
iiber die Ausgliederung eines Teilgebietes des Stadtteils List
im Stadtbezirk Vahrenwald-List, Hannover,
aus der katholischen Pfarrgemeinde Heilig Geist, Hannover
und iiber die Zuweisung des Gebietes
zur katholischen Pfarrgemeinde
St. Joseph, Hannover

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméaf can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Artikel 1 — Ausgliederung

Mit Wirkung zum 31. Oktober 2014, 24 Uhr, wird das Teil-
gebiet nordlich der Walderseestrafie und stidlich des Mittel-
landkanals, welches zum Stadtteil List im Stadtbezirk Vah-
renwald-List, Hannover gehort aus der katholischen Pfarrge-
meinde Heilig Geist, Hannover ausgegliedert. Das Gebiet um-
fasst folgende Straflen: Adalbert-Stifter-Strafle, Am Langen
Kampe, Am Listholze, Andersenstrafie, Anzengruberstrafle, Ate-
lierblick, Bocklinplatz, Boiestrafle, Brinckmannstrafle, Carl-
Hornemann-Strafle, Constantinstrale, Cranachstrafle, Dahn-
strafle, Dingelstedtstrafie, Edgar-Scheibe-Strafle, Eulenkamp,
Friedrich-Busack-Strafie, Fritz-Beindorff-Allee, Ganghoferstra-
e, Gerrit-Engelke-Strafie, Gerstackerstrafie, Gertrud-Greising-
Weg, Gorch-Fock-Strafle, Gottfried-Keller-Strale, Grethe-Jiir-
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gens-Strafle, Grillparzerstrafle, Griinewaldstrafle, Gtinther-Wag-
ner-Allee, Hans-Mertens-Strafie, Hauffstrafle, Hebbelstrafle,
Hinrichsring, Hodlerweg, Holbeinstrafe, Im Kreuzkampe, Im-
mengarten, Immermannstrafle, Karl-Riter-Strafle, Klaus-Groth-
Strafle, Klopstockstrafie, Kothéferdamm, Leo-Sympher-Prome-
nade, Liliencronplatz, Liliencronstrafle, Morickestrale, Neue
Sachlichkeit, Overbeckstrale, Pelikanplatz, Pelikanstrafle,
Podbielskistrafie 94—220, 105—289, Raabestrafie, Raffael-
strafle, Rembrandtstrafie, Robert-Stoffert-Strafle, Rubenstrafle,
Schenkendorfstrafle, Schneckenburgerstrafie, Schwindstra-
e, Slevogtweg, Spannhagengarten, Spannhagenstrafle, Spitz-
wegstrale, Spitzwegwinkel, Staatswiesenstrafle, Stormstrafe,
Thomastrafle, Timm-Kroger-Strafle, Tintengraben, Tizianstra-
8¢, Trojanstrafle, Uelzestralle, van-Gogh-Weg, Walderseestra-
e 30—48, Walter-Flex-Strafle.

Artikel 2 — Zuweisung

Mit Wirkung zum 1. November 2014, 0 Uhr, wird das in Ar-
tikel 1 beschriebene Gebiet der katholischen Pfarrgemeinde
St. Joseph, Hannover zugewiesen.

Artikel 3 — Inkraftsetzung
Vorstehendes Dekret tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

— Nds. MBL. Nr. 18/2015 S. 497

Dekret
iiber die Ausgliederung eines Teilgebietes des Stadtteils List
im Stadtbezirk Vahrenwald-List, Hannover,
aus der katholischen Pfarrgemeinde St. Heinrich, Hannover
und iiber die Zuweisung des Gebietes
zur katholischen Pfarrgemeinde
St. Joseph, Hannover

Vom 10. 10. 2014

Aufgrund der mir geméf can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht treffe ich hiermit folgende Anordnung:

Artikel 1 — Ausgliederung

Mit Wirkung zum 31. Oktober 2014, 24 Uhr, wird das Teil-
gebiet stidlich der Podbielskistrale und nordlich der Walder-
seestrafle, die zum Stadtteil List im Stadtbezirk Vahrenwald-
List, Hannover gehoren aus der katholischen Pfarrgemeinde
St. Heinrich, Hannover ausgegliedert. Das Gebiet umfasst fol-
gende Straflen: An der Markuskirche, Bodekerstrale ab 57
(ungerade), ab 76 (gerade), Brahmsstrafle, Burckhardtstrafle,
Drostestrafie 1—9, Hammersteinstrafle 1—6, Héndelstrafle,
Hohenzollernstrafle 47 —56, Hubertusstrale, In der Steinriede,
Kortingstrafle, Lister Meile ab 54 (gerade), ab 61 (ungerade),

Lister Platz, Lortzingstrafle, Oskar-Winter-Strafle, Podbielski-
strafle 2—92, Richard-Wagner-Strafle, Schumannstraf}e, Spohr-
strafle, Vier Grenzen, Walderseestrafle 1—29, ab 49, Waldstra-
3¢ ab 45, Wedekindplatz 3, Wedekindstrafle ab 16.

Artikel 2 — Zuweisung

Mit Wirkung zum 1. November 2014, 0 Uhr, wird das in Ar-
tikel 1 beschriebene Gebiet der katholischen Pfarrgemeinde
St. Joseph, Hannover zugewiesen.

Artikel 3 — Inkraftsetzung
Vorstehendes Dekret tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

— Nds. MBL. Nr. 18/2015 S. 498

Landeskirchenamt der Evangelisch-
lutherischen Landeskirche Hannovers

Rechtsverordnung
zur Anderung der Rechtsverordnung
iiber die Erhebung von Kirchgeld
in der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers
vom 19. Dezember 1974 — Kirchgeldordnung (KiGO) —

(KABL. 1975, S. 42,

zuletzt gedndert durch Rechtsverordnung

vom 10. Juni 1999, KABI. S. 89)

Vom 11. 12. 2014

Aufgrund des § 9 der Gemeinsamen Kirchensteuerordnung
vom 14. Juli 1972 (Kirchl. Amtsbl. S. 107), gedndert durch
Verordnung mit Gesetzeskraft des Rates der Konféderation
evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Anderung der
Gemeinsamen Kirchensteuerordnung vom 8. Mirz 2014
(Kirchl. Amtsbl. S. 57), d&ndern wir mit Zustimmung des Lan-
dessynodalausschusses die Rechtsverordnung wie folgt:

Artikel 1
§ 1 wird um den folgenden Absatz 4 ergénzt:

»(4) Die Regelungen dieser Rechtsverordnung zu Ehegatten
und Ehen sind auch auf Lebenspartner und Lebenspartner-
schaften im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes anzu-
wenden.”

Artikel 2
Diese Rechtsverordnung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

— Nds. MBL. Nr. 18/2015 S. 498

Herausgegeben von der Niedersdchsischen Staatskanzlei

Verlag: Schliitersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Bockler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover, Telefon 0511 8550-0,
Telefax 0511 8550-2400. Druck: Gutenberg Beuys Feindruckerei GmbH, Langenhagen. Erscheint nach Bedarf, in der Regel wochentlich. Laufender

Bezug und Einzelstiicke konnen durch den Verlag bezogen werden. Bezug

reis pro Jahr 130,40 €, einschliefSlich 8,53 € Mehrwertsteuer und 12,80 €

Portokostenanteil. Bezugskiindigung kann nur 10 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je angefangene 16 Seiten 1,55 €.
ISSN 0341-3500. Abonnementservice: Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405

Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 3,10 € einschlieBlich Mehrwertsteuer zuziiglich Versandkosten

498



	Inhalt MBl. Nr. 18 vom 20.05.2015
	B. Ministerium für Inneres und Sport
	Verfolgung von Verkehrsordnungswidrigkeiten

	C. Finanzministerium
	Statut der Emder Zusatzversorgungskasse für Sparkassen

	D. Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
	Richtlinie für die Übernahme von Bürgschaften des Landes zur Förderung des Wohnungswesens (Bürgschaftsbestimmungen Wohnungswesen)
	Unfallverhütungsvorschrift „Grundsätze der Prävention“ der Landesunfallkasse Niedersachsen

	F. Kultusministerium
	Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen; Änderung der Gemeinsamen Kirchensteuerordnung
	Diözese Osnabrück; Kirchensteuerordnung im Bereich des Landes Niedersachsen
	Bischöflich Münstersches Offizialat; Kirchensteuerordnung für den Oldenburgischen Teil der Diözese Münster
	Änderung der Landeskirchensteuerbeschlüsse für die Haushaltsjahre 2013 und 2014 der evangelischen Kirchen in Niedersachsen
	Landeskirchensteuerbeschluss für die Haushaltsjahre 2015 und 2016 der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig vom 21. 11. 2014
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